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Einleitung. 


Die  mittelalterliche  Naturalwirtschaft  ging  mit  der  Zeit  zu 
spezialisierteren  Wirtschaftsformen  über;  dem  Feudalsystem,  das 
auf  der  ländlichen  Produktionsform  beruhte,  trat  die  Stadtwirt- 
schaft mit  ihrem  patrizischen  Regiment,  mit  ihren  Zünften  und 
Korporationen  gegenüber.  An  die  Stelle  der  Produktion  für  den 
eigenen  Bedarf  innerhalb  der  Familie  oder  der  Genossenschaft,  die 
das  Ideal  der  mittelalterlichen  Naturalwirtschaft  war,  trat  jetzt  die 
Produktion  für  Kunden  und  der  freie  Austausch  auf  dem  Markte, 
dem  wirtschaftlichen  Zentrum  dieser  Stadtwirtschaft. 

Für  den  Ubergang  von  diesem  Zustande  zur  Geldwirtschaft  wurde 
das  Merkantilsystem  erdacht,  das  vom  16.  bis  ins  18.  Jahrhundert 
fast  in  allen  Staaten  Europas  in  verschiedenen  Formen  auftrat. 

Ein  Hauptverdienst  des  Merkantilismus  bestand  bekanntlich 
in  der  Ausbildung  der  Lehre  von  der  Handelsbilanz,  die  sich 
freilich  nicht  als  einwandfrei  erwies.  Ebenso  überschätzte  er  die 
Bedeutung  der  Volkszahl,  wenn  er  die  Regel  aufstellte,  daß  ein 
Land  nie  zu  viel  Einwohner  haben  könne,  und  wenn  er  infolge- 
dessen die  Auswanderung  verhindern,  dafür  aber  möglichst  viele 
Fremde  anlocken  wollte. 

Der  Merkantilismus,  der  Handel  und  Manufaktur  in  den 
Vordergrund  menschlicher  Tätigkeit  stellte,  wurde  von  der  Lehre 
der  Physiokraten  abgelöst,  die  Grund  und  Boden  und  deren  Be- 
wirtschaftung als  Quelle  des  Nationalreichtums  betrachteten.  Nur 
der  Ackerbau  bringt  nach  ihnen  Neues  hervor,  während  die 
Manufaktur  nur  Trennungen  und  Verbindungen  bereits  vor- 
handener Stoffe  bewirkt. 

Beide  Systeme  haben  in  Frankreich  ihre  höchste  Ausbildung 
erfahren.  Doch  haben  sie  sich  in  mehr  oder  weniger  reiner  Form 
auch  über  die  andern  damaligen  Kulturländer  verbreitet.  Auch 
in  den  kleinen  Verhältnissen  der  Schweiz  ist  das  Wehen  jenes 
Geistes  fühlbar,  der  hier  besonders  die  Wende  des  17.  Jahr- 
hunderts beherrschte. 
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Zwei  Erscheinungen  kennzeichnen  die  beiden  genannten  Haupt- 
lehren auf  dem  wirtschaftlichen  Gebiete  des  alten  bernischen 
Staates,  von  dem  man  erwarten  kann,  daß  er  als  Nachbar  Frank- 
reichs stark  unter  dessen  Einfluß  gestanden  habe:  Die  ökonomische 
Gesellschaft  und  der  bernische  Kommerzienrat.  Die  ökonomische 
Gesellschaft,  von  einem  Landwirt  1759  begründet,  verkörpert  mit 
ihren  Bestrebungen  zur  Hebung  der  Agrikultur  vorwiegend 
physiokratische  Ideen.  Sie  ist  zwar  nicht  eine  Schöpfung  des 
französischen  Systems,  aber  doch  des  Geistes,  der  die  Zeit  um  die 
Mitte  des  18.  Jahrhunderts  beherrschte,  und  mit  den  Physiokraten 
hat  sie  in  engster  Verbindung  gestanden.1)  Der  merkantilistische 
Gedanke  dagegen  hat  den  Kommerzienrat  ins  Leben  gerufen ,  der 
nun  bestimmt  war,  Handel  und  Gewerbe  mit  den  Mitteln  zu  fördern, 
die  das  System  zur  Verfügung  stellte. 

Das  Verhältnis  der  beiden  nationalökonomischen  Lehren  zum 
Staate  ließ  sich  kaum  besser  charakterisieren  als  durch  die 
ökonomische  Gesellschaft  und  den  Kommerzienrat.  Jene  war  eine 
private  Gesellschaft,  unabhängig  vom  Staate,  der  nach  dem  obersten 
Grundsatze  der  Physiokraten:  Laisser  faire,  laisser  passer,  den 
ganzen  wirtschaftlichen  Verkehr  nur  sich  selbst  überlassen  sollte, 
damit  der  allen  Interessen  genügende  Zustand  erreicht  werde. 
Dieser  hingegen  war  eine  vom  Staate  geschaffene  Behörde,  die  im 
Auftrage  dieses  Staates  auf  die  Manufaktur  durch  Reglemente  usw. 
einen  heilsamen  Einfluß  ausüben  sollte  und  beauftragt  war,  die 
Industrie  sowohl  wie  ihre  Arbeiter  zu  beaufsichtigen,  damit  nichts, 
was  dem  Staatswohl  Vorteil  bringen  konnte,  unterlassen,  oder, 
was  ihm  schadete,  getan  werde.  Nach  dem  Merkantilsystem  hatte 
der  Staat  ein  großes  Interesse  am  Zustand  von  Industrie  und 
Handel.  „Reichtum  ist  zugleich  Macht,  und  die  politische  Bilanz 
soll  durch  die  Handelsbilanz  gefördert  werden.  Politik  und  Volks- 
wirtschaft verfolgen  das  gleiche  Ziel.  Die  Manufakturpflege  ist  in 
erster  Linie  eine  politische  Angelegenheit  und  hat  sich  nach  den 
Plänen  der  Staatsregenten  zu  gestalten.  Die  Volkswirtschaft  ist 
sich  nicht  Selbstzweck."2) 

Es  wird  sich  im  folgenden  darum  handeln,  zu  untersuchen 
und  zu  zeigen,  aus  welchen  Verhältnissen  der  bernische  Kommerzien- 
rat herauswuchs  und  auf  welchem  Boden  er  sich  organisierte, 
welche  Ziele  ihm  vorschwebten  und  welche  Mittel  er  ergriff,  um 

1)  A.  Oncken,  Der  ältere  Mirabeau  und  die  ökonomische  Gesellschaft  in  Bern. 
Bern,  K.  J.  Wyß,  1886. 

2)  A.  Oncken,  Geschichte  der  Nationalökonomie  I.  158. 
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sie  zu  erreichen.  Eine  Geschichte  der  bernischen  Industrien  zu 
liefern,  ist  nicht  beabsichtigt.  Während  der  Arbeit  drängte  sich 
aber  das  Gefühl  auf,  daß  die  Industrie  in  der  bernischen  Volks- 
wirtschaft, zumal  des  18.  Jahrhunderts,  mehr  Berücksichtigung 
verdient,  als  sie  meist  erhält.  Tatsächlich  werden,  wenn  von 
schweizerischer  Industrie  die  Rede  ist,  die  bernischen  Verhältnisse 
kaum  berührt,  und  doch  standen  einige  Zweige  auf  einer  Höhe 
der  Entwicklung,  auf  der  sie  sich  neben  ihren  Konkurrenten  im 
Auslande  sehen  lassen  konnten. 
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Berns  wirtschaftliche  Lage  am  Ende  des  17.  Jahr- 
hunderts und  Versuche  zu  ihrer  Hebung. 


Das  bernische  Staatswesen  hatte  sich  bis  zur  Mitte  des 
17.  Jahrhunderts  zu  der  geschlossenen  Aristokratie  ausgebildet,  als 
welche  es  uns  von  da  an  bis  zum  Untergange  im  Jahre  1798  ent- 
gegentritt. Den  Schlußstein  in  dem  Gebäude  bildete  der  Beschluß 
von  1643,  nach  dem  von  nun  an  niemand  mehr  ins  unbeschränkte 
Burgerrecht  aufgenommen  werden  konnte. J)  Nur  Habitanten  oder 
Kleinburger,  auch  ewige  Einwohner  genannt,  nahm  man  auf.  Sie 
hatten  zwar  keine  politischen,  wohl  aber  die  gleichen  ökonomischen 
Rechte  wie  die  Burger;  so  war  die  Stadt  bewohnt  von  geduldeten 
und  rechtlosen  Hintersäßen  und  Burgern,  diese  getrennt  in  Voll- 
burger und  Kleinburger  und  die  ersteren  wieder  in  regimentsfähige 
und  solche,  die  das  Regiment  wirklich  führten:  Patrizier,  die  sich 
auch  das  Recht  des  Weinhandels  vorbehalten  hatten,  des  einzigen 
Handelszweiges,  den  sie  ihrer  würdig  erachteten.  Der  Grund  zu 
dieser  Ausschließlichkeit  des  Bürgertums  lag  einerseits  in  dem  An- 
wachsen der  bürgerlichen  Güter;  denn  der  Besitz  des  Burgerrechts 
bedeutete  längst  keine  Pflicht  mehr,  sondern  Mitgenuß  der  großen 
Besitzungen,  der  durch  eine  zu  große  Zahl  von  Anteilberechtigten 
nicht  geschmälert  werden  sollte.  Der  Beschluß  verfolgte  aber  auch 
einen  wirtschaftlichen  Zweck.  Man  wollte  damit  einer  Erscheinung 
steuern,  die  man  als  „Staatskrankheit"  ebensogut  bezeichnen  kann 
wie  manche  andre  Ubelstände.    Wir  meinen  die  Ämtersucht. 

Die  Quellen  der  staatlichen  Einkünfte  hatten  sich  seit  der  Re- 
formation bedeutend  vergrößert,  mehr  durch  die  Erwerbung  der 
Waadt  als  durch  die  Einziehung  der  Klostergüter ;  stärker  noch  war 
der  Andrang  zu  den  Beamtungen  gewachsen.    Handwerk,  Handel 

1)  K.  Geiser,  Die  Verfassung  des  alten  Bern,  in  der  Festschrift  zur  VII.  Säkular- 
feier der  Stadt  Bern.   1891.  IV.   S.  83. 
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und  Gewerbe,  die  nach  der  Reformation  einen  kräftigen  Aufschwung 
genommen  hatten,  lagen  wieder  im  argen ;  sie  wurden  den  Staats- 
ämtern zuliebe  verlassen.  Was  nützte  es,  daß  Gewerbsleute, 
Künstler,  Handwerker,  Handelsleute  Aufnahme  fanden,  wobei  die 
Regierung  die  Absicht  hatte,  diese  Erwerbszweige  zu  fördern,  wenn 
sie  oder  ihre  Nachkommen  die  ,, nutzlichen  Begangenschaften"  auf- 
gaben und  bald  ins  nämliche  Fahrwasser  kamen?  Viele  verarmten 
in  kurzer  Zeit,  so  daß  Abnahme  des  Gewerbes  und  Zunahme  der 
Zahl  der  von  öffentlicher  Wohltätigkeit  lebenden  Familien  Hand  in 
Hand  gingen. 

Nun  wollte  man  die  Berufsleute  zwingen,  bei  ihrer  Beschäftigung 
zu  bleiben.  Hatte  aber  die  Art  des  Vorgehens  nicht  auch  ihre 
Gefahr?  Der  Neuangekommenen  wartete  die  völlige  Rechtlosigkeit 
als  Hintersäßen ;  denn  auch  das  beschränkte  Burgerrecht  sollte  nur 
sehr  sparsam  erteilt  werden.  Warum  sollte  einer  diese  Verhältnisse 
wählen,  wenn  anderwärts  schönere  ihn  lockten?  Warum  sollte  er 
in  Bern  rechtlos  sein,  wenn  er  in  Basel  von  allen  Beschränkungen 
frei  in  den  Wettbewerb  eintreten  konnte?  Die  Stadt  erfuhr  höchst 
wahrscheinlich  diese  nachteilige  Folge  des  Beschlusses  von  1643 
schon  im  Jahre  1676.  Damals  suchten  die  Verordneten  zur  ,,Intro- 
duction  der  Commercien  oder  Manufacturen"  Personen  „von  gnug- 
samer  Wüssenschaft  und  experienz"  zu  gewinnen.  Man  verhandelte 
mit  zwei  „gewerbsverständigen"  Personen  aus  einem  reformierten 
Orte,  die  verlangten,  in  das  unbeschränkte  Burgerrecht  aufgenommen 
zu  werden,  jedoch  versprachen,  auf  alle  Ämter  zu  verzichten.1) 

Der  Große  Rat  war  damals  gewillt,  auf  den  Vorschlag  einzu- 
gehen, und  gab  der  Kommission  den  Auftrag,  weiter  zu  verhandeln, 
doch  unter  der  Bedingung,  daß  sich  die  neuen  Burger  nur  ihrem 
Berufe  widmen  sollten  und  auch  ihre  Kinder  dazu  anhielten.2)  Wir 
wissen  nicht,  ob  die  Verhandlungen  zu  einem  Resultate  führten. 

Nicht  besser  als  in  der  Hauptstadt  stand  es  um  die  Industrie 
in  den  Landstädtchen ;  auch  da  war  ein  Niedergang  zu  verzeichnen. 
Die  Burger  gaben  Handel  und  Gewerbe  auf  und  befaßten  sich  mit 
Landbau,  zu  dem  die  großen  Gemeindegüter  günstige  Gelegenheit 
boten.  Anderseits  ging  ihr  Trachten  nach  den  Ämtern  der  Stadt- 
verwaltung, die  ihnen  nicht  nur  einträglicher  schienen,  sondern  bei 
denen  sie  auch  angesehener  waren,  oder  sie  lebten  von  den  Er- 
trägnissen ihrer  Kapitalien.3) 


i)  R.M.  175,  S.  442.  2)  Pol.  B.  8,  S.  31. 

3)  K.  Geiser,  Geschichte  des  Armenwesens  des  Kantons  Bern,  55. 
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Auf  dem  Lande  bedeutete  die  zweite  Hälfte  des  17.  Jahr- 
hunderts eine  schwere  Krisis,  nicht  nur  in  Bern,  sondern  in 
der  ganzen  Schweiz.  Während  des  dreißigjährigen  Krieges,  als 
Deutschland  verödet  war,  hatte  die  Schweiz  den  deutschen  Markt 
mit  Lebensmitteln  versehen,  so  daß  diese  in  den  dreißiger  und 
vierziger  Jahren  trotz  der  guten  Ernten  sehr  stark  im  Preise  ge- 
stiegen waren.  Dazu  kam  ein  hoher  Verdienst  durch  den  Transit- 
handel aus  Italien  und  Frankreich.  Die  Güterpreise  stiegen  um 
das  Doppelte  und  Dreifache,  weil  viele  Flüchtlinge  sich  in  der 
Schweiz  ansiedelten  und  Grund  und  Boden  erwarben.  Das  Land 
hatte  während  des  Krieges  seine  gute  Zeit,  die  sich  nach  dessen 
Beendigung  rasch  in  das  Gegenteil  verwandelte.  Lebensmittel-  und 
Güterpreise  sanken,  die  teuere  Lebensführung  blieb ;  wer  an  seinem 
Gute,  das  nun  um  die  Hälfte  im  Preise  sank,  die  Hälfte  bezahlt 
hatte,  verlor  diese,  während  die  Schuld  haften  blieb.  Es  ist  bekannt, 
daß  diese  wirtschaftliche  Krisis,  die  durch  die  Münzverschlechterung 
und  mancherlei  Verkehrsstörungen  noch  verstärkt  wurde,  den 
Bauernkrieg  des  Jahres  1653  herbeiführte.  Durch  die  Niederwerfung 
des  Aufstandes  und  die  harte  Behandlung  der  Unterworfenen  wTurde 
die  gedrückte  Lage  nicht  gebessert.  Stadt  und  Land,  Regenten 
und  Regierte,  waren  von  nun  an  durch  eine  noch  größere  Kluft 
getrennt.  Allerdings  suchte  die  Regierung  manche  berechtigte 
Klage  durch  Verbesserung  der  Verwaltung  aus  der  Welt  zu 
schaffen;  [die  Landvögte  wurden  unter  genaue  Aufsicht  gestellt, 
und  1710  entschloß  man  sich  sogar  zur  Besetzung  der  Landvogteien 
durch  das  Los,  um  Mißbräuchen  bei  der  Bewerbung  und  der  Aus- 
beutung des  Landvolkes  vorzubeugen.  Die  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse besserten  sich  gegen  Ende  des  Jahrhunderts  etwas ;  doch 
wird  immer  noch  berichtet,  daß  fast  in  allen  Teilen  des  Landes 
große  Armut  herrsche  und  ein  nicht  geringer  Geldmangel  zu  ver- 
spüren sei.  Die  ungesunden  Bodenkreditverhältnisse,  die  eben  zum 
großen  Teile  aus  der  Zeit  des  dreißigjährigen  Krieges  stammten, 
die  vielen  Wirtshäuser,  unrationeller  Bodenbau,  Üppigkeit  und 
Verschwendung  und  Mißbräuche  in  der  Verwaltung  des  Landes 
durch  die  Landvögte  sollten  an  dem  schlechten  Zustande  der  Land- 
bevölkerung schuld  sein.1)  Dementsprechend  waren  die  Maßregeln 
zur  Beseitigung  der  Mißstände  zu  wählen. 

In  diese  Bestrebungen,  die  soziale  Lage  des  Volkes  zu  heben, 
fällt  die  Entstehung  und  die  beginnende  Arbeit  des  Kommerzien- 


I)  K.  Geiser,  Armenwesen,  53. 
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rates.  Ein  Rettungsanker  erschien  in  den  Tagen  der  Trübsal.  Auf 
die  „Introduction  der  Commerden"  setzte  man  die  kühnsten  Hoff- 
nungen, die  sich  auch  im  günstigsten  Falle  nicht  erfüllen  konnten. 
Wollte  man  doch  ,,unwidersprechlich  demonstrieren,  daß  durch 
einführung  der  Manufacturen  innert  zehn  Jahren,  beides,  zu  Statt 
und  zu  Landt,  allem  bätel  abzuhelfen  wäre". 

Die  Kommission,  die  in  den  siebziger  Jahren  zur  Förderung 
der  Industrie  bestand,  ging  an  die  gründliche  Untersuchung  der 
Ursachen  der  Landesarmut,  und  sie  fand  diese  in  der  ungünstigen 
Handelsbilanz,  worunter  sie  allerdings  das  verstand,  was  wir  heute 
Warenbilanz  nennen. 

Aus  dem  Gutachten,  das  der  Kommerzienrat  am  8.  September  1687 
den  G.  H.  einreichte  verdienen  zwei  Momente  hervorgehoben  zu 
werden:  Einmal  die  Erkenntnis,  daß  die  Summen,  die  jährlich  in 
das  Gewölbe  gelegt  wurden,  der  wirtschaftlichen  Produktion  ent- 
zogen seien,  daß  sie  ein  totes  Kapital  bedeuteten,  daß  es  national- 
ökonomisch auf  eins  herauskam,  ob  sie  im  Gewölbe  lagen  oder 
gar  nicht  existierten.  An  diesem  Punkte  setzte  später  der  Kom- 
merzienrat ein,  indem  er  die  überflüssigen  Regierungsgelder  zur 
Hebung  der  Industrie  verwenden  wollte,  um  sie  auf  diese  Weise 
fruchtbringend  zu  des  Landes  Wohl  auszugeben.  Der  Erfolg  war 
nicht  groß,  so  daß  man  sich  später  von  einer  solchen  Anlage  ab- 
wandte und  die  Kapitalien  auf  ausländische  Unternehmen  auslieh.2) 

Sodann  ist  zu  beachten  die  scharfe  Erfassung  des  Prinzips  der 
Warenbilanz,  die  aber  damals  gleichbedeutend  war  mit  Wirtschafts- 
bilanz, und  die  klare  Erkenntnis  des  ungünstigen  Resultates  für 
den  Anteil  Berns  im  internationalen  Warenaustausch.  Eine  aus- 
führliche Zusammenstellung  der  Summen,  die  für  fremde  Produkte 
aus  dem  Lande  gingen,  wwde  gleichzeitig  mit  dem  Memorial  aus- 
gearbeitet und  wahrscheinlich  diesem  beigelegt.  Es  kann  sich  bei 
dem  Fehlen  jeder  Handels-  und  Zollstatistik  selbstverständlich  nur 
um  angenäherte  Werte  handeln.  Wir  entnehmen  ihr,  daß  für  über 
200000  Kronen  fertige  Industrieprodukte,  die  Metallwaren  nicht 
gerechnet,  eingeführt  wurden.  Sie  betrafen  vor  allem  die  Tuch- 
fabrikation, Wollen- ,  Seiden-  und  Baumwollindustrie ,  außerdem 
die  Wirkerei,  die  feinere  Gerberei,  Uhrmacherei  und  einige  kleinere 
Gewerbe  und  Handwerke.    Auch  die  Rohstoffe  für  die  Industrie 


1)  J.  B.  1687,  s-  47  ff. 

2)  Vgl.  Julius  Landmann ,  Die  auswärtigen  Kapitalanlagen  aus  dem  Berner 
Staatsschatz  im  XVIII.  Jahrhundert.  Jahrbuch  für  schweizerische  Geschichte,  Bd.  28,29. 
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machten  ansehnliche  Summen  aus,  z.  B.  rohe  Wolle  und  Seide, 
die  mit  zusammen  100000  Kronen  vertreten  sind  und  allein  schon 
zeigen,  daß  diese  Manufakturen  eine  nicht  unbedeutende  Verbreitung 
hatten,  aber  auch  erklären,  daß  Anstrengungen  gemacht  wurden, 
diese  Beträge  durch  Hebung  der  Produktion  im  Lande  zu  verringern. 
Aus  der  Beratung  der  Denkschrift  im  Großen  Rate  gingen  folgende 
Vorschläge  hervor:  Beschränkung  der  Einfuhr  von  Lebensmitteln 
auf  das  Notwendigste,  Verbot  der  Einfuhr  von  Luxusartikeln,  Ein- 
fuhr des  Notwendigen  in  rohem  Zustande,  Vervollkommnung  des 
Handwerks,  Förderung  der  Ausfuhr  von  Landesprodukten,  Ver- 
hinderung des  frühen  Reislaufens  und  Verbesserung  des  Schul- 
wesens.1) 

Daraus  ergab  sich  im  wesentlichen  der  dritte  Punkt,  an  dem 
der  Kommerzienrat  mit  seiner  Tätigkeit  einsetzen  konnte.  Alle 
Kräfte  sollte  er  aufbieten,  um  die  bisher  passive  Warenbilanz  in 
eine  aktive  zu  verwandeln,  so  daß  das  Land  reicher  an  Metallgeld 
würde.  Das  wollte  man  durch  Hebung  der  einheimischen  Industrie 
erreichen,  ein  Unterfangen,  an  dessen  Gelingen  man  von  vornherein 
zweifeln  könnte,  wenn  man  bedenkt,  daß  der  Historiograph  Jakob 
Lauffer  den  Bernern  das  Zeugnis  ausstellte,  sie  taugen  nicht  zu 
Handwerk  und  Handelschaft.2) 

1)  J.  B.  1687,  S.  1  ff. 

2)  Genaue  und  umständliche  Beschreibung  helvetischer  Geschichte,  III.  17. 
Zürich  1736. 
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I.  Gründung  und  Organisation. 

Wenn  man  einen  Blick  auf  die  bernischen  Ratsverhandlungen 
der  damaligen  Zeit  wirft,  so  sieht  man,  wie  allmählich  sich  die 
Erkenntnis  Bahn  brach,  daß  die  bisherige  Produktion  weder  in  der 
Form  noch  in  der  Menge  genüge,  daß  die  einzelnen  Versuche, 
die  von  alters  her  mit  Industrie  und  Gewerbe  gemacht  worden 
waren,  vermehrt  und  ausgebaut  werden  müßten,  und  daß  man, 
was  bis  jetzt  nur  nebenbei  berücksichtigt  worden  war,  zum 
Prinzip  erheben  und  systematisch  behandeln  müsse.  Daraus  ergab 
sich  eine  neue  Aufgabe  für  den  Staat:  Er  wollte  durch  Einführung 
von  Handel  und  Industrie  für  das  Wohl  seiner  Untertanen  sorgen; 
zu  diesem  Zwecke  schien  die  Einführung  des  Kommerzienrates 
geboten. 

Ein  äußeres,  mehr  zufälliges  Moment  förderte  die  Bewegung: 
die  Einwanderung  evangelischer  Flüchtlinge  aus  Frankreich.  Diese 
hatte  allerdings  schon  während  der  Glaubenskämpfe  im  16.  Jahr- 
hundert eingesetzt,  und  Basel  und  Zürich  erhielten  ihre  wichtigsten 
Industrien1).    Bern  hatte  damals  seine  Tore  möglichst  verschlossen. 

In  der  Regierungszeit  Ludwigs  XIV.  setzte  die  Refugienten- 
bewegung  von  neuem  ein,  um  nach  der  Aufhebung  des  Edikts  von 
Nantes  1685  den  Höhepunkt  zu  erreichen.  Diesmal  gab  es  in 
Bern,  wo  unterdessen  schon  Schritte  zur  Einführung  der 
Industrie  getan  worden  waren,  Männer,  die  lebhaft  für  die  Auf- 
nahme der  Flüchtlinge  eintraten,  indem  sie  daran  die  Hoffnung 
knüpften,  daß  Berns  Gewerbe  und  Handel  dadurch  einen  kräftigen 
Antrieb  erhielten.2) 

In  Frankreich  schuf  Heinrich  IV.  den  ersten  Conseil  de 
Commerce  um  das  Jahr  1607,  der  aber  mit  dem  Tode  des  Königs 
unterging;  von  Richelieu  wiedererrichtet,  mit  dem  Tode  Lud- 
wigs XIII.  eingegangen,  rief  ihn  Ludwig  XIV.  erst  1700  wieder 


1)  Geering,  Handel  und  Industrie  der  Stadt  Basel,  448. 

2)  Memorial  der  Kommerzienkammer  vom  8.  September  1687;  J.  ß.  1687,  S.  47» 
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ins  Leben.  Er  bestand  aus  neun  hohen  Beamten,  hauptsächlich 
des  Finanzwesens,  und  je  einem  Abgeordneten  der  dreizehn  be- 
deutendsten Städte  des  Landes.1) 

Neben  dieser  Behörde  für  das  ganze  Land  gab  es  in  den 
wichtigeren  Handelsstädten  Handelskammern ;  die  meisten  wurden 
aber  erst  durch  königliches  Edikt  vom  30.  August  1701  geschaffen.2) 
Älter  sind  nur  die  von  Dünkirchen  (1700)  und  Marseille,  welche 
1650  ins  Leben  trat.3)  Sie  erscheinen  hauptsächlich  als  Ver- 
treter der  Kaufmannschaft,  immerhin  unter  dem  Vorsitz  oder  mit 
Beiziehung  von  Amtspersonen.  Selbstverständlich  kannten  die 
Berner  diese  Einrichtungen,  zumal  die  Kammer  von  Marseille, 
ging  doch  nach  Lyon  und  an  das  Mittelmeer  ein  großer  Teil  des 
bernischen  und  des  übrigen  schweizerischen  Handels.4) 

Auch  in  schweizerischen  Städten  bestanden  Handelskammern, 
so  die  kaufmännischen  Direktorien  von  Zürich  und  St.  Gallen. 
Aber  sie  waren  nur  durch  Vertreter  der  Handelsleute  gebildet;  in 
Zürich  sicherte  sich  die  Regierung  erst  im  Anfange  des  18.  Jahr- 
hunderts einen  größern  Einfluß  durch  die  Bestimmung,  daß  ein 
Teil  der  Mitglieder  dem  Rate  angehören  mußte;  wenig  später 
wurden  diese  vom  kleinen  Rate  selber  gewählt.5) 

Es  ist  wahrscheinlich,  daß  diese  Kammern  dem  bernischen 
Rate  vorschwebten,  als  es  sich  um  die  Schaffung  der  neuen 
Behörde  handelte.  Direkt  weist  uns  darauf  hin  eine  Äußerung  des 
Kommerzienrates  selber.  Als  die  Handelsleute  unter  den  Burgern 
von  der  Kammer  ausgeschlossen  wurden,  führte  sie  als  Beispiel, 
daß  es  anderwärts  anders  gehalten  werde,  Zürich,  Basel  und 
St.  Gallen  an.6)  Der  bernische  Kommerzienrat  mußte  ganz  natur- 
gemäß anders  zusammengesetzt  sein.  Die  Aristokratie  konnte 
nicht  zugeben,  daß  andere  als  Ratsmitglieder  dazu  gewählt  wurden, 
und  er  erscheint  daher  von  Anfang  an  nicht  als  beratende  Ver- 
tretung der  industriellen  und  Handelsbevölkerung,  sondern  als  Be- 
standteil der  Regierungsmaschine. 

1)  Savary,  Dictionnaire  universel  de  commerce  (1742)  I.  1023. 

2)  Savary,  I.  739. 

3)  Roscher,  Nationalökonomik  des  Handels  und  Gewerbfleißes,  497. 

4)  Versuch  einer  Geschichte  der  Handelschaft  der  Stadt  und  Landschaft  Zürich 
(1763),  154,  166.  /.  C.  Fast,  Staats-  und  Erdbeschreibung  I.  554. 

5)  Bürkli-Meyer,  Zürcher  Taschenbuch  1883.  Wartmann,  H.,  in  Reichesberg, 
Handwörterbuch  der  schweizerischen  Volkswirtschaft  II.  721  ff. 

6)  Dort  „sind  den  Commerden  und  Handlungen  vorgesetzt  diejenigen,  welche 
am  stärksten  Handlungen  treiben  und  derenselben  die  beste  Wissenschaft  haben, 
hiengegen  die  so  nichts  handien,  davon  ausgeschlossen". 
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Langsam  entwickelten  sich  die  Verhältnisse,  die  unsere  Behörde 
entstehen  ließen;  darum  ist  es  selbstverständlich,  daß  der  Kommerzien- 
rat  nicht  mit  einem  Schlage  auf  der  Bildfläche  erscheint.  Es  ist 
uns  leider  nicht  gelungen,  die  ersten  Keime  nachzuweisen. 
Soviel  aber  ist  sicher,  daß  sie  in  der  zweiten  Hälfte  des  17.  Jahr- 
hunderts zu  suchen  sind.  Anfangs  gab  es  nur  vereinzelte  Ge- 
schäfte zu  beraten,  die  zur  Voruntersuchung  und  zur  Bericht- 
erstattung an  eine  Kommission  gewiesen  wurden.  In  einer  solchen 
liegen  die  Anfänge  des  Kommerzienrates.  Wir  wissen  nicht,  ob 
das  Geschäft,  das  am  15.  März  1676  behandelt  wurde,  und  in  dem 
es  sich  um  die  Aufnahme  von  zwei  „gewerbsverständigen  Per- 
sonen" ins  unbeschränkte  Burgerrecht  handelte,  das  erste  war,  das 
dieser  Kommission  vorgelegt  wurde;  wenigstens  fanden  wir  sie 
zum  ersten  Mal  erwähnt.1) 

Die  Kommission  erscheint  bald  darauf  als  ständige.  1678 
hören  wir  wieder  von  Schultheiß  von  Erlach  „und  Mitverordneten 
zum  Commerciengeschäft"  .2)  Noch  deutlicher  spricht  die  Weisung, 
die  Kommission  zu  ergänzen.3)  1679,  20.  September,  erscheint  sie 
wieder  als  „die  Committierten  zum  Commerciengeschäften"  .4)  In  den 
achtziger  Jahren  trägt  sie  den  Namen  „Commerden  Cammer",  so 
1681 5),  16836),  i6847))  i686<8) 

Sie  bestand  aus  dem  Schultheißen  als  Präsidenten  und  einigen 
Mitgliedern  des  Kleinen  und  Großen  Rates.  Die  Wahl  geschah 
durch  die  Vennerkammer.9)  Noch  hatte  die  Kommission  keine 
selbständige  Bedeutung,  noch  hielt  sie  nicht  regelmäßig  Sitzungen ; 
ihre  Mitglieder  saßen  auch  in  andern  Kammern,  die  mehr  ein- 
trugen und  ihre  Zeit  in  Anspruch  nahmen.  So  mögen  die  Ge- 
schäfte der  Kommerzienkommission  etwas  vernachlässigt  worden 
sein.10)  Aber  auch  ihre  Abhängigkeit  von  der  Vennerkammer  war 
hinderlich.  Ihre  Anträge  fanden  nicht  die  gewünschte  Berück- 
sichtigung und  blieben  oft  liegen,  was  zur  Weiterarbeit  nicht 
gerade  aufmunterte.11) 

Nun  gab  das  Memorial  der  Kommerzienkammer  vom  8.  Sep- 
tember 1687  ohne  Zweifel  den  Anlaß  zur  Gründung  des  Kommerzien- 
rates.12) Ausgehend  vom  Nutzen  der  Manufaktur  und  des  Handels, 
ging   es   über   zur   Betrachtung    der   wirtschaftlichen   Lage  des 

i)  R.  M.  175,  S.  442.  2)  R.M.  182,  S.  25.               3)  R.  M.  183,  S.  10. 

4)  R.M.  185,  S.  151.  5)  R.M.  192,  S.  324.             6)  Pol.  B.  8,  S.  371. 

7)  ibid.,  S.  369.  8)  R.  M.  203,  S.  453,  464.       9)  R.  M.  183,  S.  10. 

10)  R.M.  203,  S.  464.  11)  J.B.  1687,  S.  47 ff. 

12)  J.B.  1687,  S.  47 ff.,  R.M  210,  S.  150. 
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bernischen  Staates  und  kam  zum  Schlüsse,  daß  diese  eine  Besserung 
nötig  habe,  die  aber  nur  durch  schleunige  Einführung  von  Handel 
und  Industrie  zu  erwarten  sei. 

Hierauf  wurden  die  Vorteile  für  die  handelnde  und  regierende 
Burgerschaft  erörtert,  und  endlich  kam  man  auf  die  zu  geringen 
Befugnisse  der  Kommerzienkammer  zu  reden  und  verlangte,  „die 
Commißion  der  dependenz  von  andern  Cammern  ußert  dem 
höchsten  gwalt  zu  liberieren"  und  ihr  die  Kompetenz  zu  erteilen, 
den  Fabrikanten  gewisse  Privilegien  zuzusichern,  überhaupt  alles 
zu  tun,  wTas  zur  Erreichung  des  Zieles  dienen  konnte. 

Die  Eile,  mit  der  das  Geschäft  vom  Großen  Rate  behandelt 
wurde,  zeigt,  wie  dringend  es  war,  und  welches  Interesse  man 
ihm  entgegenbrachte.  Es  war  hauptsächlich  auf  die  Einführung 
der  Industrie  von  Seide,  Wolle,  Leinwand  und  Leder  abgesehen, 
und  die  Zweihundert  erkannten  als  Hauptmittel  zu  ihrer  Förderung: 
Gewinnung  von  Meistern,  die  der  Fabrikation  kundig  wären,  und 
Heranziehung  von  Großhändlern,  die  für  Absatz  sorgen  würden. 
Sie  waren  geneigt,  diese  des  Zolls  für  die  Waren,  die  sie  mit- 
brachten, so  wie  für  das  rohe  Material,  das  sie  während  der  ersten 
fünf  Jahre  einführten,  zu  entheben  und  sie  nach  einer  Probezeit 
von  drei  Jahren  mit  ihren  Gütern  ziehen  zu  lassen,  ohne  das 
Abzugsrecht  anzuwenden.  Man  stellte  ein  eigenes  Handelsgericht 
in  Aussicht,  wollte  ihnen  Platz  in  obrigkeitlichen  Häusern  gewähren 
und  die  Anstellung  fremder  Arbeiter  erlauben,  bis  sich  die  nötige 
Zahl  in  der  bernischen  Bevölkerung  selbst  fand.  Endlich  sollte 
die  bisherige  Kommission  zu  einem  ordentlichen  Kommerzienrate 
ausgebaut  werden.  Dieser  letzte  Vorsatz  wurde  zuerst  verwirklicht; 
die  neue  Behörde  sollte  dann  das  übrige  tun.  Rasch  wurde  in 
allgemeinen  Umrissen  der  Plan  entworfen,  Rechte  und  Pflichten 
der  neuen  Behörde  bestimmt;  am  14.  September  erfolgte  die 
Wahl  der  Kommerzienräte,  und  am  22.  September  erschien  die 
Instruktion. 

Die  Zahl  der  Mitglieder  betrug  acht,  nachdem  am  8.  Sep- 
tember nur  sechs  vorgeschlagen  worden  waren.1)  Von  den  acht 
gehörten  zwei  dem  Kleinen  Rate,  sechs  den  Zweihundert  an.  Die 
ersten  Mitglieder  waren  die  Venner  von  Büren  und  von  Muralt, 
die  ehemaligen  Amtleute  Daniel  Im  Hooff,  Hackbrett,  Emanuel 
Steiger,  Fischer  von  Wangen,  Thormann  und  Appellationsschreiber 
Tribolet.     Außerdem   sollte   der  Seckelmeister   Sinner   von  Amts 


i)  R.M.  210,  S.  156. 
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wegen  an  den  Sitzungen  teilnehmen,  so  oft  es  ihm  seine  Geschäfte 
erlaubten.  Somit  war  die  Stärke  des  Rates  eigentlich  neun.1)  Bei 
der  Wahl  kamen  zweifellos  zuerst  die  bisherigen  Mitglieder  der 
Kommission  oder  Kammer  in  Betracht,2)  dann  aber  auch  andere 
Ratspersonen,  die  mit  den  Kommerzien  vertraut  waren.  Der  neue 
Rat  fand  es  selbstverständlich,  daß  er  aus  solchen  „Subjectis"  zu- 
sammengesetzt sein  müsse,  die  etwas  von  den  Geschäften  ver- 
stehen, die  sie  behandeln  sollten;  einige  hatten  auch  erklärt,  daß 
sie  in  Handlungen  beteiligt  seien  oder  es  zu  tun  im  Sinne 
haben.3) 

Aber  gerade  der  Umstand,  daß  Leute  die  Kammer  bildeten, 
die  selber  in  der  Handlung  beteiligt  waren,  führte  noch  zu  längeren 
Auseinandersetzungen.  Der  elfte  Artikel  der  Instruktion  bestimmte, 
daß  die  Mitglieder  des  Kommerzienrates  selbst  in  Manufaktur  und 
Handlung  nicht  interessiert  sein  sollten ;  wer  es  schon  wäre,  sollte 
„deren  sich  abthun"  oder  auf  die  Stelle  verzichten.  Alle,  die  der 
Artikel  betraf,  erklärten,  daß  sie  eher  ihre  Stelle  aufgeben  würden, 
als  „nutzliche  Handlungen"  zu  unterlassen.4)  Der  Kommerzienrat 
machte  darauf  aufmerksam,  daß  es  von  Vorteil  wäre,  wenn  die  an 
der  Spitze  des  Unternehmens  Stehenden  mit  gutem  Beispiel  voran- 
gingen, um  die  andern  aufzumuntern,  und  daß  es  ungerecht  und 
der  bürgerlichen  Freiheit  zuwider  wäre,  wenn  Männer,  die  sich  um 
die  Sache  bemühen,  des  Nutzens  nicht  teilhaftig  würden.  Er  wies 
ferner  auf  Basel,  Zürich  und  St.  Gallen  hin.5) 

Der  Große  Rat  änderte  nachträglich  den  Artikel  ab,  so  daß 
die  Mitglieder  sich  an  Handlungen  oder  Fabriken  „principaliter 
oder  aßociationsweis  interessieren"  durften,  doch  unter  der  Be- 
dingung, daß  sie  nicht  Monopole  errichteten  und  überhaupt  nicht 
zu  sehr  auf  ihren  eigenen  Vorteil  bedacht  waren ;  wenn  es  sich  um 
Geschäfte  handelte,  bei  denen  Mitglieder  als  Privatunternehmer 
beteiligt  waren,  so  sollten  diese  aus  der  Verhandlung  austreten ;  end- 
lich wurde  ihnen  verboten,  sich  mit  den  Fabrikanten,  die  in  obrig- 
keitlichen Häusern  untergebracht  waren,  in  Gesellschaften  einzu- 
lassen, damit  diesen  allein  die  Vorteile  reserviert  blieben,  die  sie 
in  dieser  Beziehung  genossen.6) 

1)  R.  M.  210,  S.  206. 

2)  Wir  kennen  die  Mitglieder  unmittelbar  vor  1687  zwar  nicht,  1681  saßen 
aber  darin  Sinner  vom  Kleinen  Rat,  Hans  Rud.  Steiger,  Balthasar  Imhof  und  Georg 
Thormann  vom  Großen  Rate.  (R.  M.  192,  S.  472.) 

3)  Mem.  B.  1687,  S.  29  ff.  4)  ibid.  5)  Mem.  B.  1687,  s-  33- 
6)  J.B.  1687,  S.  16.  14.  Nov.  1687. 
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Die  Instruktion  vom  22.  September  1687  *)  erteilte  der  neu- 
geschaffenen Handelsbehörde  zahlreiche  und  bedeutende  Befugnisse. 
Sie  hatte  das  Recht,  Konzessionen  zu  erteilen,  Ordnungen  und 
Reglemente  für  Handel  und  Industrie  zu  erlassen;  sie  durfte  Zoll- 
freiheit für  industrielle  Produkte  und  Rohmaterial  gewähren;  sie 
konnte  unter  gewissen  Bedingungen  und  unter  Zustimmung  von 
Rat  und  Burgern2)  Fabrikanten  zu  ewigen  Einwohnern  annehmen; 
sie  hatte  die  Aufgabe,  die  einheimische  Bevölkerung  zur  Industrie 
heranzuziehen ;  ihr  wurde  die  Aufsicht  über  die  obrigkeitlichen  Ge- 
bäude übertragen,  die  der  Industrie  dienen  sollten.  Endlich  hatte 
sie  auch  richterliche  Gewalt;  sie  war  ein  Handels-  und  Gewerbe- 
gericht, das  bis  auf  den  Wert  von  fünfhundert  Franken  ohne  Ap- 
pellation urteilen  konnte,  das  ferner  den  Auftrag  erhielt,  ein  eigenes 
Verfahren  für  die  Eintreibung  von  Schulden,  eine  Art  Betreibungs- 
recht, vorzuschlagen ;  die  richterliche  Gewalt  konnte  der  Kommerzien- 
rat  auf  eine  eigene,  von  ihm  zu  schaffende  Kammer  übertragen, 
wenn  er  die  Arbeit  nicht  mehr  zu  bewältigen  vermochte. 

Der  Rat  sollte  sich  wöchentlich  zweimal  versammeln ;  er  war 
beschlußfähig,  wenn  die  Hälfte  der  Mitglieder  anwesend  war.  Es 
besteht  keine  Möglichkeit,  die  Zahl  der  gehaltenen  Sitzungen  zu 
bestimmen;  soviel  aber  ist  sicher,  daß  es  nicht  alle  Wochen  zwei 
waren;  wenigstens  entspricht  die  geleistete  Arbeit  nicht  so  vielen 
Versammlungen. 

Dem  Großen  Rate  war  die  Kammer  alle  drei  Monate  Bericht 
und  Rechnung  schuldig;  zu  ihm  stand  sie  ferner  im  Verhältnis 
einer  vorberatenden  und  begutachtenden  Behörde ;  sie  hatte  den 
Auftrag,  alle  zutage  tretenden  Ansichten  mitzuteilen ,  ohne  die 
Gegensätze  auszugleichen.  Alle  Ansichten  mußten  natürlich  zu- 
erst vom  Täglichen  Rate  behandelt  werden;  aber  dieser  ver- 
sprach, die  Weiterleitung  an  den  Großen  Rat  möglichst  zu  fördern. 

Es  war  schwieriger,  die  Aufgabe  mit  kräftiger  Hand  anzu- 
fassen als  schöne  Pläne  zu  schmieden.  Das  erfuhr  der  Kommerzien- 
rat,  der  von  all  den  Aufgaben,  die  ihm  zugewiesen  worden  waren, 
keine  einzige  löste.  Wir  wissen  nicht,  wo  es  fehlte.  War  die 
Situation  zu  wenig  abgeklärt,  so  daß  die  Behörde  nicht  wußte,  wo 
anfangen,  und  nur  tastende  Versuche  ohne  System  und  Einheit 
unternahm  ?  Fanden  ihre  Bestrebungen  Widerstand  und  bei  wem  ? 
Oder  hatte  die  Wahl  nicht  die  richtigen  Männer  getroffen?  Wir 
vermuten  das  erste;  es  war  schwierig,  sich  in  die  neue  Aufgabe 


i)  Pol.  B.  II,  S.  i2.  2)  Grosse  Rat. 
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einzuleben  und  etwas  zu  schaffen,  wozu  die  Grundlagen  noch  nicht 
vorhanden  waren. 

Seit  1690  führte  der  Kommerzienrat  ein  schattenhaftes  Dasein.1) 
Noch  war  man  über  Projekte  zur  Hebung  der  wirtschaftlichen  Lage 
nicht  hinausgekommen.  Die  Vennerkammer  stellte  dem  Großen 
Rate  am  30.  August  1694  vor,  wie  schnell  die  Armut  in  Stadt  und 
Land  zunehme,  worauf  sie,  verstärkt  durch  zwei  weitere  Sachver- 
ständige, den  Auftrag  erhielt,  einen  Vorschlag  einzubringen,  wie 
der  Gefahr  durch  „Introduction  Manufactur,  Handlungen,  Äufnung 
der  Handwerken  etc.  vorzubeugen  seye."2) 

Freilich,  allzuschnell  arbeitete  die  Vennerkammer  auch  nicht3), 
aber  im  Frühjahr  1695  war  die  Sache  doch  so  weit  gediehen,  daß  sie 
zur  Behandlung  im  Großen  Rate  kam.  Unter  den  verschiedenen 
Mitteln,  die  man  für  geeignet  hielt,  den  Zweck  zu  erreichen,  erschien 
auch  die  Neugestaltung  und  Neubelebung  des  Kommerzienrates. 
Am  28.  Juni  wurde  der  Kommerzienrat  neugegründet  und  mit  der 
alten  Gewalt  ausgerüstet.  Auch  jetzt  tritt  er  uns,  wie  schon  früher, 
als  Einzelerscheinung  entgegen  in  dem  ganzen  Streben  nach 
Besserung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse;  als  Haupterscheinung 
allerdings,  sollte  er  doch  die  treibende  Kraft  werden,  um  das  lang- 
ersehnte Ziel  zu  erreichen. 

Der  Kommerzienrat  erhielt  neun  Mitglieder,  wovon  zwei  dem 
Täglichen  und  sieben  dem  Großen  Rate  angehörten.  Es  hatte  sich 
um  die  Frage  gehandelt,  ob  nicht  auch  andere  als  Mitglieder  dieser 
beiden  Behörden  wählbar  sein  sollten;  doch  wurde  die  Frage  fast 
einhellig  verneint.4)  Die  Wahl  erfolgte  durch  die  Zweihundert ;  um 
eine  allmähliche  Erneuerung  zu  ermöglichen,  sollte  jedes  Jahr  das 
älteste  Mitglied  austreten,  wenn  es  der  Kammer  sechs  Jahre  lang 
angehört  hatte.  Am  29.  April  1722  wurde  die  Mitgliederzahl  auf 
zehn  erhöht.  In  den  meisten  Kammern  war  es  Brauch,  daß  solche 
Burger  darin  saßen,  die  noch  keine  Ämter  bekleidet  hatten.5)  Dem- 
entsprechend setzte  man  nun  neben  zwei  Angehörige  des  Kleinen 

1)  Wir  kennen  nicht  die  ganze  Tätigkeit  von  1687 — 1695.  Die  Protokolle 
gehen  nur  bis  1690;  doch  existierte  der  Kommerzienrat  noch  in  den  folgenden 
Jahren.  Er  stellte  z.  B.  Warenbegleitscheine  aus,  und  am  30.  Nov.  1693  wurde  er 
durch  zwei  neue  Mitglieder  ergänzt.  (R.  M.  Nr.  223,  S.  196,  Nr.  229,  S.  110,  Nr.  238, 
S.  102,  Nr.  241,  S.  115,  190.) 

2)  Einleitung  zur  Verordnung  von  1695.  J-  B-  Ia,  II  ff.,  Pol.  B.  9,  S.  203. 

3)  Der  Seckelmeister  von  Muralt  bemerkte  am  27.  November  1694,  „daß  in 
der  anbefolchnen  Consultation,  wie  die  Commerden  zu  introducieren,  es  wegen  nit 
besuchung  der  Commeren  nit  rucken  wolle".   (R.  M.  243,  S.  166). 

4)  R.  M.  246,  S.  284.  5)  K.  Geiser,  Festschrift  IV.  I24. 
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Rates  und  vier  alte  Amtleute  vier  Nonhabuisten.1,)  Dieser  Bestand 
blieb  bis  ins  Jahr  1792,  in  dem  die  Zahl  wieder  auf  neun  herunter- 
gesetzt wurde. 

Den  Vorsitz  hatte  ein  Mitglied  des  Kleinen  Rates,  während 
als  Sekretär  ein  jüngerer  Burger  amtierte,  der  sich  dadurch  neben 
beträchtlichen  Einkünften  die  Anwartschaft  auf  höhere  Stellen  erwarb. 
Er  protokollierte  die  Verhandlungen,  besorgte  die  Korrespondenz, 
stellte  Patente  aus,  verfaßte  die  gerichtlichen  Urteile  usw.  Seit  1723 
verwaltete  der  Sekretär  auch  die  Kasse2),  die  vorher  von  einem 
eigenen  Seckelmeister  —  einem  Kammermitglied  —  besorgt 
worden  war.  Seine  Einkünfte  bestanden  hauptsächlich  aus  einem 
Fixum  von  hundertzwanzig  Kronen,  Anteil  an  den  Toleranzgeldern3), 
zwei  Prozenten  vom  eingenommenen  Gelde  der  laufenden  Verwaltung 
und  besonders  den  Emolumenten  für  das  Ausstellen  von  Patenten 
und  Ausfertigen  anderer  Schriftstücke,  die  eine  beträchtliche  Summe 
ausmachten.  Für  ein  Kramladenpatent  waren  dem  Schreiber  allein 
drei  Kronen  zu  bezahlen ;  für  ein  Marktpatent  zahlten  ihm  Landes- 
fremde eine  Krone  fünf  Batzen,  Eidgenossen  zweiundzwanzig  Batzen, 
Berner  zwölf  Batzen.4)  Für  die  Zeit  von  1789  bis  1792,  während 
welcher  die  Patentierung  sistiert  war,  bezog  er  eine  Entschädigung 
von  1590  Kronen  11  Batzen  1  Kreuzer.5)  Nach  1792  wurden  die 
Sportein  für  die  meisten  Patente  dem  Staate  verrechnet;  dafür 
wurde  der  Sekretär  mit  einer  fixen  Summe  entschädigt,  die  fünf- 
hundert Kronen  jährlich  überstieg. b)  Der  Präsident  bezog  seinen 
Anteil  durch  die  Siegelgelder,  die  durchgehends  kleiner  waren  als 
der  Anteil  des  Sekretärs,  und  die  übrigen  Mitglieder  kamen  auf 
ihre  Rechnung  durch  die  Verteilung  der  Toleranzgelder,  der  Bußen, 
der  Beträge  aus  den  Konfiskationen,  die  alle  am  Ende  des  Jahres 
nach  der  Zahl  der  besuchten  Sitzungen  verteilt  wurden.  Der  Anteil 
des  einzelnen  schwankte  z.  B.  1723  zwischen  7  und  28  Kronen, 
1724  zwischen  5  und  30  Kronen.7)  Ferner  fielen  ihnen  die  Ab- 
gaben für  Lehr-,  Gesellen-  und  Meisterbriefe  zu,  die  die  Kommerzien- 
räte  in  ihrer  Eigenschaft  als  Direktoren  der  verschiedenen  Gewerbs- 
zweige ausstellten  und  siegelten.  Im  Dienste  des  Kommerzienrates 
stand  auch  ein  Weibel,  der  neben  einer  Besoldung  von  48  Kronen 
bedeutende  Sportein  bezog.  Die  Kammer  war  also  eine  der 
„lukrativen". 


i)  J.B.II.  145. 

4)  J.B.  VIII.  I34—H3. 

7)  C.  R.  R. 


2)  C.R.R.  1723. 
5)  J.B.  VIII.  150 ff. 


3)  C.R.R.  1713,  I7U. 
6)  ibid. 
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Dennoch  trug  sie  in  der  ersten  Zeit  den  Stempel  der  Untätigkeit; 
die  Herren  strengten  sich  durchaus  nicht  übermäßig  an.  Oft  blieb 
es  beim  guten  Willen.  So  wurde,  trotz  des  Beschlusses,  wöchent- 
lich dreimal  sich  zu  versammeln,  im  Jahre  1696  nur  durchschnittlich 
alle  zwei  Monate  eine  Sitzung  gehalten.1)  Kein  Wunder,  daß  der 
Rat,  wie  er  selbst  sagt,  bald  „in  Discredit  gefallen"  war!  Am 
22.  Dezember  beschloß  er,  „frisch  das  Werk  anzugreifen  und  die 
restierenden  Sachen  zu  liquidieren",  sich  deshalb  jeden  Dienstag 
und  Samstag  vormittag  zu  versammeln,  und  zwar  ,,ungebotten  und 
krafft  habenden  Eydts".'2)  Die  nächste  Sitzung  sollte  am  ersten 
Dienstag  des  Jahres  1697  sein  —  sie  fand  am  20.  Februar  statt. 
In  den  alten  Schlendrian,  der  beinahe  die  Tatenlosigkeit  der  Kammer 
von  1687  wieder  herbeigeführt  hätte,  versank  der  Kommerzienrat 
von  jetzt  an  nicht  mehr.  Schon  im  Laufe  des  Jahres  1697  lebte 
er  sich  in  die  Aufgabe  ein,  die  Geschäfte  mehrten  sich,  und  die 
bisherigen  Pläne  nahmen  nach  und  nach  greifbare  Gestalt  an. 

Vergegenwärtigen  wir  uns  nochmals  die  Befugnisse  des  Kom- 
merzienrates,3)  um  uns  vorläufig  über  seinen  Wirkungskreis  im  all- 
gemeinen zu  orientieren. 

1.  Er  hatte  das  Recht,  Konzessionen  zu  erteilen.  Handelte 
es  sich  um  solche  zu  industriellen  Zwecken,  so  trat  der  Kommerzien- 
rat als  beratende  Kommission  auf,  wie  z.  B.  bei  der  Bewilligung 
einer  Baumwolldruckerei  an  J.  Weber  und  J.  J.  Hedinger  in  Reinach 4) 
oder  der  Walke  zur  Indiennedruckerei  des  Philibert  Veuillet  in 
Yverdon.5)  Für  die  Ausübung  eines  Gewerbes  ohne  Benutzung 
von  Kraft,  über  die  der  Staat  verfügte,  war  keine  Bewilligung 
nötig.  Dagegen  gab  der  Kommerzienrat  die  besondere  Erlaubnis, 
die  ein  Geselle  brauchte,  um  selbständig  für  einen  Fabrikanten 
arbeiten  zu  dürfen,  oder  die  auch  ein  Meister  haben  mußte,  um 
gewisse  Bestimmungen  der  Reglemente  (z.  B.  die  Zahl  der  Wirk- 
stühle) zu  umgehen ;  doch  wurde  diese  Kompetenz  oft  den  einzelnen 
Direktoren  übertragen.  Vor  allem  aber  wurden  Konzessionen  im 
Handel  angewendet:  Zum  Halten  von  Kramläden  außerhalb  der 
Städte,  zur  Ein-  und  Ausfuhr  gewisser,   grundsätzlich  verbotener 

1)  Nach  dem  Manual  am  12.  Mai,  II.  August,  29.  Oktober,  24.  November, 
I.  und  22.  Dezember. 

2)  Man.  A.  65. 

3)  Nach  der  Instruktion,  die  fast  wörtlich  gleich  lautet  wie  die  von  1687; 
der  elfte  Artikel  kam  in  der  nachträglichen  Fassung  herüber  (J.  B.  Ia  i). 

4)  J.B.  V.  400,  438.  Man.  Q.  234,  280.  1763. 

5)  J.B.  VI.  7,  Ii,  20,  21. 
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Waren,  zum  Besuche  von  Märkten,  zum  Hausieren  usw.,  die  alle 
als  ,, Patente"  oft  zur  Ausgabe  kamen. 

2.  Er  konnte  Ordn  ungen  un  d  R  eglem  ente  für  die  Händler 
und  Fabrikanten  und  ihre  Arbeiter  erlassen.  Dahin  gehörten  vor 
allem  Ein-  und  Ausfuhrverbote  zum  Schutze  gegen  die  ausländische 
Konkurrenz,  beziehungsweise  zur  Erhaltung  des  nötigen  Rohmaterials 
und  zur  Regulierung  des  inländischen  Marktes  und  der  Preise; 
dann  die  zahlreichen  Meisterschaftsreglemente  mit  ihren  technischen 
und  sozialen  Maßregeln  und  Verwaltungsvorschriften ;  die  Reglemente 
und  Instruktionen  für  die  Kontrolle  der  Tücher,  vor  allem  der 
Baumwollen-  und  Leinwandgewebe ;  die  Statuten  für  Kranken-  und 
Armenkassen.  Auch  die  von  der  Obrigkeit  erlassenen  gingen  aus 
der  Werkstätte  des  Kommerzienrates  hervor,  wenn  sie  seine  Domäne 
betrafen,  wie  die  Hausiermandate  und  zum  Teil  die  Warenverbote. 

3.  Die  Befreiung  von  Zöllen  stand  eine  Zeit  lang  in  seiner 
Gewalt,  und  er  machte  oft  davon  Gebrauch.  Am  26.  Februar  1745 
ging  ihm  dieses  Recht  an  den  Großen  Rat  verloren.1) 

4.  Die  Annahme  von  Gewerbsleuten  zu  Habitanten 
war  ihm  nur  unter  Zustimmung  der  Zweihundert  erlaubt,  d.  h.  er 
hatte  nur  Vorschlagsrecht.  In  dieser  Beziehung  hat  er  recht  wenig 
gewirkt,  was  bei  der  Ausschließlichkeit  des  Patriziates  begreiflich 
ist;  immerhin  hatte  er  den  guten  Willen.  Der  Widerstand  war 
höhern  Orts  größer  als  beim  Kommerzienrate. 

5.  In  allem  sollte  er  dahin  streben ,  daß  Burger  und  Landes- 
angehörige zu  Handel  und  Gewerbe  herangezogen  würden. 
Dieses  Streben  brachte  ihn  oft  in  Verlegenheit,  besonders  so  weit 
es  auf  den  Handel  gerichtet  war.  Da  stand  er  zwischen  Burgern, 
die  ihre  alten  Rechte  geltend  machten,  und  Fremden,  die  er  nicht 
auf  die  Gasse  werfen  konnte;  zwischen  den  mittelalterlichen  Standes- 
vorrechten und  der  neuen  Handelsfreiheit,  die  kaum  noch  wagte, 
ihr  Haupt  zu  erheben ;  und  wenn  er  auch  in  den  alten  Vorstellungen 
befangen  war,  so  ist  doch  zu  gewissen  Zeiten  ein  freierer  Geist 
fühlbar,  der  den  beständigen  Klagen  der  Burger  entgegentrat  und 
die  fremden  Kaufleute  sogar  in  Schutz  nahm.  Auf  die  Verminderung 
der  Hintersäßen  in  der  Stadt  arbeitete  er  mit  gleichem  Eifer  hin 
wie  die  Burgerkammer. 

6.  Er  führte  die  Aufsicht  über  das  Kom  merzie  nhau  s 
und  andre  obrigkeitliche  Gebäude  und  bezog  davon  die 
Zinse. 


i)  J.B.  IV.  309. 
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7.  Die  Instruktion  von  1695  erhöhte  seine  richterliche  Ge- 
walt auf  zweitausend  Franken  ohne  Appellation. 

Der  Kommerzienrat  empfing  Direktiven  durch  die  schon  ge- 
nannte ,,Hochoberkeitliche  Verordnung"  von  1695.  Sie  enthielt 
z.  T.  die  gleichen  Bestimmungen  wie  die  Instruktion.  Sie  sah  die 
Erschwerung  der  Einfuhr  von  Waren  vor,  die  im  Lande  fabriziert 
werden  konnten,  sei  es  durch  Verbot,  sei  es  durch  Auflagen;  sie 
erlaubte  Gesellschaften  von  Burgern  und  Fremden  zu  Fabrikations- 
zwecken, verbot  aber  Handlungssozietäten  zwischen  ihnen.  Sie 
hielt  zur  Förderung  der  Gewerbe  in  der  Stadt  für  nötig,  daß 
,,prästhafte  Burgerssöhne"  in  einem  hiezu  bestimmten  Hause  erzogen 
und  zur  Manufaktur  angeleitet,  und  daß  liederliche  Knaben  und 
Mädchen  darin  eingesperrt  würden.  Das  Haus  sollte  von  den 
Gesellschaften  unterhalten  werden.  Ferner  sollten  die  Lehrknaben 
nicht  so  frühzeitig  in  die  Lehre  treten.  Die  Lehrjahre  waren  nach 
den  verschiedenen  Berufsarten  zu  bestimmen.  Die  Wanderjahre 
sollten  vermehrt  werden,  und  vor  ihrem  Ablaufe  durfte  keine  An- 
nahme zum  Meister  erfolgen.  Endlich  sollte  dem  Kommerzienrat 
eine  gewisse  Summe  zugewiesen  werden  zur  Unterstützung  von 
Gewerbsleuten  und  zu  Vorschüssen  an  solche;  die  Pflanzung  von 
Maulbeerbäumen  sollte  fortgesetzt  werden. 

Im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  wurden  unserer  Behörde  neue 
Aufgaben  überwiesen.  So  trat  sie  1758  an  die  Stelle  der  bisherigen 
Tabakkammer,  die  am  30.  Juni  dieses  Jahres  aufgelöst  wurde.1) 
Man  betrieb  die  Tabakfabrikation  eine  Zeitlang  in  Regie,  doch 
wurde  die  obrigkeitliche  Fabrik  samt  dem  ganzen  Fonds  1728  an 
Joh.  Georg  Berseth  übertragen  2),  und  definitiv  verzichtete  der  Große 
Rat  1772  auf  den  Regiebetrieb.  Der  Tabakkammer  und  nachher 
dem  Kommerzienrate  blieben  also  vorwiegend  die  Förderung  des 
Tabakbaues,  die  Aufsicht  über  die  Einfuhr  und  die  Überwachung 
des  Verkaufs  übrig. 

Die  Marktkommission  ging  1763  ebenfalls  ein,  und  ihre  Funk- 
tionen vermehrten  die  Geschäfte  des  Kommerzienrates.3)  Zwar 
nicht  um  ein  Großes ;  die  bisherige  Kommission  hatte  nur  aus  zwei 
Mitgliedern  bestanden,  und  ihre  Aufgabe  war  hauptsächlich  die 
Begutachtung  von  Verlegung  und  Neuschaffung,  sowie  die  ta- 
bellarische Zusammenstellung  der  Märkte;  später  erst  kam  die  Er- 
teilung von  Marktpatenten  hinzu. 


i)  R.M.  241,  S.  376. 
3)  R.M.  264,  S.  89. 


2)  U.  Spr.  B.  G.  G.  G.  105. 
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Die  Befugnisse  des  Kommerzienrates  waren  keine  geringen ;  man 
setzte  große  Hoffnungen  auf  ihn.  Bald  sollte  sich  der  Reichtum  des 
Volkes  mehren  durch  stärkere  Einfuhr  von  Münze  und  geringere 
„Geldveräußerung".  Zur  Erreichung  dieses  letztern  Zieles  war  e>  mit 
dem  Kommerzienrate  noch  nicht  genug;  im  Anfange  des  18.  Jahr- 
hunderts bestand  neben  ihm  noch  eine  Geld  Veräußerungs- 
kommission, die,  1714  gegründet,  in  naher  Verbindung  mit  ihm 
stand,  hielten  doch  die  beiden  Kammern  zu  Zeiten,  z.  B.  im  Jahr' 
1720,  ihre  Sitzungen  gemeinsam.  Ihre  Aufgabe  war,  den  Ursachen 
der  ,, Geldveräußerung"  nachzugehen.  Darin  deckte  sich  ihre  Auf- 
gabe mit  der  des  Kommerzienrates.  Aber  während  dieser  sie  auf 
dem  Gebiete  der  Industrie  zu  lösen  trachtete,  wandte  jene  ihre 
Aufmerksamkeit  der  Landwirtschaft  und  Viehzucht  zu.  Sie  beschäf- 
tigte sich  hauptsächlich  mit  der  Hebung  der  einheimischen  Pferde- 
zucht, und  aus  ihr  ging  1727  die  Pferdezuchtkommission  hervor.1» 
Seit  1723  überwachte  sie  die  Ausführung  der  Münzmandate.2)  Diese 
Aufgabe  übernahm  später  die  Münzkommission,  worauf  die  Geld- 
veräußerungskommission am  5.  September  1763  aufgelöst  wurde.3) 

Wie  sich  die  Geschäfte  häuften,  erwies  sich  eine  Teilung  der 
Arbeit  als  notwendig.  Eine  solche  liegt  in  der  Bestellung  von 
Direktoren  für  die  einzelnen  Gewerbe,  so  daß  für  die  Erledigung 
kleinerer  Geschäfte  nicht  immer  die  ganze  Kammer  in  Bewegung 
zu  kommen  brauchte ;  eine  Teilung  der  Arbeit  konnte  ferner  durch- 
geführt werden,  indem  der  Rat  einzelne  Kompetenzen  und  Pflichten 
andern ,  ihm  unterstellten  Kommissionen  übertrug.  Eine  solche 
war  die  „Engere  Kommission".  Die  Bezeichnung  erscheint  zum 
ersten  Male  am  10.  Februar  1761 . 4)  Sie  war  eine  vorberatende 
Kommission  bis  zum  Jahre  1789,  in  dem  sie  für  kurze  Zeit  ein 
bedeutend  erweitertes  Arbeitsfeld  erhielt.  Ihr  stand  in  diesem  Jahre 
das  Recht  der  Erteilung  oder  Verweigerung  der  Kramladenpatente 
zu,  allerdings  teilweise  unter  Vorbehalt  der  Zustimmung  durch  den 
Präsidenten  des  Kommerzienrates.5)  Aber  noch  im  selben  Jahre 
wurde  die  Patentierung  unterbrochen,  und  die  neue  Ordnung  von 
1792  gab  das  Recht  dazu  wieder  dem  Kommerzienrate. 

Bis  1788  bestand  die  Kommission  aus  vier  Mitgliedern.  Dann 
wurde  die  Zahl  auf  fünf  erhöht,  und  die  Kommission  setzte  sich 
aus  zwei  alten  Amtleuten  und  drei  Nonhabuisten  zusammen.6)  1793 
erregte  diese  Stärke  Anstoß,  weil  die  Kommission  größer  war  als 


i)  R.  M.  113,  S.  261,  291. 

4)  Man.  R.  13. 


2)  Pol.  B.  XI.  6. 
5)  Man.  W.  193. 


3)  R.  M.  266,  S.  504. 
6)  Man.  W.  IC8. 
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der  übrige  Teil  des  Rates.  Aus  diesem  Grunde  wurde  die  Mit- 
gliederzahl am  19.  März  1793  auf  drei  vermindert.  Ein  ausgedienter 
Amtmann  und  die  zwei  ältern  Nonhabuisten  saßen  von  nun  an  in 
der  Kommission,  zu  der  bei  Abwesenheit  eines  Mitgliedes  einer  der 
Kommerzienräte  beigezogen  werden  konnte.1) 

Doch  kehren  wir  zurück  in  die  frühere  Zeit !  Lange  vor  der 
Engern  Kommission  gab  es  zwei  dem  Kommerzienräte  untergeord- 
nete Kammern:  das  Kaufmannsdirektorium  und  das  Handelsgericht. 
Das  Kauf mannsdirekto rium  bildete  sich  im  Herbst  1716  2)  auf 
den  Wunsch  und  als  Vertretung  des  bürgerlichen  Kaufmannsstandes, 
stand  also  mit  den  Chambres  de  Commerce  in  Frankreich  und  den 
kaufmännischen  Direktorien  in  St.  Gallen  und  Zürich  auf  einer 
Stufe;  dem  letztern  hatte  es  seine  Statuten  nachgebildet.3)  Es 
sollte  in  Zukunft  die  Stelle  der  Gesellschaft  zu  Kaufleuten  versehen, 
also  die  Angelegenheiten  des  Handels  ordnen,  die  Freiheiten  der 
Kaufleute  überwachen  usw.;  dieses  „Corps  de  marchands"  sollte 
eine  Vereinigung  werden,  in  der  die  Handelsleute  über  „ihre  ge- 
meine Handlungs-anligenheiten  beabreden  könnint."  Es  wollte 
Ordnungen  für  Kaufleute,  Fabrikanten,  Bediente,  Lehrjungen,  Arbeiter, 
Makler  und  Speditoren  schaffen,  die  Kaufleute  immatrikulieren  und 
jedem  mit  Rat  und  Tat  beistehen.  Ein  Mitglied  des  Kommerzien- 
rates  —  Tillier  —  übernahm  den  Vorsitz,  und  zehn  handlungs- 
verständige Burger  bildeten  das  Kollegium,  in  dem  Tuchhändler, 
Leinwandhändler,  Spezierer,  Indienne-  und  Strumpffabrikanten 
neben  dem  Zeugbuchhalter  David  Weiß  und  dem  Schultheißen  des 
Äußern  Standes,  Nikiaus  Dachselhofer,  saßen. 

Im  Januar  1717  ging  es  an  die  Arbeit.  Das  Direktorium  hat 
einen  wesentlichen  Anteil  am  Zustandekommen  der  Manufaktur- 
ordnung von  1719,  die  es  vorberiet4);  kein  Wunder,  daß  sie  nicht 
nur  die  Manufakturen,  sondern  auch  den  inländischen  Handel  kräftig 
in  Schutz  nahm.5)  Wir  begreifen  auch,  daß  gerade  in  diese  Zeit 
das  erste  scharfe  Vorgehen  gegen  die  nichtburgerlichen  Detail- 
krämer fällt.  Was  die  Burger,  die  nicht  im  Rate  saßen,  1695  an- 
gestrebt hatten,  das  erhielten  sie  nun  in  anderer  Form :  einen 
gewissen  Einfluß  im  Kommerzienräte  und  damit  auf  die  Regulierung 
ihrer  eigenen  Verhältnisse. 

Das  Unter-Handelsgericht  stand  auf  dem  gesetzlichen 
Boden  der  Instruktionen  von  1687  und  1695,  die  dem  Kommerzien- 


i)  Man.  X.  i2i.  2)  Man.  F.  I.  28,  74,  87.  3)  M.  K.  D.  4.  4)  M.  K.  D.  18. 
5)  z.  B.  durch  die  Bestimmung,  daß  den  „Fremden"  der  Handkauf  verboten  sei. 


22 


rate  das  Recht  gaben,  „under  seiner  Obsicht  und  Subordination 
eine  Iudicatur  Cammer  under  denen  Negotianten  selbsten  aufzu- 
richten". J)  Während  das  Kaufmannsdirektorium  gesetzgeberisch 
und  ausführend  tätig  war,  stellt  sich  das  Handelsgericht  als  Behörde 
dar,  die  berufen  war,  dem  Kommerzienrate  als  Richter  seine  Pflichten 
zu  erleichtern. 

Das  Handelsgericht  entstand  im  Januar  1717  „aus  anlaß  der 
fielfaltigen  Streitigkeiten  in  Commerciensachen"  und  ,,zu  etwelcher 
Ihrer  (der  Kommerzienrate)  Erliechterung  .  .  .  .,  umb  denen  vom 
höchsten  Gewalt  anvertrauwten  wichtigern  geschafften  mit  desto 
mehrerer  application  obligen  zu  können".  Es  bestand  aus  einem 
Präsidenten,  der  Mitglied  des  Kommerzienrates  war,  und  acht 
Assessoren  aus  der  Burgerschaft;  davon  waren  sechs  Handelsleute, 
zwei  Rechtskundige.  Der  erste  Präsident  war  ebenfalls  Tillier,  und 
fünf  Mitglieder  gehörten  gleichzeitig  dem  Kaufmannsdirektorium  an. 
Dazu  kamen  noch  der  Banquier  Malacrida  und  zwei  Advokaten.2) 
In  dieser  Zusammensetzung  lag  ganz  natürlich  der  Keim  zur  Ver- 
einigung der  beiden  Behörden,  die  auch  nicht  lange  auf  sich  warten 
ließ.  Sie  erfolgte  auf  den  Vorschlag  des  gemeinsamen  Präsidenten 
Tillier  schon  im  Jahre  1718,  weil  die  ,,seitharige  Erfahrung  gelehrt, 
daß  diesere  Materien  miteinander  viel  connexion  haben  und  dahero 
mit  mehrerer  befürderung  in  einer  Cammer  abgehandlet  werden 
könnind".3)  Bis  jetzt  standen  dem  Kaufmannsdirektorium  die 
Polizei-,  dem  Handelsgericht  die  „Civil  Sachen  im  Commercio"  zur 
Beurteilung  zu  ;  in  Zukunft  sollten  beide  „promiscue  traitiert"  werden. 
Das  „Unterhandelsgericht  und  Direktorium"  setzte  sich 
aus  zwölf  Gerichtssäßen  zusammen,  von  denen  zwei  Advokaten 
waren.  Den  Vorsitz  führte  ein  Mitglied  des  Kommerzienrates,  dessen 
Sekretär  auch  als  Gerichtsschreiber  amtierte.  Wurden  Manufaktur- 
geschäfte verhandelt,  so  konnten  zwei  Fabrikanten  beigezogen 
werden.  Die  gegenwärtigen  Mitglieder  blieben  in  der  vereinigten 
Kammer.  In  Zukunft  erfolgte  die  Wahl  durch  den  Kommerzienrat 
nach  einem  Dreiervorschlag  des  Handelsgerichts  selber.  Jedes  Halb- 
jahr konnten  nur  zwei  Austrittsgesuche  berücksichtigt  werden.  Dem 


1)  Eine  „Iudicatur  Cammer"  war  schon  1705  geschaffen  worden.  Sie  hatte 
das  Recht,  über  Fälle  bis  zum  Werte  von  300  Franken  abzusprechen.  Die  Zahl 
der  Mitglieder  war  acht  (außer  dem  Direktor,  der  dem  Kommerzienrate  angehörte), 
darunter  z.  B.  der  Indiennefabrikant  Engelhard,  der  Fabrikant  Daniel  Herff,  der 
Bankier  Malacrida  u.  a.  (Man.  D.  58  ff.).  Wir  wissen  nicht,  ob  sie  je  in  Tätigkeit  trat. 

2)  Man.  F.  I.  88 ff.  Die  Protokolle  bis  1725  existieren  nicht  mehr. 

3)  Man.  F.  II.  51. 
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Gericht  wurde  auch  die  Aufsicht  über  Maß  und  Gewicht,  sowie 
über  die  Hausierer  und  die  Immatrikulation  der  Fabrikanten  und 
Handelsleute  übertragen.1)  In  dieser  Weise  bestand  die  Behörde 
während  der  zwanziger  Jahre;  aber  schon  im  Anfange  des  folgenden 
Jahrzehnts  erreichte  sie  ihr  Ende;  sie  wurde  nach  und  nach  auf 
wenige  Mitglieder  reduziert,  indem  die  Ergänzungswahlen  unter- 
blieben. Der  Grund  lag  in  dem  Hader  der  Burger  untereinander, 
die  sich  gegenseitig  befehdeten,  anstatt  das  Wohl  aller  in  gemein- 
samer Arbeit  zu  suchen.  1731  machte  das  Gericht  selber  ein 
Projekt,  wie  es  sich  neu  stärken  könnte;  aber  im  Juli  1732  hielt 
es  seine  letzte  Versammlung.2)  Drastisch  stellte  die  Eingabe  der 
Burgerschaft  vom  3.  April  1738  diese  Auflösung  dar3):  „Es  be- 
findet sich  dermahlen  in  der  Zerstreuung,  ohne  Haubt,  ohne  Glieder, 
ohne  Aßessoren,  ohne  Hülff,  ohne  Nachtruck,  mit  einem  Wort 
extirpiert  und  Mausse-todt." 

Der  Versuch,  die  Bürger  im  weitern  Sinne  zur  Mithilfe  an  der 
Organisation  des  Handelswesens  heranzuziehen,  war  mißglückt ;  kein 
Wunder,  daß  der  Kommerzienrat  sich  von  nun  an  lange  der  Wieder- 
einsetzung des  Corps  de  Marchands  widersetzte.  Erst  1755  gab  er  dem 
Drängen  der  handelnden  Burgerschaft  nach  und  schritt  zur  Neugrün- 
dung der  Behörde,  diesmal  unter  dem  Namen  „Unter  h  an  dlungs - 
direktorium".  Daß  es  vor  allem  um  die  Neubelebung  des  ehe- 
maligen Handelsgerichts  zu  tun  war,  geht  schon  aus  der  Tatsache 
hervor,  daß  zunächst  die  früheren  Mitglieder  zusammengesucht  und 
ohne  weiteres  als  solche  der  neuen  Behörde  betrachtet  wurden.4) 
Noch  ihrer  drei  waren  am  Leben,  von  denen  einer  „wegen  Schwach- 
heit des  Alters  und  völlig  abgeänderter  Lebensart"  seine  Entlassung 
verlangte  und  erhielt.5)  Um  die  Zahl  der  sechs  Assessoren,  wie 
sie  diesmal  festgesetzt  wurde,  vollzumachen,  wurden  vier  neue 
bürgerliche  Handelsleute  gewählt.6)  Der  Präsident  war  auch  jetzt 
wieder  ein  Mitglied  des  Kommerzienrates,  und  der  gemeinsame 
Sekretär  führte  die  Feder,  der  Wahlmodus  war  derselbe  wie  früher. 

Die  Instruktion  vom  3.  Dezember  1755  und  5.  Mai  1756  7)  wies 
dem  Direktorium  das  Gebiet  seiner  Tätigkeit  an.  Außerdem,  daß 
es  die  Geschäfte,  die  ihm  der  Kommerzienrat  zur  Voruntersuchung 
zuwies,  „mit  allem  Fleiß  .  .  .  erdauren"  und  das  „Befinden  darüber 

1)  Instruktion  vom  24.  Juni  I719.  J.  B.  Ia  210.  In  der  Stadt  fiel  ihm  die 
Ausführung  der  Einfuhrverbote  und  der  Manufakturordnung  zu.  (Man.  H.  349.) 

2)  M.  H.  G.  3)  Mand.  Sammlung  XVI.  28. 

4)  Man.  Q.  41.  19.  November  1755.  5)  Man.  O.  44.  6)  Man.  Q.  43,  45. 
7)  J.B.  V.  88 ff. 
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in  rationibus  pro  et  contra"  vortragen  sollte,  ferner  neben  der 
Überwachung  von  Maß  und  Gewicht  hatte  es  seine  Aufmerksam- 
keit hauptsächlich  der  Ausführung  der  Verordnungen  zuzuwenden, 
die  sich  auf  den  Handel  bezogen,  war  also  wesentlich  ein  Organ 
der  Handelspolizei.  Dem  entsprechen  die  Verhandlungen,  soweit 
sie  uns  bekannt  sind:1)  Vorladungen  von  nichtburgerlichen  Handels- 
leuten, Fabrikanten  oder  Hintersäßen,  Verhöre  von  Leuten,  die  des 
widerrechtlichen  Detailhandels  und  Hausierens  angeklagt  waren, 
Befehle,  solches  „Gewerbe"  aufzugeben,  den  Laden  zu  schließen  usw. 
nehmen  kein  Ende,  und  die  Gutachten  und  Vorstellungen  hierüber 
an  den  Kommerzienrat  sind  nicht  wenig  zahlreich.  Eine  Haupt- 
aufgabe bestand  weiterhin  in  der  Führung  des  Firmenregister-, 
womit  schon  1720  der  Anfang  gemacht  worden  war. 

Nicht  länger  als  das  Handelsgericht  erfreute  sich  das  Direk- 
torium des  Daseins.  Im  Frühjahr  1771  wird  es  zum  letzten  Male 
erwähnt, 2)  es  verschwand  klanglos  wie  das  erste  Mal,  vermutlich 
aus  dem  gleichen  Grunde,  aber  diesmal,  um  nicht  wieder  zu  er- 
stehen. 

Das  Handelsgericht  in  Bern  war  nicht  das  einzige,  das  im 
Bernerlande  in  jener  Zeit  errichtet  wurde.  In  den  Städten  der 
Waadt  bestanden  mehrere  oder  wenigstens  Anfänge  dazu;  vor 
allem  in  Lausanne,  wo  wir  solche  Bestrebungen  schon  im  Jahre 
1705  treffen.0)  Der  Kommerzienrat  wollte  auch  dort  eine  Judikatur- 
kammer  für  Handelsstreitigkeiten  schaffen,  aber  erst  nach  1710 
nahte  die  Verwirklichung  des  Planes,  als  der  Landvogt  Sinner  von 
Lausanne  ein  Handelsgericht  für  notwendig  erklärte  und  bestimmte 
Vorschläge  einbrachte. A)  Fernere  Gutachten  folgten  in  den  Jahren 
1711  und  1712,'»)  die  alle  im  wesentlichen  miteinander  überein- 
stimmten. Sie  sahen  ein  Handelsgericht  vor,  von  dessen  Richtern 
zwei  aus  dem  Rate,  zwei  aus  den  Sechzigern,  zwei  vom  Gericht 
und  zwei  Handelsleute  sein  sollten,  die  unter  dem  Vorsitze  des 
Landvogts  über  Handelsstreitigkeiten  bis  zu  einem  gewissen  Werte 
definitiv  absprechen  durften,  über  größere  Summen  mit  dem  Recht 
der  Parteien,  an. den  Kommerzienrat  oder  an  die  welsche  Appel- 
lationskammer  zu  rekurrieren.  Im  Frühling  1714  scheint  es  zur 
Konstituierung  gekommen  zu  sein,  aber  in  andrer  Weise,  als  es 

i)  M.  H.  D.  2)  Mao.  T.  266.  Auch  das  Manual  ist  nicht  weitergeführt. 

3)  Man.  D.  61.  Der  Kleine  Rat  von  Bern  war  dem  Projekt  nicht  abgeneigt, 
aber  es  sollte  geschehen,  „ohne  daß  deßwegen  ein  neuwe  Cajnmeren  bestellt" 
werde  (R.  M.  18,  S.  589). 

4)  J.B.  Ia  125  ff.  5)  J.B.  Ia  142.  Man.  E.  20. 


—  25 


früher  vorgeschlagen  worden  war.  Nur  zwei  „landvögtliche  Aßes- 
soren",  also  zwei  vom  Landvogt  erwählte  Handelsverständige, 
und  zwei  vom  Rate  bildeten  die  Kammer,  die  unter  dem  Vorsitze 
des  Landvogts  verhandelte,  aber  nur  über  Konfiskationsgeschäfte.1) 
Am  30.  Juni  dieses  Jahres  bestand  es  unter  dem  Namen  „Com- 
merden Tribunal",2)  und  war  soweit  eine  „sub  delegierte  Cammer", 
als  ihr  Spruch  appellabel  war,  und  zwar  bildete  der  Kommerzien- 
rat  die  zweite  Instanz.  Ein  eigentliches  Handelsgericht  war  damit 
in  Lausanne  noch  nicht  zustande  gekommen;  es  war  nur  ein  Kon- 
fiskationsgericht; doch  hielt  der  Kommerzienrat  darauf,  daß  die 
Geschäfte  streng  ausgeschieden ,  die  Befügnisse  des  ordentlichen 
und  des  Handelsgerichts  scharf  getrennt  wurden.  Als  das  erstere 
über  einen  Fall  abgesprochen  hatte,  der  vor  das  Forum  des  andern 
gehört  hätte,  erhielt  es  einen  strengen  Verweis  und  die  Ermahnung, 
„der Kaufmannssachen,  so  nunmehro  von  der  subdelegierten Commer- 
den Cammer  dependieren,  sich  künftig  nicht  mehr  anzunemmen".  *) 
Der  Kommerzienrat  hatte  die  Absicht,  das  Gericht  zu  einem  wirk- 
lichen Handelsgericht  auszubauen,  mit  der  Kompetenz,  „über  die 
zwischen  Kauffleuten  der  handlungen,  manufacturen  und  dero  de- 
pendenzien  wegen  entstehende  Proceß  und  Streitigkeiten  in  erster 
instanz  summarisch  abzusprechen".4)  Aber  der  Rat  war  damit 
nicht  einverstanden  und  wies  die  Eingabe  an  den  Kommerzienrat 
zurück,  wo  sie  nun  blieb.  Etwas  Neues  und  gewiß  Wichtiges 
hatte  geschaffen  werden  sollen,  aber  am  alten  Recht  und  Brauch, 
den  alten  Rechts-  und  Gerichtsformen  prallte  die  junge  Be- 
wegung ab. 

Ein  solches  Konfiskationsgericht  wurde  im  Juni  1714  auch  für 
Nyon  geschaffen,  „gleich  andern  Orten  weltscher  Landen"  und 
gleich  zusammengesetzt  wie  das  von  Lausanne.5) 

Auch  diese  geringen  Anfänge  der  eigentlichen  Handelsgerichte 
verschwanden  bald  wieder;  später  hören  wir  auch  in  Konfiska- 
tionsangelegenheiten nichts  mehr  von  ihnen.  Ihr  Schicksal  ist  eine 
charakteristische  Illustration  der  Stellung,  in  der  sich  der  Kom- 
merzienrat oft  befand.  Auf  einer  Seite  die  Bedürfnisse  der  Zeit, 
die  er,  wie  es  seine  Aufgabe  war,  zu  befriedigen  suchte,  auf  der 
andern  die  widerstrebenden  Elemente,  in  diesem  Falle  das  alte 
Recht,  das  eine  Ausnahme  für  den  Handel  weder  kannte  noch 
wollte,  und  sicher  die  Hüter  des  Rechts,  die  Juristen. 


I)  Man.  E.  II.  110, 
4)  Man.  E.  II.  177  ff. 


2)  Man.E.  II.  136. 
5)  Man.  E.  II.  132  f. 


3)0  Man.  E.  II.  151, 
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Die  Bedeutung  der  Handelsgerichte  liegt  weniger  in  der  Be- 
urteilung durch  Sachverständige,  die  deshalb  nicht  unterschätzt  zu 
werden  braucht,  als  in  der  Kürze  des  Verfahrens,  die  damals  noch 
mehr  als  heute  eine  Wohltat  war.  Das  gewöhnliche  Verfahren 
war  äußerst  weitläufig  und  langsam ,  für  den  beweglichen,  rasch- 
lebigen Handel  viel  zu  umständlich. 

Der  Kommerzienrat  trat  stets  für  das  kurze  Verfahren  ein ;  so, 
wenn  er  die  Amtleute  1717  aufforderte,  bei  Konfiskationen  „nach 
contradictorischer  verhörung  der  Parteyen  darauffhin  summarisch" 
abzusprechen  also  ohne  Replik  und  Duplik  und  ohne  Zwischen- 
streitigkeiten usw.  Eine  ähnliche  Bestimmung  stellte  das  Verfahren 
im  Handelsgericht  von  Bern  ebenfalls  schon  im  Jahre  1717  in 
diesem  Sinne  fest:  Es  sollte  „nur  allein  Klag  und  Antwort  und 
die  zu  jedem  Theil  dienende  beweißtumb  eingesetzt,  die  Replic  und 
Duplic  aber  außgelassen"  werden.2)  Den  gleichen  Zweck  hatte  die 
Bestimmung  in  der  Instruktion  des  Handelsgerichts  und  Direkto- 
riums von  1719:  „Zu  beschleunigung  des  Rechtens  werden  keine 
Agenten  noch  unnöthige  Incident  vor  dem  Handelsgericht  geduldet." 
Es  wurden  „Klag  und  Antworth  samt  beweißtumb  und  Schluß  in 
eine  procedur  gebracht,  Replic  und  Duplik  aber,  soweit  möglich, 
außgelassen".  Unter  Umständen  wurde  auch  der  Rechtszug  an- 
gewendet.*) 

Neben  der  Kürze,  teilweise  durch  sie,  bekam  dieses  Spezial- 
gericht noch  den  bedeutenden  Vorteil  der  Billigkeit.4)  Die  oben- 
genannten Ursachen  ließen  die  Institution  nicht  erstarken,  und  der 
materielle  und  ideale  Erfolg  blieb  aus.  Eine  Verminderung  der 
Prozesse  hätte  das  Handelsgericht  dadurch  herbeiführen  können, 
daß  es  auch  berechtigt  warv  Schiedsprüche  zu  fällen,  wenn  beide 
Parteien  einen  Schiedsvertrag  eingegangen  waren. 

Meistens  aber  handelte  es  sich  um  „rechtliche  Urtheyle".  Der 
Wert  des  Streitobjektes,  über  den  das  Gericht  endgültig  urteilen 
konnte,  schwankte;  1705  war  er  auf  dreihundert  Franken  angesetzt, 
1717  nur  auf  hundert  Bernpfund  und  1719  wieder  auf  das  Vier- 
fache: hundert  Taler;  gegen  Urteile  über  höhere  Beträge  konnte 
jede  Partei  an  den  Kommerzienrat  appellieren. 

Bei  dem  Fehlen  der  Trennung  der  Gewalten  überhaupt  hatte 
auch  der  Kommerzienrat  seine  richterliche  Stellung  innerhalb  des 
juristischen  Apparates.    Die  ordentlichen  Gerichte  waren  folgende: 


i)  Man.  F.  II.  4L  Man.  F.  I.  184.  2)  Man.  F.  I.  106.  3)  J.  B.  II.  184. 

4)  Tillicr,  Geschichte  des  eidgenössischen  Freistaates  Bern,  V.  365. 
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In  der  Stadt  das  Stadtgericht,  die  Appellationskammer,  der  Große 
Rat;  für  das  Land  die  Untergerichte,  der  Amtmann,  die  Appella- 
tionskammer, der  Große  Rat,  also  drei  Instanzen  für  die  Stadt,  vier 
für  das  Land.1)  Jede  hatte  die  Gewalt,  über  einen  bestimmten  Wert 
endgültig  abzusprechen,  für  größere  Summen  ging  die  Appellation 
an  die  zunächst  höhere  Gewalt. 

Neben  diese  beiden  Reihen  wurde  der  Kommerzienrat  gestellt. 
Vor  ihn  kamen  nur  solche  Streitigkeiten,  die  im  Handel  oder  Ge- 
werbe entstanden  waren.  Auch  bei  ihm  herrschte  das  Prinzip  der 
Kürze  des  Verfahrens.  Auswärts  wohnende  Kläger  konnten  sich 
durch  einen  Berner,  Frauen  durch  ihre  Ehemänner  oder  Vögte, 
Minderjährige  durch  ihren  Vormund  vertreten  lassen.  In  der  ersten 
Zeit  konnte  der  Kommerzienrat  ein  Endurteil  fällen,  wenn  das 
Streitobjekt  den  Wert  von  500  Franken  nicht  überstieg;  1695  wurde 
aber  seine  Kompetenz  auf  2000  Franken  erhöht,  und  er  stand  in 
dieser  Beziehung  über  der  Appellationskammer,  deren  Befugnis 
erst  1764  von  500  auf  1000  Pfund  erweitert  wurde.2)  Die  Appel- 
lation ging  vom  Kommerzienrate  „recta  vor  Räth  und  Burger",  wo 
sie  ebenfalls  „mit  mingst  möglichster  Weitläufigkeit  verfochten  und 
geurtheilet"  wurde.3) 

Die  neue  Instruktion  von  1792  änderte  die  Befugnisse  des 
Kommerzienrates  im  Sinne  einer  Beschränkung  ab,  indem  er  nur 
über  Zivilstreitigkeiten  endgültig  urteilen  konnte,  die  den  Wert  von 
300  Bernkronen  oder  750  Franken  nicht  überstiegen.  Als  zweite 
Instanz  schob  sich  der  Tägliche  Rat  ein,  während  der  Große  Rat 
erst  in  dritter  und  letzter  Instanz  urteilte.  Auch  jetzt  konnte  der 
Kommerzienrat  als  Schiedsrichter  amtieren,  wenn  „beyde  Partheyen 
einen  freundschaftlichen  Spruch  begehren". 

Diesmal  unterschied  man  auch  zwischen  gewöhnlichen  Zivil- 
händeln und  Wechselstreitigkeiten,  in  der  Erkenntnis,  daß  die 
letzteren  einer  rascheren  Erledigung  bedürfen.  Darum  erhielt  der 
Kommerzienrat  das  Recht,  bei  Wechselstreitigkeiten  über  2000  Franken 
Wert  ein  Endurteil  zu  fällen ,  und  die  Appellationen  gingen  für 
höhere  Summen  direkt  an  Rat  und  Burger. 

Bern  hatte  weder  ein  eigenes  Handels-  noch  ein  Wechselrecht, 
und  die  Anfänge  von  solchen,  die  mehr  als  einmal  gemacht  wurden, 

1)  S.  Mutach,  Substanzlicher  Unterricht  usw.  S.  196. 

2)  Tillier,  V.  369. 

3)  J.  B.  Ia  243.  Die  Verordnung  erfolgte  am  17.  Juni  1696,  nachdem  sie  in 
der  Instruktion  vergessen  worden  war,  und  als  in  einem  bestimmten  Falle  die  Frage 
auftrat,  wer  die  nächst  höhere  Instanz  bilde. 
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verschwanden  immer  bald  wieder1);  alle  Bemühungen  des  Kom- 
merzienrates  waren  umsonst;  die  bernische  Aristokratie  konnte  cka 
neues  Recht,  das  in  das  alte,  geschlossene  System  eine  Bresche 
legte,  vom  alten  Brauch  abwich  und  einen  großen  Schritt  vorwärts 
bedeutete,  nicht  dulden.  So  suchte  man  denn  durch  einzelne  Be- 
stimmungen und  indem  man  sich  materiell  an  das  französische 
Wechselrecht  hielt2),  das  Notwendigste  nachzuholen.  Übrigens 
wurden  schon  hundert  Jahre  früher  ähnliche  Bestimmungen  ge- 
geben; die  Instruktion  von  1687  stellte  sie  in  Aussicht,  die  Er- 
neuerung des  Kommerzienrates  gab  1695  Anlaß  zu  ihrer  Aus- 
arbeitung. Man  erkannte  damals,  daß  das  gewöhnliche  Recht  für 
die  Verhältnisse  des  Handels  nicht  genüge.  „Weilen  dann  das 
hiesige  Stattrechten  mit  Handlungen  gar  nicht  compactiren  kann," 
wurde  „zu  gunsten  der  Handlungs-  und  Manufaktur  Leuten"  das 
„kurze  Rechten"  eingeführt.3)  Seine  Hauptbestimmungen  waren 
die  folgenden :  Das  Verkaufte  sollte,  wenn  kein  anderer  Termin 
vereinbart  wurde,  spätestens  vierzehn  Tage  nach  der  Lieferung  be- 
zahlt werden,  oder  der  Gläubiger  hatte  das  Recht,  Zins  zu  fordern. 
Nach  Ablauf  der  vierzehntägigen  Frist  konnte  der  Verkäufer  Pfand 
oder  Geld  verlangen  und,  wenn  der  Schuldner  geständig  war,  diesen 
mit  dem  Leibhaft  gefangen  setzen  lassen.  Wenn  ein  Wechsel  ak- 
zeptiert und  beim  Verfall  nicht  bezahlt  wurde,  so  sollte  der  Schuldner 
auf  „Erkanntnuß"  des  Kommerzienrats  nach  geschehener  Pfand- 
forderung und  erhaltenem  Leibhaft  in  die  Gefangenschaft  gesetzt 
und  bis  zu  geleisteter  Zahlung  nicht  freigelassen  wt erden.  War 
aber  die  Schuld  nicht  geständig,  so  mußte  der  Kommerzienrat 
innerhalb  acht  Tagen  summarisch  absprechen  und  das  Urteil  durch 
Pfandforderung  und  Leibhaft  vollziehen  lassen.  Auf  diese  Weise 
erhielten  einige  Bestimmungen  des  Handelsrechts  gesetzliche  Be- 
kräftigung. Es  war  ein  Anfang,  und  so  weit  wäre  es  von  da  zu 
einem  vollständigen  Handels-  und  Wechselrecht  nicht  mehr  gewesen. 

Endlich  kamen  dem  Kommerzienrate  auch  strafrechtliche  Be- 
fugnisse zu ;  hatte  er  doch  die  Aufsicht  in  der  Stadt  und  im  Stadt- 
gericht, teilweise  auch  in  den  Landgerichten,  über  die  Ordnungen, 


i)  z.B.  1720,  1728.  2)  Man.  W.  242. 

3)  J.B.  Ia  24.  Pol.  B.  9,  S.  229,  28.  Juni  1695.  Tillicr ,  IV.  471.  Von  seiner 
Anwendung  hören  wir  noch  1788.  „Da  in  dem  Kanton  überhaupt  keine  Merkantil 
und  insbesonders  keine  Wexel  Gesetze  existieren",  so  erfolgt  die  Betreibung  im  Falle 
des  Wechselprotestes  nach  den  Bürgerlichen  Gesetzen,  durch  die  ein  „kurzes  Recht 
festgesetzt  ist"  (Man.  W.  96).  Grundsatz  ist,  daß  Wechselstreitigkeiten  da  entschieden 
werden,  wo  der  "Wechsel  zahlbar  ist  (ibid.). 
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die  Handel  und  Industrie  betrafen.  Bei  Zuwiderhandlungen  gegen 
diese  führte  er  das  Richteramt  in  erster  Instanz  und  konnte  nach 
der  Instruktion  von  1792  Strafen  bis  auf  dreißig  Kronen  ohne 
Rekurs  aussprechen,  während  bei  höhern  Bußen  oder  Konfiska- 
tionen der  Rekurs  vor  den-  Kleinen  Rat  ergriffen  werden  konnte, 
der  die  letzte  Instanz  bildete ,  im  Gegensatz  zu  der  Verordnung 
von  1719,  durch  die  der  Große  Rat  auch  in  Strafsachen  das  letzte 
Wort  zu  sprechen  hatte  und  die  Kompetenz  des  Kleinen  Rates 
auf  200  Thaler  beschränkt  war.  Auch  in  dieser  Hinsicht  bildet 
die  Instruktion  von  1792  eine  Beschränkung  der  Rechte  des  Kom- 
merzienrates,  indem  er  vorher  in  ,,Poenalsachen  bis  auff  hundert 
Thaler  ohne  Recurs  zu  sprechen"  befugt  gewesen  war.1)  Die 
Bußen  und  Konfiskationen  außerhalb  des  Stadtgerichts  und  eines 
Teils  der  Landgerichte  wurden  vom  Landvogte  ausgesprochen,  und 
die  Einsprachen  dagegen  nahmen  ihren  gewöhnlichen  Weg,  da  der 
Kommerzienrat  in  Strafsachen  keine  höhere  Instanz  bildete."2)  Er 
konnte  bei  der  spätem  Behandlung  von  Konfiskationen  als  begut- 
achtende Behörde  teilnehmen,  indem  ihn  der  Große  Rat  in  solchen 
Fällen  mit  der  Untersuchung  und  Berichterstattung  betraute. 

Auf  Grund  der  Instruktion  von  1695  und  des  nie  in  Kraft 
getretenen  Handelsgesetzes  von  1728  maßte  sich  der  Kommerzien- 
rat das  Recht  an,  den  Geldstag  (Konkurs)  von  Handelsleuten  durch- 
zuführen.3) Am  20.  Februar  1733  kam  aber  der  Entscheid,  daß  bis 
zur  endgültigen  Auseinandersetzung  je  ein  Mitglied  des  Äußern 
Stadtgerichts  und  des  Kommerzienrates  im  Geldstage  des  Dufes 
handeln  sollen;4)  der  definitive  Entscheid  wurde  am  6.  März  1733 
gefällt,  indem  der  Rat  beschloß,  daß  ,,in  so  lang  die  projektierten 
Commercien  Gsatz  nicht  ab  gehandlet  und  Promulgiert  seyn  werden", 
die  Geldstage  vom  Stadtgericht  und  nach  dem  ,,Stadt-Gsatzu  aus- 
zuführen seien.5)  Und  weil  das  Handelsgesetz  nie  erlassen  wurde, 
so  blieb  es  für  alle  Zukunft  dabei. 

Auf  der  Grundlage  der  Instruktion  von  1695  wirkte  der  Kom- 
merzienrat beinahe  ein  Jahrhundert  lang.  Erst  1792  erhielt  er  eine 
der  Zeit  und  den  Verhältnissen  angepaßte  neue  Organisation. 
Durch  diese  wurden  die  Pflichten  der  Behörde  schärfer  umschrieben, 
aber  auch  ihre  Stellung   innerhalb   des  Staatslebens  wurde  ver- 

1)  Nach  der  Manufakturordnung  von  1 7 1 9. 

2)  Ausnahmen  kamen  vor,  so  1777,  24.  Januar,  als  der  Kommerzienrat  über 
einen  Konfiskationsrekurs  urteilte.  (Man.  U.  29.)  Auf  keinen  Fall  wurden  Konfis- 
kationen an  den  Zollstätten  vom  Kommerzienrate  behandelt. 

3)  J.B.III.  168.  II.  Februar  1733.  4)  J.B.III.  171.         5)  J.B.III.  173. 


-.  30 


ändert.  Als  Hauptaufgaben  wurden  nun  bezeichnet:  Führung  des 
Handelsregisters  an  Stelle  des  frühern  Handlungsdirektoriums,  Kr- 
teilung  der  Toleranzbewilligung  an  nichtburgerliche  Handelsleute 
und  Gewerbetreibende  nach  dem  Abkommen  mit  der  Burgerkammer 
vom  1.  Dezember  1784,  Erteilung  der  verschiedenen  Patente  nach 
Maßgabe  der  neuen  Patentordnung  vom  13.  Februar  1792,  Aufsicht 
über  die  Kramläden  und  ihre  Inhaber  zu  Stadt  und  Land  und  über 
das  Kommerzienhaus,  Austeilung  von  Prämien  zur  ,,Äufnung  der 
Handlung,  Manufaktur  und  Fabriken". 

Wohin  sind  die  großen  Ziele  vom  Ende  des  17.  Jahrhunderts 
gekommen,  die  Erteilung  von  Konzessionen,  die  Aufstellung  von 
Ordnungen  und  Reglementen,  die  Gewährung  von  Zollfreiheit,  die 
Aufnahme  ins  Kleinburgerrecht,  die  systematische  Heranziehung 
und  Ausbildung  einheimischer  Arbeitskräfte  zu  der  Industrie?  An 
ihre  Stelle  sind  Befugnisse  getreten,  die  aus  unserer  Behörde  nichts 
anderes  machen  als  eine  Handelspolizeikammer,  die  nun,  was  sie 
vorher  geschaffen  oder  bewahrt  hatte,  weiter  hüten  sollte.  Wie 
mußten  sich  die  Ansichten  über  die  „Kommerzien"  geändert  haben, 
wie  ganz  anders  mußten  die  Mittel  zur  wirtschaftlichen  Hebung 
des  Landes  geworden  sein,  welche  Gleichgültigkeit,  ja  Vernach- 
lässigung der  Industrie  hatte  im  Laufe  eines  Jahrhunderts  der  Be- 
geisterung und  der  Hoffnung  auf  völlige  Umgestaltung  der  ökono- 
mischen Verhältnisse  durch  die  Industrie  Platz  gemacht!  Früher 
sollte  der  Kommerzienrat  „ernstliches  und  ohnabläßiges  Nachdenken 
haben  und  allerley  ersinnliche  und  practicirliche  Mittel  ergreifen", 
um  Manufakturen  einzuführen,  durch  die  das  Geld  im  Lande  be- 
halten oder  in  das  Land  gezogen  werde;  jetzt  soll  er  sie  „so  sehr 
möglich*'  in  Aufnahme  zu  bringen  trachten.  Hauptsächlich  um  die 
Mitte  des  Jahrhunderts  hatte  sich  der  Umschwung  der  Ansichten 
vollzogen  vom  Merkantilismus  zum  Physiokratismus,  von  der  In- 
dustrie zur  Landwirtschaft,  vom  Kommerzienrate  zur  ökonomischen 
Gesellschaft. 

Der  5.  März  des  Jahres  1798  fegte  auch  den  Kommerzienrat 
weg.  In  den  Wirren  der  nächsten  Wochen  und  Monate  konnte 
von  einer  ruhigen  Arbeit  naturgemäß  nicht  die  Rede  sein.  Aber 
die  Frucht,  die  das  alte  Bern  noch  gesät  hatte,  ging  nicht  unter. 
Schon  in  der  Zeit  der  Helvetik  erhob  sich  als  Unterabteilung  der 
Verwaltungskammer  die  Handels-  und  Gewerbekommission,  auf 
andrer  Grundlage  und  mit  weiterem  Geschäftskreise,  wenn  auch 
mit  geringeren  Befugnissen,  und  von  nun  an  bestand  das  ganze 
19.  Jahrhundert  hindurch  eine  Behörde  mit  einem  ähnlichen  Zwecke, 
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wie  der  des  alten  Kommerzienrates ,  sei  es  der  neue  Kommerzien- 
rat  in  der  Mediations-  und  Restaurationszeit  (1803 — 1831),  seien  es 
Kommissionen  für  Handel  und  Industrie  (1850  —  64)  oder  freie  wirt- 
schaftliche Verbände,  allerdings  ohne  Verwaltungsvollmacht,  bis  im 
Jahre  1897  die  bernische  Handels-  und  Gewerbekammer  das  Erbe 
des  ehemaligen  Kommerzienrates  in  mancher  Beziehung  aufnahm 
und  nun  mit  Hilfsmitteln ,  die  sich  im  Laufe  eines  Jahrhunderts 
vervielfältigt  und  verändert  hatten,  im  Grunde  nach  dem  nämlichen 
Ziele  strebt.1) 


i)  J.  Hügli ,  Der  bernische  Kommerzienrat  (i.  Jahresbericht  der  Kantonalen 
Handels-  und  Gewerbekammer  1898). 
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II.  Die  finanzielle  Beteiligung  des  Staates. 

Es  wurde  schon  oben  gesagt,  daß  Handwerk,  Gewerbe  und 
Handel  am  Ende  des  17.  Jahrhunderts  auf  absteigender  Bahn  sich 
befanden.  Die  Burger,  und  zumal  die  kapitalkräftigsten,  hielten  sich 
von  ihnen  fern,  lebten  von  ihren  Beamtungen,  und  wenn  sie  ihr 
Geld  anlegen  wollten,  so  taten  sie  es  mit  Vorliebe  in  Grund  und 
Boden,  nicht  in  industriellen  Unternehmen.1)  Die  Bevölkerungs- 
schicht aber,  die  sich  auf  die  Manufakturen  verstand,  hatte  meist 
kein  oder  nicht  ausreichendes  Kapital  zur  Aufnahme  des  kost- 
spieligen Betriebes,  zur  Anschaffung  der  notwendigen  Einrichtungen; 
denn  selbstverständlich  waren  für  die  Massenfabrikation  und  den 
Handel  größere  Summen  erforderlich  als  für  die  Ausübung  eines 
Handwerks,  das  nur  auf  Bestellung  arbeitet. 

Die  Hauptmasse  der  Industriebevölkerung  bestand  aus  Refu- 
gienten,  die  zum  größern  Teile  ihre  Güter  bei  der  Auswanderung 
verloren  hatten  und  als  arme,  oft  unterstützungsbedürftige  Menschen 
im  Kanton  ankamen.  Dazu  gesellten  sich  andere  „Fremde",  z.  B. 
Ostschweizer,  die  aus  irgendeinem  Grunde  den  Wanderstab  er- 
griffen hatten,  arme  Landskinder,  Waisenkinder,  die  systematisch 
zu  der  gewerblichen  Arbeit  herangezogen  wurden.  Ihnen  allen 
fehlten  die  Mittel,  um  die  Rohstoffe  zu  beschaffen,  Werkzeuge  und 
Einrichtungen  herstellen  zu  lassen  und  um  die  ersten  ungünstigen 
Zeiten  überdauern  zu  können.  Für  Privatleute  mochte  es  etwas 
gefährlich  sein,  ihr  Geld  in  solche  Unternehmungen  zu  stecken ; 
da  waren  Grund  und  Boden  sichereres  Pfand.  Auch  den  Unter- 
nehmern war  mit  privatem  Kapital,  das  hoch  verzinst  werden 
mußte,  weniger  gedient,  als  wenn  sie  solches  zu  niedrigem  Zins- 
fuße vom  Staate  borgen  konnten.  Regierung  und  Kommerzienrat 
erkannten,  daß  eines  der  Hauptmittel  zur  Förderung  von  Handel 
und  Industrie  und  damit  zur  Hebung  des  allgemeinen  Wohlstandes 
die  Beschaffung  von  billigem  Gelde  sei.    Die  Obrigkeit,   die  ein 


i)  Geiser,  Armen wesen,  55. 
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andres  Interesse  als  Private  hatte,  konnte  und  wollte  Vorschüsse 
—  damals  „Geldvorstand"  genannt  —  zu  geringem  oder  sogar 
ohne  Zins  machen.  Sie  übernahm  damit  mehr  als  die  Rolle  einer 
Bank.  Die  „Hochoberkeitliche  Verordnung"  von  1695  sagt  darüber, 
nachdem  sie  von  der  Nützlichkeit  der  Manufakturen  gesprochen, 
man  brauche  dazu  Geld,  das  aber  nicht  leicht  zu  beschaffen  sei, 
„weilen  man  hier  keinen  Wechselplatz  hatt,  wie  anderer  Orten,  da 
ein  fleißiger  Handelsmann  oder  Arbeiter  in  einem  Nohtfall  Gellt 
auf  Interesse  erhalten  kann".  Darum  sei  es  billig,  daß  der  Staat 
etwas  wage,  indem  er  eine  Summe  zur  Anlockung  und  Unter- 
stützung von  Manufacturiers  aussetze,  die  durch  den  Kommerzien- 
rat  unter  Aufsicht  der  Vennerkammer  verwaltet  werde. 

Zwar  war  1695  diese  Art  der  Unterstützung  keineswegs  neu. 
Schon  bevor  es  einen  Kommerzienrat  gab,  wurden  Regierungs- 
gelder an  Fabrikanten  ausgeliehen,  z.  B.  an  eine  Wollenfabrik  in 
Bern  im  Jahre  1679.  Die  Vennerkammer  hatte  das  Geschäft  be- 
sorgt, sie  nahm  in  dieser  Beziehung  die  Stelle  ein,  an  der  wir 
später  den  Kommerzienrat  finden.1) 

Dem  Kommerzienrate  von  1687  wurde  gleich  bei  seiner  Grün- 
dung ein  Kapital  von  tausend  Talern  zugesagt,  ohne  Zweck- 
bestimmung, aber  jedenfalls  zur  Verwendung  zu  Gunsten  der  In- 
dustrie.'2) Dem  Rat  war  er  über  die  Verwaltung  der  Finanzen 
Rechenschaft  schuldig.3) 

Zur  Ubergabe  einer  bestimmten  Summe  an  den  Kommerzien- 
rat ist  es  nicht  gekommen.  Alle  Anleihen  wurden  vom  Großen 
Rate  selber  beschlossen.  Der  Kommerzienrat  stellte  den  Antrag 
oder  gab  sein  Gutachten  ab,  und  ihm  wurde  die  Aufsicht  über  die 
richtige  Verwendung,  sowie  die  Ausführung  der  Beschlüsse  übertragen, 
indem  er  z.  B.  für  genügende  Bürgschaft  sorgte.  Aber  er  zog  weder 
die  Zinse  ein,  noch  lieferte  er  die  Summen;  diese  flössen  entweder 
aus  dem  Staatssäckel  oder  aus  der  Salzkasse.  Durch  „Reglement 
und  Statuten  wegen  Anleihung  [oberkeitlicher  Gelder  an  Particularen 
in  Handlungssachen"  wrurde  am  1.  April  1748  die  Möglichkeit 
einer  Anleihe  noch  verringert,  indem  vorgeschrieben  wurde,  daß 
ein  solches  Gesuch  nur  mit  einem  Mehr  von  Zweidrittel  der 
Stimmen  des  Kleinen  Rates  an  Rat  und  Burger  geleitet  werden 
könne  und  daß  diese  ebenfalls  nur  mit  Zweidrittelmehrheit  dem 
Gesuch    „als    eine   Gnadensach"    entsprechen   sollten.    Auf  dem 


i)  R.  M.  185,  S.  32.  18.  August  1679.  2)  J.  B.  1687,  S.  I  ff.  R.  M.  210,  S.  156. 
3)  Art.  13  der  Instruktion. 
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gleichen  Wege  konnte  nach  Verfall  des  Kapitals  eine  Erneuerung 
der  Anleihe  stattfinden.1) 

Die  größte  Zahl  der  Anleihen  wurde  durch  Vermittlung  des 
Kommerzienrates  von  Rat  und  Burgern  gemacht.  Wir  erwähnen 
die  wichtigsten  : 

1.  Wollen-  und  Seidenmanufaktur:  Michel  Wagner  und 
Isak  Zehender,  Seidenfabrikanten  in  Bern  erhielten  am  4.  November 
1679  6000  Kronen  auf  zehn  Jahre  ohne  Zins.2)  Die  Seidenfabrik 
Gruner  und  Äschbacher,  ebenfalls  in  Bern,  nahm  am  30.  Mai  1728 
10  000  Fr.  zu  2%  für  zehn  Jahre  auf3),  zahlte  aber  nach  Verlauf 
dieser  Frist  nur  3000  Fr.  zurück  und  ließ  sich  die  übrigen  7000  Fr. 
noch  auf  weitere  sechs  Jahre  zusprechen.4)  Dem  Seidenfabrikanten 
Johann  Walther  lieh  der  Große  Rat  am  21.  Dezember  1736  6000  L. 
für  zehn  Jahre;  er  durfte  sie  fünf  Jahre  lang  ohne  Zins  genießen, 
mußte  sie  nachher  aber  zu  2°/o  verzinsen;  die  Rückzahlung  sollte 
in  drei  jährlichen  Raten  von  je  2000  L.  erfolgen.5)  Franz  Oblaßer 
erhielt  für  seine  Seiden-  und  Samtfabrik  1739  tausend  Franken 
ohne  Zins.(i)  Von  Tuchfabriken  wurden  unterstützt:  Beßon  in 
Lausanne  mit  2000  Fr. 7),  Allamand  und  Francillon  in  Lausanne 
mit  40000  L.8) ;  von  Strumpfwebern  Mallan  mit  2000  L.9) 

2.  Baumwollen-  und  Leinwandindustrie.  Hier  sind 
hauptsächlich  zu  erwähnen  die  Indiennefabrik  von  Engelhard  u.  Cie. 
in  Bern  (hier  die  erste  dieser  Art)  mit  20000  Franken  (19.  Sep- 
tember 1731) 10) ;  mit  der  gleichen  Summe  der  Indiennefabrikant 
Müller  in  Bern  im  Jahre  1736  n)  (Engelhards  Schwager,  dem  die 
jenem  geliehene  Summe  übertragen  wurde).  David  Dezi  in  Thun 
lieh  zu  seiner  Hanf-  und  Flachsspinnerei  6000  Taler  (31.  August 
1746)  12)  und  Nikiaus  Jost  und  Jakob  Lüthi  wurden  zur  Einführung 
ihrer  Strickwarenmanufaktur  in  Langnau  10  000  Fr.  zu  1  °/o  vor- 
geschossen. 13)  Auch  die  Indiennefabrik  des  Fried.  Detrey  in  Bern 
wurde  1788  mit  25  000  Fr.  bedacht,  die  ebenfalls  nur  zu  1  °/o  zu  ver- 
zinsen waren. 

3.  Von  anderen  Gewerbszweigen  erwähnen  wir  noch  vor  allem 
die  Gerberei,  die  zumal  in  der  Hauptstadt  im  18.  Jahrhundert  be- 
ständig zurückging.  Der  Kommerzienrat  wandte  derLederverarbeitun^ 
beständig  sein  Interesse  zu,  und  mit  Recht,   hatte   sie  doch  hier, 

i)  J.  B.  IV.  379-  Pol.  B.  13,  S.  322.  2)  U.  Spr.  B.  X.  X.  36.      3)  J.  B.  II.  331. 

4)  R.M.  160,  S.  238.  5)  Maa.M.  58.                 6)  Man.  M.  341. 

7)  Man.  F.  I.  146,  162.  J.B.  Ia.  195.  8)  Man.  T.  335.  J.B.  VI.  263.  265. 

9)  J.  B.  I.  157,  159.  Man.  E.  84.  10)  J.  B.  III.  240.            11)  J.B.  III.  265. 

12)  J.B.  IV.  351.  13)  J.B.  VII.  169. 
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in  dem  Lande  mit  starker  Viehzucht,  ihren  natürlichen  Standort. 
Wenn  die  Gerbereien  in  der  Stadt  auch  nach  und  nach  ver- 
schwanden, so  heißt  das  nicht,  daß  das  Gewerbe  unterging.  Es 
blühte  in  Landstädten  und  Dörfern,  in  Thun,  im  Emmenthal,  im 
Aargau  und  in  der  Waadt  fort.  Von  bernischen  Gerbern  erhielten 
Darlehen:  Vinzenz  Kilchberger  6000  Fr.  im  Jahre  1727  Friedrich 
Steck  6000  Fr.  am  8.  Januar  1740 2),  Siegmund  Friedrich  König 
12  000  Fr.  am  21.  Sept.  1742.3)  Wir  erwähnen  ferner  22  000  Fr., 
die  z.  T.  ohne  Zins,  z.  T.  zu  2  °/o  an  die  Unternehmer  ausgegeben 
wurden,  die  sich  mit  der  Pflanzung  von  Maulbeerbäumen 
befaßten,  J.  Barry4)  und  Berdez5).  Und  endlich  gedenken  wir  der 
40000  Fr.,  die  aufgewendet  wurden  zur  Einführung  der  Uhr- 
macherei  und  Bijouterie  durch  Ador  und  Bonnard.6) 

In  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  wurden  beinahe 
keine  Kapitalvorschüsse  an  Gewerbetreibende  mehr  gemacht.  Das 
mag  seinen  Grund  in  verschiedenen  Umständen  haben.  Die  schwere 
Zeit  des  Anfangs  war  vorbei,  es  gab  eine  ansehnliche  Zahl  von 
wohlhabenden  Fabrikanten,  und  die  Anlage  von  neuen  Unter- 
nehmungen war  nicht  mehr  so  nötig;  die  ganze  Industrie  kam  in 
einen  Zustand  der  Stagnation,  sie  wuchs,  mit  Ausnahme  der 
Baumwollindustrie  im  Aargau,  nicht  mehr.  Infolge  davon  konnte 
die  finanzielle  Unterstützung  durch  die  Regierung  unterbleiben. 
Zudem  galt  sie  ja  nicht  mehr  als  einziges  Mittel,  das  Volk  zu  be- 
reichern, wie  ehedem ;  wie  am  Anfange  des  Jahrhunderts  die 
Industrie,  so  wurde  nun  die  Landwirtschaft  überschätzt,  das  Ge- 
werbe trat  in  den  Hintergrund. 

An  die  Stelle  der  Vorschüsse  durch  die  Räte  traten  später 
die  Summen,  die  der  Kommerzienrat  aus  seinem  eigenen  Einnahmen- 
Überschüsse  auslieh.  Die  Beschaffung  von  privatem  Gelde  war  nun- 
mehr leichter,  denn  mit  der  Befestigung  der  Manufakturen  wuchs 
auch  ihr  Kredit ;  außerdem  entstanden  Banken,  so  daß  der  Staat 
auf  seine  Rolle  als  Geldinstitut  verzichten  konnte.  Endlich  mögen 
auch  Unannehmlichkeiten,  Verluste  usw.  zu  größerer  Zurückhaltung 
ermahnt  haben.  Die  obenerwähnten  „Statuten  und  Reglement" 
scheinen  darauf  hinzuweisen,  daß  man  Verlusten  vorbeugen  wollte, 
und  schon  1695  wurde  es  ausgesprochen,  daß  die  G.  H.  „in  der- 
gleichen  Fählen   mehrmals   zu   Schaden  kommen,  und  wo  nicht 


i)  J.  B.  II.  247,  258.         2)  R.  M.5164,  S.  107. 
4)  Man.  L.  67.  M.  195,  294.  J.  B.  IV.  190,  199. 
6)  J.B.  V.  186. 


3)  J.  B.  IV.  75- 
5)  J.B.  V.  127. 
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nahmhafte  Capitalia  gantz,  jedoch  zum  Teil  verlohren  haben". l)  Auf 
jeden  Fall  bedeutete  die  Verordnung  von  1784  fast  gänzlichen 
Verzicht  auf  weitere  Anleihen. 

Zwar  fehlte  es  auch  in  den  späteren  Jahren  nicht  an  Gesuchen, 
aber  sie  wurden  meist  schon  vom  Kommerzienrate  im  ablehnenden 
Sinne  begutachtet  oder  dann  vom  Rat  abgewiesen.  Man  brauchte 
meist  den  Vorwand,  daß  man  fürchtete,  allen  andern  die  gleiche 
Gunst  gewähren  zu  müssen.2) 

Seine  eigenen  Gelder  legte  der  Kommerzienrat  nur  zum  Teil 
in  gewerblichen  Anlagen  an.3)  Unzweifelhaft  industriellen  Zwecken 
dienten  600  Kronen,  die  1757  die  Seidenfabrikanten  Gebrüder 
Neuwyller  von  Frauenfeld  erhielten ;  ferner  600  Kronen,  die  Samuel 
de  Leßert  in  Orbe  für  seine  Krapppflanzung  zugesprochen  wurden, 
350  Kronen  zu  Gunsten  des  J.  Harrison  in  Burgdorf,  950  Kronen, 
die  dem  Strumpfweber  Ferrier  in  Bern  zugute  kamen  (1791,  20.  Juni 
und  18.  November),  vielleicht  auch  800  Kronen,  die  1752  dem 
Banquier  Couvert  geliehen  wurden.  Auf  jeden  Fall  erfüllten  diese 
letzteren  ihren  Zweck  nicht,  denn  1768  war  der  Schuldner  im 
Konkurs,  und  die  ganze  Summe  ging  verloren ;  sie  trug  dem  Kom- 
merzienrate nichts  ein  als  die  Mahnung  der  G.  H.,  „ohne  genüg- 
same Bürgschaft  oder  annehmliche  und  gute  Sicherheit  weder  an 
Negotianten  noch  andere  Personen  kein  oberkeitliches  Geld"  zu 
leihen.4)  Ob  auch  andere  ausgeliehene  Kapitalien  zu  industriellen 
Zwecken  verwendet  wurden,  wissen  wir  nicht.  Tatsache  ist,  daß 
der  Kommerzienrat  auch  andere  Anlagen  machte.  So  lieh  er  1775 
auf  eine  Kaufbeile  (also  auf  Grund  und  Boden)  dem  D.  Joh.  Bühler 
von  Weißenbach  bei  Boltigen  760  Kronen.5)  Aber  noch  mehr. 
Wie  der  Staat  schon  längst  große  Summen  im  Auslande  angelegt 
hatte,  so  beteiligte  sich  auch  der  Kommerzienrat  an  ausländischen 
Anleihen.  Er  zeichnete  bei  der  Bank  Marcuard,  Beuther  u.  Cie. 
1776  1200  Kronen  in   eine  Anleihe  der  Stadt  Lyon6)   und  am 

1)  J.B.  Ib  47.  Ferner  1 787 :  „Ist  nie  oder  höchst  seilten  ein  Geldanlehn  der 
glückliche  Weg  zu  Anlegung  einer  Manufactur  oder  Fabrik.  Die  Erfahrung  lehret, 
daß  solche  allemahl  entweder  allzuweit  ausgedehnt  oder  die  vorgestreckten  Gelter 
nicht  zweckmäßig  verwendet  worden.  (J.  B.  VII.  166.) 

2)  z.  B.  Man.  W.  48,  49. 

3)  Wir  verweisen  dafür  auf  die  Jahresrechnungen  von  1 754  an.  Es  handelt  sich 
nur  um  den  Aktivsaldo,  der  im  Laufe  der  Zeit  auf  einige  Tausend  Kronen  anwuchs. 

4)  J.  B.  V.  306. 

5)  Von  diesen  wurden  1786  vom  neuen  (dritten)  Inhaber  des  Objektes  330  Kronen 
abgelöst,  von  da  an  blieb  der  Kommerzienrat.  Gläubiger  von  430  Kronen. 

6)  C.  R.  R.  1776.  Man.  U.  23. 
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1.  Juni  1789  in  die  Anleihe  des  Wiener  Hofes  im  Betrage  von 
800000  L.  1040  Kronen.1) 

Zweimal  wurde  dem  Kommerzienrate  eine  Summe  von  je 
800  Kronen  angewiesen  zur  Unterstützung  des  Strumpfweber- 
handwerkes, das  erste  Mal  1710 2),  als  das  Gewerbe  eben  eine 
Absatzkrise  durchmachte.  Drei  Jahre  später  wurde  das  Kapital 
zurückgezogen.3)  In  der  Rechnung  von  1754  erscheinen  neuerdings 
800  Kronen,  die  getrennt  verwaltet  werden  bis  1788.  Davon  und 
den  daraus  bezogenen  Zinsen  wurden  600  Kronen  dem  Strumpf- 
fabrikanten Daniel  Kunz  von  Utzigen  geliehen,  372  Kronen  dem 
Strumpfweber  Elie  Alibert;  als  die  beiden  Genannten  ihre  Schuld 
zurückbezahlt  hatten,  erhielt  Franz  Ludwig  Steiger  600  Kronen, 
Pfarrer  David  Emanuel  Faßnacht  in  Bolligen  640  Kronen,  wohl  für  das 
Geschäft  seines  Sohnes  Dav.  Em.  Faßnacht  u.  Cie.,  der  sich  für  einen 
Teil  des  Geldes  verpflichtete,  Landvogt  Gabriel  Friedrich  Frisching 
zu  Aarwangen  600  Kronen.  Auch  aus  diesen  Geldern  wurden 
690  Kronen  auf  Grund  und  Boden  angelegt,  indem  ein  Kaufbrief 
in  Pfaffenried  bei  Oberwyl  dafür  erhandelt  wurde.  Zwei  Geschenke 
von  je  160  und  128  Kronen  wurden  den  Krankenkassen  der 
Strumpf  webermeisterschaft  und  der  Indienne-Drucker  zugewendet. 
(7.  März  1780,  21.  März  1782.) 

Über  die  Art  und  Weise  der  Anleihe  und  Rückzahlung  sowie 
über  die  Bedingungen  ergibt  sich  kurz  folgendes: 

Eine  Bevorzugung  einer  Manufaktur  ist  nicht  zu  bemerken. 
Wollen-  und  Seidenweberei,  Wirkerei,  Baumwollen-  und  Leinen- 
industrie, Gerberei  und  Uhrmacherei,  alle  hatten  sich  der  Gunst 
der  G.  H.  zu  erfreuen;  diese  halfen  da,  wo  es  nötig  schien,  und 
alle  Manufakturen  waren  ihnen  wichtig  und  galten  als  nützlich. 

Man  hielt  darauf,  daß  das  Geld  in  richtige  Hände  kam.  Nach 
der  Vorschrift  in  der  hochobrigkeitlichen  Verordnung  sah  man 
auf  größere  Unternehmungen,  die  einen  höheren  Gewinn,  nament- 
lich auch  die  Beschäftigung  von  zahlreichen  Arbeitern  in  Aussicht 
stellten;  Tüchtigkeit  des  Gesuchstellers  in  seinem  Fache  war  eine 
Hauptbedingung,  und  er  mußte  sie,  wenn  seine  Produkte  nicht 
schon  vorteilhaft  bekannt  waren,  durch  Proben  beweisen,  die  er 
einsandte  und  die  man  von  Sachverständigen  prüfen  ließ;  oder 
man  holte  Erkundigungen  ein,  ließ  von  den  Amtleuten  Gutachten 
ausstellen  usw.  Nicht  weniger  fiel  der  gute  Leumund  ins  Gewicht; 
der  „Impetrant"  mußte  durchaus  unbescholten,  als  ruhiger,  fleißiger 


i)  Man.  W.  225.         2)  J.  B.  Ia  155.         3)  J.  B.  Ia  157.  30.  Dezember  1713. 
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Mann  bekannt  sein,  so  daß  man  auch  in  dieser  Hinsicht  von  ihm 
hoffen  konnte,  keine  Unannehmlichkeiten  zu  erleben.1) 

Auf  die  Landesangehörigkeit  kam  es  besonders  in  der  ersten 
Zeit  wenig  an.  Handelte  es  sich  doch  darum,  ,, kunstverständige 
Leute"  zu  gewinnen,  und  diese  fand  man  eher  unter  den  Fremden 
als  den  Einheimischen.  So  ist  es  nicht  verwunderlich,  wenn  neben 
Burgern  auch  andere  Berner,  aber  auch  Refugienten  unterstützt 
wurden.  Später,  als  sich  mehr  Einheimische  der  gewerblichen 
Tätigkeit  widmeten,  mochte  dieser  Umstand  eher  in  Betracht  fallen. 
Im  Jahre  1788  wurde  ein  St.  Galler  in  Lausanne,  namens  U.Müller, 
mit  der  Begründung  abgewiesen,  man  könnte  sich  an  seinem  Heimat- 
orte nicht  erholen,  wenn  die  Fabrik  nicht  Erfolg  hätte  und  das 
Geld  verloren  ginge.2) 

Eine  fernere  Bedingung  bestand  seit  1748  darin,  daß  der 
Gesuchsteller  genau  angeben  mußte,  wer  in  dem  Geschäft  inter- 
essiert sei,  damit  Beteiligte  bei  der  Verhandlung  im  Rate  abtreten 
konnten;  ferner  verpflichtete  sich  der  Schuldner,  nachdem  die  An- 
leihe geschehen  war,  niemand  als  Anteilhaber  aufzunehmen. 

Die  Auszahlung  erfolgte  entweder  auf  einmal  oder  in  mehreren 
Raten.  Die  Kapitalien  waren  immer  für  eine  bestimmte  Zahl  von 
Jahren  fest  und  konnten  nicht  vorher  gekündigt  werden.  Die 
Dauer  war  sehr  verschieden,  zwei,  fünf,  zehn,  zwanzig  und  mehr 
Jahre;  oft  wurde  nach  Ablauf  der  Frist  eine  Verlängerung  ver- 
einbart. 

Die  Rückzahlung  erfolgte  ebenfalls  bald  in  einer  einzigen 
Zahlung,  bald  in  mehreren  Terminen.  Der  Staat  war  offenbar  ein 
langmütiger  Gläubiger;  das  Kapital  von  40000  Fr.,  das  von  Ador 
und  Bonnard  im  Jahre  1763  auf  Michod  übertragen  worden  war, 
wurde  1771  fällig.  1780  war  nur  die  Hälfte  bezahlt,  und  die  Hinter- 
lassenen  der  beiden  Bürgen  erhielten  einen  neuen  Termin  von  drei 
Jahren  zur  völligen  Abtragung  der  noch  schuldigen  20  000  Fr.3) 

1)  Ein  typisches  Beispiel  ist  das  Gutachten  des  Kommerzienrates  über  die 
Einführung  der  Tuchmanufaktur  von  Rytz,  Dupan  und  Schmidt  in  Thun.  Es  besteht 
aus  vier  Hauptabschnitten: 

1.  Satz.  Vom  Nutzen  der  Tuchmanufactur  überhaupt. 

2.  Satz.  Wer  die  Unternehmer  seyen  und  ihre  Eigenschaften. 

3.  Satz.  Was  für  Hülfsmittel  sie  begehren. 
4«  Satz.  Vorsorgen,  die  zu  beobachten  sind. 

2)  J.  B.  VII.  210. 

3)  Man.  U.  197,  198.  Schon  1777  war  der  Termin  um  drei  Jahre  verlängert 
worden.  (Man.  U.  86.)  Vgl.  auch  H.  Türler,  Über  die  Uhrenindustrie  im  alten  Bern 
(Neues  Berner  Taschenbuch  auf  1904,  S.  301). 
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Der  Zinsfuß  war  in  der  Regel  ein  bis  zwei  Prozent,  oft  wurde 
für  die  ganze  Zeit,  oft  für  einige  Jahre,  das  Kapital  zinslos  überlassen. 

Der  Kommerzienrat  übte  eine  gewisse  Kontrolle  über  die 
Verwendung  des  Geldes ;  er  wollte  sich  überzeugen,  daß  es  zu  dem 
vorgesehenen  Zwecke  gebraucht  wurde.  Er  tat  dies,  indem  er  sich 
von  den  Amtleuten  oder  von  den  Fabrikanten  direkt  alljährlich 
über  den  Zustand  des  Unternehmens  berichten  ließ.  Waren  die 
Geschäfte  in  der  Stadt,  so  unternahm  gelegentlich  der  Direktor, 
dem  es  unterstellt  war,  eine  persönliche  Inspektion  l)  und  er  konnte 
sich  die  Bücher  vorlegen  lassen.2) 

Bemerkenswert  ist  das  Verfahren,  das  1769  eingeschlagen 
wurde,  um  die  Quincaillerie-Fabrik  eines  Engländers,  John  Harrison 
von  Birmingham,  in  Burgdorf  zu  finanzieren.3)  Zunächst  wurde 
Harrison  eine  ,, milde  Beisteur"  von  sechs  neuen  Louisdor  zuge- 
wendet 4),  dann  arbeitete  der  Kommerzienrat  selber  einen  Subskrip- 
tionsplan aus,  der  fünfundzwanzig  „Actionen"  von  je  zehn  neuen 
Louisdor  vorsah.  Der  Kommerzienrat  verpflichtete  sich  zur  Ver- 
zinsung sämtlicher  Aktien  zu  vier  Prozent  während  der  drei  ersten 
Jahre.5)  Die  Rückzahlung  sollte  in  vier  Terminen  vom  vierten 
Jahre  an  erfolgen. 

Die  Subskription,  an  der  sich  neben  dem  Kommerzienrat  und 
dem  Rate  von  Burgdorf  meist  Patrizier  beteiligten,  ergab  250  neue 
Louisdor. e)  Im  Frühjahr  1769  war  diese  Finanzierung  zustande 
gekommen ,  im  Herbst  war  die  Summe  aufgezehrt ,  und  Harrison 
verlangte  weitere  150  Louisdor.7)  Der  Kommerzienrat  schritt  zu 
einer  neuen  Subskription,  aber  mit  weniger  Erfolg  als  das  erste  Mal ; 
sie  ergab  nur  85  Louisdor.8)  Darauf  wurde  eine  Abordnung  —  die 
Herren  Ryhiner  und  Graffenried,  begleitet  vom  Sekretär  —  nach 
Burgdorf  zur  Besichtigung  der  Fabrik  gesandt.9)  Der  Eindruck, 
den  sie  von  dort  heimbrachten,  war  ein  guter,  und  sofort  beschloß 
der  Kommerzienrat,  die  fehlenden  65  Louisdor  aus  seiner  Kasse 
zu  nehmen.  Im  Juni  1770  machte  er  Harrison  einen  weiteren 
Vorschuß  von  90  Louisdor.10)   Ein  weiteres  Anlehen,  das  Harrison 


i)  Man.  W.  325.  2)  J.B.  II.  331.  3)  Man.  T.  128,  137.  4)  Man.  T.  139. 
5)  Man.  T.  143.        6)  Man.  T.  147.        7)  Man.  T.  169.  8)M.T.  170. 

9)  „Da  dieselben  mit  besonderem  Vernügen  die  stille  Ordnung  und  Zucht 
unter  den  Arbeitern,  die  Menge  der  manigfaltigen,  meistens  von  Harrison  Selbsten 
verfertigten  Maschinen,  Press-  und  Schraubstöcken,  Instrumenten  und  Werkzeugen 
gewahreten,  auch  eine  schöne  Parthey  ausgemachter  Uhrenkettenwaar,  samt  denen 
Stemplen  zur  "Verfertigung  der  Schuhschnallen  fanden."   Man.  T.  188. 

10)  Man.  T.  205.  C.  R.  R.  1770. 
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schon  im  August  desselben  Jahres  forderte,  wurde  aber  verweigert, 
weil  der  Kommerzienrat  mit  der  Verzinsung  des  ersten  Anlehens 
zu  tun  hatte,  die  er  drei  Jahre  lang  seinem  Versprechen  gemäß 
durchführte.1)  Im  folgenden  Jahre  hatten  wieder  einige  Private 
15000  L.  geliehen.2)  Nach  weniger  als  zwei  Jahren  wurden  die 
Gläubiger  inne,  daß  sie  ihre  Kapitalien  schlecht  angelegt  hatten; 
sie  verlangten  diese  zurück,  wenn  sie  nicht  völlige  Sicherheit  dafür 
bekämen,  und  wandten  sich  zu  diesem  Zwecke  an  den  Kommerzien- 
rat.3)    Nach  1773  erfolgte  die  Verzinsung  der  Aktien  nicht  mehr, 

1781  mußte  der  Kommerzienrat  darauf  verzichten,  Zins  zu  beziehen 
oder  sogar  das  Kapital  zurückzuerhalten,  und  er  strich  die  185  neuen 
Louisdor  aus  seiner  Rechnung4),  nachdem  auch  die  andern  Gläu- 
biger auf  ihren  Anteil  verzichtet  hatten.  Der  Kommerzienrat  hatte 
gehofft,  durch  eine  neue  Unterstützung  die  ganze  Summe  zu 
retten,  zu  welchem  Zwecke  er  dem  Harrison  1774  350  Kronen 
zur  Errichtung  einer  neuen  Schmiede  auf  erste  Hypothek  lieh.5) 

1782  hatte  Harrison  keine  Arbeiter  mehr,  und  die  Herrlichkeit 
mit  der  Fabrik  war  zu  Ende.0)  Dennoch  treffen  wir  seine  Fabri- 
kate in  den  neunziger  Jahren  wieder.  Sollte  er  sich  auf  unrecht- 
mäßige Weise  die  Mittel  angeeignet  haben,  um  später  das  Geschäft 
auf  eigene  Rechnung  zu  betreiben?  Unmöglich  wäre  es  nicht; 
denn  die  Verhandlungen  in  den  Behörden  der  Helvetik  werfen  kein 
günstiges  Licht  auf  ihn.  Wegen  unverschämten  Betragens  und 
frecher  Hinwegsetzung  über  die  Staatsgesetze  kam  er  ins  Gefäng- 
nis und  wurde  ausgewiesen.7) 

Von  geringerer  Bedeutung  und  weniger  Einfluß  auf  das  Wohl 
des  Landes,  weil  ungenügend  für  die  Förderung  der  Industrie, 
waren  die  einmaligen  Unterstützungen  durch  Geschenke,  be- 
stehend in  kleinen  Summen.  Dieses  Mittel  wurde  gewöhnlich  an- 
gewendet, wenn  ein  Geldanlehen  nicht  gewährt  werden  konnte. 
So  wurden  z.  B.  Amtleute  bedacht,  die  sich  durch  Einrichtung  irgend 
einer  Manufaktur  in  ihrer  Herrschaft  und  Verschaffung  von  Arbeit 
für  ihre  Armen  verdient  gemacht  hatten.    Der  Landvogt  von  Fru- 


i)  Man.  T.  343,  382.  Vgl.  die  C.  R.  R.  dieser  Jahre.  2)  Man.  T.  374. 

3)  Man.  T.  377,  378.  Das  Schicksal  dieser  Privatgelder  ist  uns  unbekannt. 

4)  Man.  U.  210. 

5)  Man.  T.  434,  452.  Der  Kommerzienrat  verkaufte  den  daherigen  Gültbrief 
am  IO.  Juni  1791  an  Kastlan  Steiger  von  Zweisimmen.  (C.  R.  R.  1791.) 

6)  Man.  U.  255. 

7)  Vgl.  Manuale  der  Verwaltungskammer  der  Helvetik,  Bd.  21,  S.  85,  Bd.  29, 
S.  299.    Man.  des  Kleinen  Rats,  Bd.  1,  2,  9. 
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tigen  ließ,  „um  dem  Bettel  abzuhelfen' eine  Hanfspinnerei  in  der 
Weise  einrichten,  daß  von  den  zwölf  Gerichtssäßen  alle  Monate 
drei  auf  eigene  Kosten  eine  Partie  Hanffaser  anschafften,  den 
Armen  zum  Spinnen  austeilten,  ihnen  drei  bis  fünf  Batzen  für  das 
Pfund  bezahlten,  das  Garn  wieder  einsammelten  und  verkauften. 
Vom  11.  Februar  bis  24.  Juni  1779  wurden  360  Pfund  verarbeitet 
und  56  Kronen  Spinnerlohn  bezahlt.  Zudem  war  zur  Beschäftigung 
der  Kinder  von  acht  bis  fünfzehn  Jahren  eine  „Seiden-Kämlerey" 
angelegt  worden.  Für  diese  Bestrebungen  erhielten  die  Unternehmer 
hundert  Taler.1)  Zur  Deckung  eines  Defizits  bekamen  die  gleichen 
bald  darauf  einen  weitern  Zuschuss  von  Kronen  42.  23.  2.'2) 

Eine  ähnliche  Unterstützung  im  Betrage  von  hundert  Talern 
wurde  auch  J.  J.  Frey  von  Lenzburg  zuteil3),  der  im  Sinne  hatte, 
eine  Porzellanfabrik  einzurichten.  Eine  Probe  seiner  Ware  hatte 
er  dem  Kommerzienrate  eingeschickt  und  sie  mit  der  Bitte  be- 
gleitet, er  möchte  ihm  5000  L.  vorschießen.4)  Dieser  traute  der 
Sache  nicht  und  beantragte  mit  einer  „Meinung",  ihn  abzuweisen, 
während  der  andere  Teil  sein  Ansuchen  befürwortete  und  ihn 
wenigstens  zu  einer  einmaligen  Unterstützung  empfahl. 

Der  Baumwollweber  und  -drucker  Veuillet  in  Yverdon  sollte 
für  die  verlangten  8 — 10000  Pfund  Sicherheit  leisten5);  da  ihm 
dies  nicht  möglich  war,  mußte  auch  er  sich  mit  einer  Gratifikation 
nebst  einer  Konzession  begnügen.6) 

In  hohem  Maße  wurde  die  Fabrik  wollener  Tücher  in  Thun 
unterstützt,  die  von  Rytz,  Dupan  und  Cie.  1763  gegründet  wurde. 
Die  Inhaber  dieser  Firma  verlangten  und  erhielten  ein  Geschenk 
von  1800  L.,  nämlich  die  Besoldung  des  Direktors  für  zwei  Jahre 
ä  400  L. ,  für  dessen  Transport  mit  Familie  80  L. ;  für  Hauszinse 
für  den  Direktor  und  die  zum  Unterricht  junger  Kinder  erforder- 
liche geräumige  Behausung  240  L. ;  für  Holz  und  andere  not- 
wendige Unkosten  in  den  ersten  zwei  Jahren  680  L. ,  dazu  noch 
andere  Hilfe  und  Privilegien.7) 

In  ihr  sah  der  Kommerzienrat  vornehmlich  eine  Anstalt  zur 
Förderung  der  Volkswohlfahrt  im  armen  Oberlande,  wo  es  bei  der 
Unmöglichkeit  einer  intensiven  Landwirtschaft  an  Arbeit  und  Er- 
werb fehlte,  so  daß  eine  Übervölkerung  eintrat,  die  zur  Auswande- 
rung führte.  Darum  war  jede  Gelegenheit  willkommen,  die  den 
Oberländern  Arbeit  verschaffte.    Die  Wolle  wurde  in  die  verschie- 

I)  Man.  U.  147.  Ii.  August  1779.  2)  Man.  U.  188. 

3)  Man.  W.  74.  19.  Mai  1787.  4)  J.B.  VII.  166.  5)  J.B.  VI.  n. 

6)  J.B.  VI.  21.  7)  J.B.  V.  427 ff.  444 ff. 
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denen  Gemeinde  n  zur  Verarbeitung  verteilt.  Die  Gemeinden  mußten 
dafür  die  Garantie  übernehmen;  sie  wurden  angehalten,  die  nötige  n 
Werkzeuge  zu  kaufen,  und  der  Kommerzienrat  ordnete  ein  Mit- 
glied der  Engern  Kommission  ab,  das  den  Gemeinden  vom  Vertrag 
mit  Rytz,  Dupan  und  Cie.  Mitteilung  machen  mußte.  Die  Vorsteher 
sollten  ihre  Gemeindegenossen  nach  Thun  in  die  „Manufaktur- 
schule"  schicken,  wo  sie  während  dreier  Wochen  in  ihren  zukünf- 
tigen Beruf  eingeführt  wurden.1)  Es  handelte  sich  hauptsächlich 
um  Spuler  und  Spinnerinnen,  deren  sofort  nach  der  Gründung 
(1764)  über  dreihundert  beschäftigt  wurden.  Unter  anderm  war 
die  Spinnerei  im  Waisenhaus  in  Zweisimmen  eingeführt,  während 
die  Weber  hauptsächlich  in  Worb  und  Umgebung  wohnten.2)  Wenn 
die  Firma  nicht  länger  als  sechs  Jahre  bestand,  so  liegt  die  Haupt- 
ursache im  ungenügenden  Vertrieb  ihrer  Produkte 3),  aber  auch  in 
der  Abneigung  der  oberländischen  Bevölkerung  gegen  diese  Be- 
schäftigung. Die  Unternehmer  klagten  oft,  daß  die  Oberländer 
„ihren  eingewurzelten  Müßiggang  und  Trägheit  dem  ehrlichen  Ge- 
winn, welchen  sie  aus  dieser  Arbeit  erhalten  könnten,  vorgezogen 
und  meistens  die  Manufactur  verlassen"  haben.4) 

Eine  Industrie  wurde  aber  doch  gegen  das  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts im  Oberland  eingeführt,  die  dort  ihren  natürlichen  Stand- 
ort hat,  und  die  sich  im  19.  Jahrhundert,  wenn  auch  in  anderer 
Form,  dort  ansiedelte :  Die  Fabrikation  von  Holzwaren.  Wir  wissen 
nicht,  wie  weit  wir  das  Aufkommen  der  Holzschnitzerei  dem  Kom- 
merzienrate  zuschreiben  dürfen;  in  ihrer  heutigen  Ausgestaltung 
vielleicht  gar  nicht,  aber  ganz  verloren  waren  seine  Bemühungen 
gewiß  nicht. 

Kleine  Holzarbeiten  —  Holzdruckenware  b)  —  kamen  aus  dem 
Auslande,  vor  allem  aus  dem  Schwarzwalde,  und  die  Geldveräuße- 
rung für  diesen  Artikel  erreichte  die  Höhe  von  15000  Pfund.  Es 
ist  das  Verdienst  des  Präsidenten  Manuel,  die  Frage  angeregt  zu 
haben ;  der  Kommerzienrat  sah  ihre  Wichtigkeit  ein,  und  der  Land- 
vogt Steiger  in  Interlaken  interessierte  sich  sehr  für  sie,  versicherte, 
daß  ausgezeichnetes  Holz  genügend  vorhanden  sei,  und  freute  sich, 
„seinen  Amtsangehörigen  einen  neuen,  einträglichen  Handelszweig 

i)  Man.  S.  I.  2)  Man.  S.  133. 

3)  Die  Vorschriften  über  Bevorzugung  ihrer  Tücher  wurden  nicht  beobachtet. 
(Man.  S.  239.) 

4)  Man.  T.  257. 

5)  Es  werden  genannt:  Kellen,  Siebe,  Blasbälge,  Weinhahnen,  Mäusefallen  usw. 
(Man.  X.  133.) 
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zu  verschaffen,  vermittelst  dessen  sie  sich  Kunstfleiß  und  Betrieb- 
samkeit erwerben  und  ein  reichliches  Auskommen  finden  werden". 
Durch  einen  Bekannten  in  Schaffhausen  fand  Manuel  den  Mann  zur 
Einführung  dieses  neuen  Gewerbszweiges:  Johannes  Ebner  von 
St.  Blasien.  Auf  Kosten  des  Kommerzienrates  reiste  dieser  nach 
Interlaken  und  bezog  vom  15.  September  1793  bis  15.  Mai  1794  eine 
tägliche  Unterstützung  von  fünf  Batzen;  zudem  hatte  er  Hilfe  von 
Interlaken  selbst;  die  Niederlassungsbewilligung  erhielt  er  vom 
Kommerzienrate.  Heimkehren  durfte  er  nicht  mehr  aus  Furcht  vor 
Mißhandlungen  von  seiten  der  Berufsgenossen,  die  nicht  duldeten, 
daß  ihnen  Konkurrenz  erwuchs. 

Ebner  war  verpflichtet,  andere  seine  Kunst  zu  lehren,  und  nach 
dem  Berichte  des  Landvogts  fand  er  willige  Arbeiter.  Schon  im 
folgenden  Jahre  (1794)  ging  die  Zahl  der  verfertigten  Stücke  in  die 
Tausende,  worauf  der  Kommerzienrat  probeweise  für  drei  Jahre  im 
Oberland  den  Verkauf  der  fremden  Holzwaren  verbot  und  dem 
Schwarzwälder  Andreas  Thoma  sein  Patent  entzog.1) 

Da  die  Holzverarbeitung  einmal  Boden  gefaßt  hatte,  so  bedurfte 
es  nur  noch  des  Künstlers,  der  aus  dem  Gewerbe  ein  Kunstgewerbe 
machte  und  ihm  damit  neue  Aussichten  eröffnete:  dieser  erschien 
in  Christian  Fischer  von  Brienz  (1789 — 1848),  der  ähnliche  Gegen- 
stände herstellte  wie  Ebner:  Eierbecher,  Zuckerdosen,  Schreibzeug- 
köcher usw.,  sie  aber  mit  Ornamenten  verzierte,  so  daß  er  als  Vater 
der  Holzschnitzerei  im  Berner  Oberlande  angesehen  wird.2) 

Auch  Heinrich  Pestalozzi,  damals  auf  dem  Neuhof,  wurde  zwei- 
mal mit  einer  Unterstützung  bedacht.  Veranlaßt  durch  die  ,, Bitte 
an  Menschenfreunde"  stellte  Landvogt  Gruner  von  Zofingen  den 
Antrag,  man  möchte  Pestalozzi  eine  milde  Beisteuer  zuwenden. 
Die  Engere  Kommission  brachte  im  Januar  1777  darüber  ein  Gut- 
achten ein.  Die  Behörde,  die  zur  Förderung  der  Industrie  ge- 
schaffen war,  sah  naturgemäß  in  der  Anstalt  auf  Neuhof  in  erster 
Linie  ,,eine  gute  Manufaktur  Schul,  in  deren  für  die  feinere  Baum- 
wollenfilatur  und  Weber ey  gute  Arbeiter  gezogen  werden  können". 
Doch  anerkannte  sie  auch  den  andern  Zweck,  den  einer  „Erziehungs- 
schul  für  arme,  ohne  dieses  sonst  dem  Müßiggang,  Bättel  und  Un- 
glück gewidmete  Kinder",  und  sie  bewilligte  einen  einmaligen  Bei- 
trag von  48  Kronen  (für  fünfzehn  Kinder  je  zwei  neue  Taler). 

1)  Vgl.  Man.  X.  129,  133,  140,  144,  145,  156,  160,  167,  171,  285,  292,  306,  328. 
J.B.  VIII.  189. 

2)  K.  Demme ,  im  Handwörterbuch  der  schweizerischen  Volkswirtschaft  von 
N.  Reichesberg.  II.  615. 
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Im  folgenden  Jahre  wurde  diese  Summe  verdoppelt ,  nachdem  die 
Abordnung,  die  im  Juni  1777  den  Aargau  besucht  hatte,  um  den 
Zustand  der  Baumwollen-  und  Leinwandindustrie  zu  erfahren,  Gün- 
stiges berichtet  hatte.  Der  Kommerzienrat  hoffte  vor  allem,  daß 
aus  der  Anstalt  Meister  hervorgehen  würden,  die  die  feinere  Spinnerei 
und  Weberei,  wie  sie  in  Toggenburg  und  im  St.  Gallischen  zu  Hause 
waren,  einführen  würden.1) 

Die  Prämien,  die  vom  Kommerzienrate  auf  gewisse  P>zeug- 
nisse  ausgesetzt  wurden,  sind  eine  verhältnismäßig  späte  Erfindung. 
Sie  wurden  vom  Kommerzienrate  zum  erstenmal  im  Jahre  1763 
bei  jener  Wollentuchfabrik  in  Thun  angewendet.  Ihr  wurde  im 
Abkommen  zwischen  der  Firma  und  dem  Kommerzienrate  eine 
Prämie  von  dreißig  Batzen  von  jedem  Stück  für  die  ersten  acht 
Jahre  zugesichert,  unter  der  Bedingung,  daß  wenigstens  fünf  Web- 
stühle in  Arbeit  stünden,  die  fünfhundert  Stücke  lieferten.2)  Doch 
beschränkten  sich  die  Prämien  auf  die  roten  und  blauen  Uniform- 
tücher, wie  sie  für  die  Landmiliz  verwendet  wurden.  Innerhalb 
vier  Jahren  wurden  767  Taler  Prämien  ausgerichtet. 3)  Am 
4.  Juli  1768  wurden  den  Unternehmern  für  vier  weitere  Jahre 
Prämien  auf  alle  Tücher  bewilligt,  die  in  der  Fabrik  von  Rytz 
entstanden:  dreißig  Batzen  für  die  Stücke,  die  von  fünf  Stühlen 
geliefert  wurden,  während  die  von  den  übrigen  Stühlen  nur  fünf- 
zehn Batzen  bezogen.4)  Trotz  dieser  kräftigen  Mithülfe  erlebte  die 
Fabrik  diese  Zeit  nicht  mehr. 

Der  Kommerzienrat  sicherte  auch  der  Spinnerei  in  Interlaken 
nebst  freiem  Verkauf  ihres  Leinengarns  eine  Prämie  von  einem 
Batzen  von  jedem  Pfund  Garn  im  Werte  von  zehn  bis  vierzig 
Batzen  zu. 5)  Nach  der  Rechnung,  die  der  Kommerzienrat  erhielt, 
wurden  in  einem  Jahre  5449  Pfund  gesponnen,  wofür  die  Prämie 
Kr.  217.24. —  ausmachte.6)  Im  folgenden  Jahre  wurde  die  Prämie 
auf  2 — 4  Kreuzer  für  das  Pfund  Garn  je  nach  seinem  Werte  er- 
niedrigt. Infolgedessen  war  die  Prämie  viel  kleiner;  außerdem  ging 
die  Produktion  zurück.  7)  Die  Prämien  wurden  auch  noch  für  das 
dritte  8)  und  vierte  Jahr  zugesichert.9) 

Noch  später  als  die  Prämien  wurden  die  Preise  eingeführt. 
Wir  vermuten,  daß  diese  Art  der  Aufmunterung  durch  die  ökono- 

1)  Man.  U.  20,  25,  55,  102.  Abgedruckt  von  G.  Tobler  im  Neujahrsblatt  des 
histor.  Vereins  von  Bern,  1900.  Beilage  II. 

2)  J.  B.  V.  444-  3(J-  B.  VI.  155.  4)  Man.  T.  64.  97. 

5)  Man.  S.  168.  25.  Juni  1765.  6)  Man.  S.  289.  7)  Man.  T.  40. 

8)  Man.  T.  51.  9)  Man.  T.  117. 
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mische  Gesellschaft  in  den  Kommerzienrat  kam ;  wenigstens  hat 
diese  oft  solche  Preisausschreiben  erlassen.1)  Vom  Kommerzien- 
rate  wurden  Preise  nur  in  der  Leinwand-  und  Baumwollindustrie 
ausgesetzt,  die  seit  der  Mitte  des  Jahrhunderts  die  bedeutendsten 
waren.  1776  wurden  folgende  Preise  ausgeschrieben:  a)  „Dem- 
jenigen Fabrikanten  von  Baumwollenen  Tüchern,  welcher  am  meisten 
selbsten  fabricierte  Reglementmäßige  7/4  breite  Ordinari-Indienne 
Tücher,  mit  dem  Bernzeichen,  vom  1,  Mai  diß  Jahrs  bis  gleiche 
Zeit  1777  verkauft  haben  wird,  ein  Preis  von  acht  Dukaten,  b)  dem- 
jenigen Fabrikanten,  welcher  in  der  anzahl  der  gleichen  Tüchern 
dem  obigen  am  nächsten  kommen  wird,  ein  Preis  von  sechs 
Dukaten."  2) 

Diese  Preise  fielen  an  folgende  Personen: 

Der  erste  Preis  an  Witwe  Hauri  von  Reinach  für  207  Stück 
„Bern"  Ordinari  und  1734  Stück  Numero  Tuch  „Bern".  Der 
zweite  Preis  an  Anton  Häusler  in  Unterkulm  für  218  Stück  Ordi- 
nari „Bern".3) 

Die  vier  Preise  für  Leinwand  waren  folgende  4) :  Je  ein  Preis 
von  5  Dukaten  für  jeden  Fabrikanten,  der  im  Jahre  1776/77  am 
meisten  6/4  breite,  glatte,  leinene  Tücher  im  Werte  von  15 — 18  Kreuzer 
bez.  19 — 24  Kreuzer  oder  am  meisten  Serviettentücher  mit  Bild  im 
Werte  von  14 — 16,  bez.  17 — 20  Kreuzer  messen  und  zeichnen  ließ. 

Diese  Preise  erhielten : 

Andreas  Minder  der  jüngere  von  Huttwil,  Jakob  Zaugg,  An- 
dreas Schmid  und  Hans  Ulrich  Schmid,  alle  drei  von»  Eriswil.5) 

Ein  Preis  von  dreißig  Dukaten  wurde  1783  demjenigen  be- 
willigt, der  in  einem  Jahre  am  meisten  Leinwand  ausführe.  Der 
Antrag  ging  von  der  ökonomischen  Gesellschaft  aus,  durch  sie  er- 
folgte auch  die  Ausschreibung  und  wahrscheinlich  die  Zuteilung 
des  Preises.6) 

Bemerkenswerter  ist  die  Übernahme  des  Wollhandels 
durch  den  Staat  im  Jahre  1697.  Wie  das  Salz,  so  sollte  in  Zu- 
kunft auch  die  Wolle  von  der  Obrigkeit  gekauft  und  wieder  ver- 
handelt werden.  Der  Anlaß  für  die  Einrichtung  dieser  Regie  lag 
in  den  häufigen  Klagen  der  Wollenarbeiter:  Tuchmacher,  Lismer, 
Hutmacher,  daß  die  Beschaffung  roher  Wolle  große  Schwierigkeiten 

1)  Das  Preisausschreiben  für  Leinwand  wurde  zudem  einem  solchen  der 
ökonomischen  Gesellschaft  beigedruckt.  Man.  T.  4. 

2)  Man.  T.  3.  3)  Man.  T.  63.  4)  Man.  T.  4. 
5)  Man.  U.  101.           6)  Man.  U.  298. 
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habe.  ')  Die  einzelnen  Betriebe  waren  klein ,  ebenso  klein  die 
Wollenquantitäten  ,  die  sie  brauchten,  so  daß  direkter  Einkauf  aus 
erster  Hand  nicht  möglich  war.  Die  Meister  mußten  mit  Unter- 
händlern verkehren,  von  denen  sie  nicht  immer  die  gewünscht'- 
Qualität  erhielten.  Ungenügendes  Rohmaterial  mußte  auf  die  Güte 
des  Produktes  einen  schlimmen  Einfluß  ausüben,  und  der  hohe 
Preis  machte  es  gegenüber  andern  weniger  konkurrenzfähig;  daraus 
ergab  sich  als  Hauptaufgabe  für  den  Kommerzienrat :  Beschaffung 
guten  und  billigen  Rohmaterials. 2)  Eine  Eingabe  desselben  wurde 
am  5.  Sept.  1695  an  den  Großen  Rat  gewiesen,3)  von  diesem  am 
9.  Sept.  behandelt,4)  aber  zu  weiterer  Beratung  und  „Erläuterung" 
zurückgeschickt.  Erst  am  3.  Februar  1697,  nachdem  die  verlangte 
Erläuterung  längst  vorgelegt  worden  war,5)  kamen  die  G.  H.  zu 
einem  Beschluß,6)  indem  sie  die  geforderten  30  000  Reichstaler  für 
die  Errichtung  der  obrigkeitlichen  Wollenhandlung  bewilligten. 
Vorläufig  wurde  dazu  die  Hälfte  angewiesen.7) 

Die  erste  Sorge  war  nun  der  Wolleneinkauf.  Zu  diesem  Zwecke 
sandte  man  Landvogt  Wagner  auf  die  bevorstehende  Leipziger 
Messe,  einen  Hauptplatz  für  sächsische  und  böhmische  Wolle.8) 
Seine  Aufgabe  bestand  darin ,  zweihundert  Zentner  Schafwolle  zu 
kaufen  und  nach  Bern  spedieren  zu  lassen,  aber  nicht  weniger 
hatte  er  ,, Korrespondenzen"  zu  suchen,  also  Geschäftsverbindungen 
anzuknüpfen.  Er  sollte  sich  bei  den  größten  Schäfereien  umsehen 
und  sich  Lieferungen  zu  billigen  Preisen  sichern,  indem  er  auf  die 
Garantie  des  Staates  hinwies;  er  sollte  dafür  sorgen,  daß  in  Zu- 
kunft die  Wolle  bis  nach  Schaf  Ihausen  oder  wenigstens  nach  Nürn- 
berg geliefert  würde,  er  hatte  sich  über  den  Geldwert,  das  Agio, 
den  besten  Zahlungsmodus  zu  erkundigen  usw.9)  Um  ihm  „in 
diesem  geschäft  einiche  liechterung  zu  verschaffen",  wurde  ihm 
ein  Angestellter  des  Ratsherrn  Fischer  von  Reichenbach,  Namens 
Dick,  der  sich  eben  in  Deutschland  befand,  beigeordnet.10)  Die 
Reise  wurde  ausgeführt ,  die  Wolle  angekauft ,  die  Verbindungen 


1)  Die  genannten  Fabrikanten  nannten  in  einer  Eingabe  an  den  Kommerzienrat 
1695  als  Haupthindernisse  der  Entfaltung  ihres  Gewerbes :  I.  Mangel  an  Mitteln  zur 
Vermehrung  des  Verlages;  2.  Die  große  Schwierigkeit,  Wolle  herbeizubringen; 
3.  Die  geringe  Möglichkeit,  die  fertigen  Waren  zu  „versilberen".  J.B.  Ib  44. 

2)  Auch  um  den  starken  Geldexport,  der  durch  zahlreiche  Reisen  ins  Ausland 
verursacht  wurde,  zu  verhindern.  J.  B.  Ib  45. 

3)  R.  M.  Nr.  247.  S.  251.  4)  ibid.  S.  267.  5)  J- B-  lb  55- 

6)  J.B.  Ib  28,  77.  7)  18.  März  1697.  J.B.  Ib  29.  8)  J.B.  Ib  36. 

9)  J.B.  Ib  36 f.  10)  J.  B.  Ib  36. 
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angebahnt,  und  in  Zukunft  brauchte  man  die  Sendungen  nur  schrift- 
lich zu  bestellen.1) 

Es  blieb  nicht  bei  dieser  einzigen  Bezugsquelle.  Schon  ein 
Jahr  später,  im  Frühling  1698,  begaben  sich  der  Fabrikant  Fesquet 
von  Lausanne  und  der  Sekretär  des  Kommerzienrates,  Stettier, 
nach  Genua  und  Livorno,  um  hier  ein  Quantum  Wolle  zu  kaufen.'2) 
Sie  waren  mit  einem  Kreditbrief  von  achttausend  Talern  versehen, 
und  auch  sie  haben  Vertreter  angestellt,  so  daß  Nachbestellungen 
schriftlich  besorgt  werden  konnten.3)  Später  folgten  noch  Reisen 
nach  Genua  und  Beaucaire  zum  gleichen  Zwecke,  nach  Marseille 
und  Grenoble  zur  Aufhebung  der  Beschlagnahme  bestellter  Wolle.4) 
Alle  Wolle,  sei  es,  daß  sie  für  die  Wollenhandlung  ankam  oder  von 
ihr  an  die  privaten  Käufer  spediert  wurde,  passierte  zollfrei,  wenn 
sie  von  den  nötigen  Attesten  begleitet  war.5) 

Bevor  noch  die  erste  Sendung  aus  Leipzig  angekommen  war, 
erhoben  sich  im  Kommerzienrate  Bedenken  über  den  Verkauf. 
Man  fürchtete,  die  zweihundert  Zentner  könnten  nicht  abgesetzt 
werden  oder  die  Wolle  könnte  schnell  im  Preise  fallen.  Man  er- 
kundigte sich  daher  bei  einzelnen  Fabrikanten,  wieviel  Wolle  sie 
jährlich  brauchten,6)  so  auch  beim  Ratsherrn  Fischer,  Inhaber  der 
,,Burath  und  Cadisfabrique"  in  Thun.  Dieser  schlug  dem  Kom- 
merzienrate vor,  ihm  die  erste  Sendung  zum  Verkauf  zu  über- 
lassen. Er  versprach,  sie  den  bürgerlichen  Fabrikanten  zum  Selbst- 
kostenpreise abzugeben ;  dieser  sollte  in  sich  fassen  den  Preis  der 
Wolle,  die  Unkosten  und  zwei  Prozent  Zins  vom  angelegten  Kapital. 
Fischer  versprach,  drei  Viertel  der  Summe  im  März  1698,  den  Rest 
ein  Jahr  nach  der  Übernahme  zu  erlegen.7)  Im  Herbst  darauf  war 
der  Vertrag  noch  nicht  ratifiziert,  und  Fischer  erklärte  daher  seinen 
Rücktritt  davon.  Die  beiden  Parteien  kamen  überein,  daß  die 
Frage  der  Haftung  erst  erörtert  werden  solle,  wenn  dem  Kommer- 
zienrat  aus  dem  Verkaufe  Schaden  erwachse.8)  So  mußte  der 
Verkauf  also  in  Regie  besorgt  werden.  Wir  bekommen  den 
Eindruck,  daß  er  im  Anfang  nicht  leicht  von  statten  ging ;  die 
Ratsmitglieder  Fischer,  Wagner  und  Lerber  konnten  zuerst  wählen9), 
andere  mußte  man  vor  sich  zitieren  und  sie  auffordern,  ihren  Be- 
il Man.  A.  117,  215.  2)  Man.  A.  229.  3)  Man.  A.  399.  31.  Dezbr.  1699. 
4)  Miss.  hist.  helv.  XV.  70  (1). 

51  J.  B.  Ia  57.  Die  200  Zentner,  die  Wagner  von  Leipzig  brachte,  waren  zu 
diesem  Zwecke  mit  einem  vereinbarten  Zeichen  kenntlich  gemacht  und  die  Beamten 
unterrichtet.  J.  B.  Ib  38. 

6)  J.  B.  Ib  33.  7)  J.  B.  Ib  33.  30.  März  1697. 

8)  Man.  A.  98.  14.  Sept.  1697.  9)  Man.  A.  99. 
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darf  mit  obrigkeitlicher  Wolle  zu  decken  *)  und  ihnen  besondere 
Protektion  zusichern.  Später  war,  wie  es  scheint,  besserer  Absatz, 
wenigstens  für  gewisse  Sorten.  Die  Preise  der  Wolle  wurden  vom 
Kommerzienrate  fixiert.2)  Die  Burger  hatten  den  Vorteil,  daß  ihnen 
kein  Zins  draufgeschlagen  wurde.3) 

Die  Einzelheiten  der  Handlung  konnten  natürlich  nicht  vom 
Kommerzienrate  in  corpore  besorgt  werden,  diese  mußten  einer 
Person  übertragen  werden.  Der  Rat  schuf  zu  diesem  Zwecke  die 
Stelle  eines  „Kassierers  und  Inspektoren  der  Wollenhandlung"  und 
wählte  hiezu  den  Landvogt  Wagner.4)  Er  führte  die  Oberaufsicht 
über  die  ganze  Handlung,  erhob  die  Gelder,  wandte  sie  nach  den 
Beschlüssen  des  Kommerzienrates  an,  legte  dafür  Rechnung  ab  und 
beaufsichtigte  die  anderen  Beamten.5) 

Unter  diesem  stand  der  Buchhalter  und  Verwalter,  der  ein 
Angestellter  und  nicht  Mitglied  des  Kommerzienrates  war.  Seine 
Pflicht  bestand  in  der  Führung  einer  getreuen  „doppelten"  Buch- 
haltung, die  er  auf  Verlangen  dem  Kommerzienrate  vorweisen 
mußte,  in  der  Besorgung  der  Korrespondenz ,  dem  Verkauf  der 
Ware  (nur  gegen  bar),  der  Rechnungsablage  und  der  Ablieferung 
der  Gelder,  die  er  über  den  täglichen  Bedarf  besaß.6)  Der  erste 
Buchhalter  war  derselbe  Herr  Dick,  der  den  Landvogt  Wagner  auf 
seiner  Reise  nach  Leipzig  begleitet  hatte.7) 

Im  Januar  1698  trat  Rudolf  Hofmeister  von  Zürich  als  Sekretär 
und  Reisender  in  die  Handlung  ein.  Er  hatte  in  Zürich  fabriziert,  war 
aber  in  Konkurs  geraten  und  suchte  nun  in  Bern  eine  neue  Heimat,  um, 
wie  der  ihn  empfehlende  Fischer  bemerkte,  unter  dem  Schutze  der 
Obrigkeit  und  durch  deren  „Reputation"  ein  eigenes  Geschäft  an- 
fangen zu  können.8)  Vorläufig  waren  noch  Dick  und  Hofmeister  in  der 
Handlung  tätig ;  später  scheint  der  letztere  an  die  Stelle  des  ersten 
getreten  zu  sein;  denn  er  führte  die  Buchhaltung  und  Korrespondenz. 

Der  Geschäftskreis  dieser  Wfollenhandlung  wurde  bedeutend 
erweitert  durch  die  Anlage  von  Depots  in  anderen  Städten,  in 
Aarau  und  Lausanne.  Das  Gebiet  des  Kantons  war  weit  aus- 
gedehnt, reichte  vom  Leman  bis  zum  Rhein ;  wohl  lag  mitten  darin 
die  Hauptstadt,  aber  es  war  doch  unpraktisch,  die  rohe  Wolle,  die 
aus  Deutschland  kam,  zuerst  nach  Bern  und  dann  erst  zurück  in 
den  Aargau  zu  führen.  Ebenso  verhielt  es  sich  mit  der  spanischen 
und  französischen  im  Waadtlande.    Der  Preis,  der  durch  die  Be- 


1)  Man.  A.  IOO.    Die  französischen  Fabrikanten.   Man.  A.  156. 

2)  Man.  A.  106.  3)  Man.A.  99.  4)  20.  März  1697.  5)  J.B.  Ib  30. 
6)  J.B.  Ib  31.  7)  Man.A.  88.  3.  Juli  1697.  8)  Man.A.  140. 
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teiligung  der  Regierung  hatte  erniedrigt  werden  sollen,  wurde  so 
wieder  erhöht.  Am  20.  Januar  1698  anerkannte  der  Kommerzien- 
rat  die  Notwendigkeit  einer  Filiale  im  Aargau  und  bald  nachher 
wurde  sie  durch  einen  Vertrag  mit  dem  Strumpffabrikanten  Johann 
Heinrich  Hunziker  in  Aarau  errichtet.2)  Dieser  besorgte  den 
Wollenverkauf  und  die  Spedition,  wofür  er  mit  fünfzehn  Kreuzern 
per  Zentner  entschädigt  wurde.  Dagegen  mußte  er  für  seine 
Kunden  gutstehen,  ebenfalls  gegen  Anrechnung  von  drei  Prozenten. 
Außerdem  mußte  er  für  die  anvertrauten  Werte  Bürgschaft  stellen. 
Er  war  verpflichtet,  das  eingenommene  Geld  „bar  oder  per  Wechsel- 
brief" an  den  Kommerzienrat  abzuliefern  und  alljährlich  eine 
Generalrechnung  vorzulegen.  Für  die  Wolle,  die  er  in  seiner 
eigenen  Fabrik  brauchte,  hatte  er  die  Vergünstigung,  daß  ihm  bei 
Barzahlung  nur  21/2%,  bei  sechs  Monaten  Termin  5  °/o  auf  den 
Selbstkostenpreis  geschlagen  wurden. 

Im  gleichen  Jahre  wurde  auch  die  Wollenhandlung  in  Lau- 
sanne errichtet  und  dabei  der  Geschäftskreis  erweitert,  indem  damit 
eine  Tuchhandlung  verbunden  wurde,  und  zwar  in  Bern  und  Lau- 
sanne. Den  Anlaß  dazu  gab  eine  Bittschrift  der  Fabrikanten  von 
Lausanne.3)  Man  ging  von  der  Erwägung  aus,  daß  man  die  Weber 
nicht  durch  Mangel  an  Absatz  hindern  dürfe.  Die  Rolle  des  Verlegers 
zu  übernehmen,  schien  dem  Kommerzienrat  anfangs  zu  weit  zu  führen  ; 
er  wollte  darum  die  Stadt  Lausanne  veranlassen,  die  Einrichtung  zu 
übernehmen.  Weitere  Beratungen  führten  doch  zur  Einrichtung 
des  Verlags  durch  die  Kammer.  In  Bern  wurden  zu  Direktoren 
der  Handlung  Landvogt  Wagner  und  Bartholomäus  May  ernannt4), 
für  die  von  Lausanne  Conseiller  Samuel  Seigneux  und  Marchand 
Jean  Fesquet.5)  Diese  handelten  als  ,,directeurs  des  Magasins  de 
Lausanne  pour  la  chambre  du  commerce".6)7)    Sie  besorgten  den 

I)  Man.  A.  156.  2)  Man.  A.  210.  3)  Man.  A.  235. 

4)  Man.  A.  293.  5)  Man.  A.  324. 

6)  Wir  wissen  nicht  genau,  in  welcher  Weise  der  Kommerzienrat  finanziell 
beteiligt  war.    Es  waren  drei  Wege  vorgeschlagen  worden  (Man.  A.  289): 

1.  Die  Kammer  sollte  auch  diese  Handlung  führen  wie  den  Wollenhandel.  Da- 
gegen hatte  der  Bauherr  von  Wattenwyl  opponiert. 

2.  Die   übrigen   Mitglieder   sollten   sie  auf  ihr  Konto  übernehmen,   aber  in  der 
Kammer  Namen. 

3.  Die  Kammer  vertraute  einigen  Particularen  eine  Summe  aus  ihrem  Wollen- 
fonds an,  und  sie  führten  die  Handlung  im  Namen  der  Kammer. 

Damals  (4.  August  1698)  hatte  man  sich  auf  den  dritten  „Expedient"  geeinigt.  Der 
Beschluß  für  die  Gründung  erfolgte  am  9.  August  1698  (Man.  A.  292).  Der  Aus- 
druck: „Seigneux  et  Fesquet  .  .  .  pour  la  chambre  du  Commerce"  scheint  darauf 
hinzudeuten,  daß  man  den  dritten  Weg  wählte. 

7)  Man,  A.  324. 

4 
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Verkauf  von  Wolle  und  waren  verpflichtet,  an  Zahlung.-statt  das 
aus  dieser  verfertigte  Tuch  anzunehmen.  Doch  hatte  der  Arbeiter 
sich  schon  beim  Bezug  der  Wolle  zu  erklären,  ob  er  das  fertige 
Tuch  zurückliefern  wolle  oder  nicht,  worauf  er  dann  den  Auftrag 
erhielt,  eine  bestimmte  Art  Tuch  zu  fabrizieren.  Der  Weber  ar- 
beitete aber  nicht  um  einen  bestimmten  Lohn,  er  konnte  auch  hier 
sein  Produkt  zu  um  so  besserem  Preise  absetzen ,  je  besser 
es  gearbeitet  war;  denn  jedes  Stück  wurde  geprüft  und  die 
Arbeit  durchschnittlich  auf  ein  Drittel  vom  Werte  des  Roh- 
stoffes geschätzt.1)  Es  war  den  Direktoren  auch  erlaubt,  anderes 
Tuch  als  solches  aus  obrigkeitlicher  Wolle  anzunehmen,  wenn  es 
den  Anforderungen  entsprach ;  doch  sollte  die  Tuchhandlung  nur 
ein  Notbehelf  sein;  so  viel  als  möglich  sollte  doch  der  Fabrikant 
mit  dem  Händler  direkt  arbeiten.2)  Ein  Raum  für  die  Unter- 
bringung der  Waren  wurde  von  der  Stadt  Lausanne  geliefert.3) 
In  Bern  befand  sich  das  Bureau  der  beiden  Direktoren  im  ,,Botten 
Kämmerli"  des  Kommerzienhauses ,  die  Buchhaltung  wurde  von 
Hofmeister  geführt.4) 

Wir  können  die  Ausdehnung  des  Wollenhandels  nicht  zahlen- 
mäßig darstellen.  Sicher  erscheint  uns,  daß  die  erste  Sendung  von 
Leipziger  Wolle  von  zweihundert  Zentnern  die  größte  war,  daß 
man  nachher  nie  mehr  so  viel  auf  einmal  bezog,  daß  also  der 
obrigkeitliche  Wollenverlag  nie  zu  sehr  hoher  Entwicklung  kam. 
Der  Grund  mochte  zum  Teil  darin  liegen,  daß  nur  wenige  Wollen- 
arten gehalten  wurden,  die  nicht  jedem  Wunsche,  auch  nicht  jedem 
Zwecke  dienten.  Es  ist  der  Mangel,  der  meistens  derartigen  Unter- 
nehmungen anhaftet,  wenigstens  wenn  sie  nicht  völlig  ausgebaut 
sind.  Wenn  aber  der  Kommerzienrat  geglaubt  hatte,  das  Regierungs- 
geld sei  auf  diese  Weise  sicherer  angelegt  als  in  Anleihen5),  so 
hatte  er  sich  getäuscht.  Der  Grundsatz,  daß  nur  gegen  bar  ver- 
kauft werden  sollte,  war  bald  aufgegeben.  Allgemein  wurden 
sechs  Monate  Termin  üblich  6),   die  nicht  innegehalten  wurden,  so 

1)  „Pour  donner  moyens  aux  facturiers  de  subsister  nous  permettons  aux  dits 
Srs.  Directeurs  en  prenant  des  marchandises  d'eux  en  payemeDt  de  nos  laines  d'v 
ajouter  environ  le  tiers  de  l'argent."  (Instruction,  Man.  A.  324 ff.) 

2)  Das  Tuch  wurde  von  den  Webern  roh  —  en  blanc  —  abgeliefert,  und  die 
Direktoren  ließen  es  appretieren  und  färben.  (Man.  A.  317,  324  ff.,  Instruction.) 

3)  Man.  A.  295. 

4)  Schon  durch  eine  Verordnung  vom  7.  Juni  1688  wurde  bewilligt,  in  der 
Hauptstadt  und  in  den  übrigen  Städten  Niederlagen  für  fabrizierte  Waren  zu  errichten, 
wo  sie  durch  bestellte  „Commis  oder  factoren"  verkauft  würden.  (J.  B.  1687,  S.  85  ff.) 

5)  J.  B.  Ib  47.  6)  Man.  A.  210,  324. 
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daß  eine  Menge  Schulden  aufliefen.  Schon  1703  wurde  zur  Vorsicht 
gemahnt1),  umsonst.2)  Noch  lange,  nachdem  die  Handlung  zu 
existieren  aufgehört  hatte,  wurden  Schulden  im  Werte  von  7778 
Pfund  8  s.  3  d.  verzeichnet,  davon  entfielen  über  7000  Pfund  auf 
den  welschen  Kantonsteil.3) 

Die  Filiale  in  Aarau  verschwand  spurlos,  wann,  wissen  wir 
nicht;  die  von  Lausanne  wurde  1709  liquidiert.  Im  Mai  dieses 
Jahres  lagen  im  dortigen  Depot  noch  siebenunddreißig  Stücke  Tuch 
im  Werte  von  2336  Pfund  11  s.  2  d.,  die  von  acht  waadtländischen 
Krämern  übernommen  werden  sollten.4)  Noch  vier  Jahre  später,  im 
Januar  1713,  hatte  der  Komm erzienrat  3065  L.  11  s.  3  d.  zu  fordern, 
teils  für  Wolle,  zum  größern  Teil  für  Tuch.5)  Die  Wollenhandlung 
in  Bern  ging  1706  an  das  Haus  Sinner  und  Herff  über.6) 

Zu  jener  Zeit,  da  der  Kommerzienrat  mit  allen  Mitteln  die 
Industrie  einführen  wollte  und  die  Wollenhandlung  neu  errichtet 
hatte,  kam  zufällig  der  Tuchfabrikant  Daniel  Herff  von  Straßburg 
nach  Bern,  um  die  Seinigen  zu  besuchen.7)  Der  Kommerzienrat 
fragte  ihn  um  seinen  Rat  und  wünschte  besonders,  daß  er  ihm 
einen  „fabrikverständigen"  Mann  empfehle.  Herff  sandte  einen 
seiner  Angestellten,  Le  Maire  von  Markirch,  der  dann  mit  dem 
Verwalter  der  Wollenhandlung  zur  Visitation  der  bestehenden 
Fabriken  im  Land  umhergeschickt  wurde.  Der  Bericht  der  beiden 
Inspektoren  lautete  günstig  und  sie  erklärten,  daß  die  Einführung 
der  Fabrikation  ,, glücklich  von  statten  gehen  könnte''.  Dabei 
bekam  Le  Maire  selber  Lust,  eine  Tuch-  und  Zeugfabrik  einzurichten, 
er  unterhandelte  mit  Herff  und  Sinner  und  ließ   sich  vom  Kom- 

1)  Man.  C.  33. 

2)  Im  Juli  und  September  1709  wurden  die  Hutmacher  in  Bern,  die  noch  der 
Wollenhandlung  schuldeten,  bei  Androhung  der  Leibhalt  aufgefordert,  ihren  Pflichten 
nachzukommen.  (Man.  E.  178,  185.)  Auch  durch  Amtsleute  und  Kommissäre  wurden 
die  Schuldner  an  ihre  Pflicht  erinnert.  (Man.  E.  170,  186,  U.  Spr.  B.  BBB.  759.) 

3)  J.  B.  Ia  174 ff.  4)  Man.  E.  I.  171.  5)  Man.  E.  II.  40. 

6)  Die  von  Hofmeister  wahrscheinlich  1708  abgelegte  Rechnung  über  die  Wollen- 
handlung (Man.  E.  I.  157)  verzeichnet  noch  etwas  über  5860  Fr.  ausstehende  Gut- 
haben, sowie  vorrätige  Waren  im  Werte  von  13000  Fr.  (Miss.  hist.  helv.  XV.  70  (I). 
Stadtbibliothek  Bern.)  17 14  betiagen  die  Schulden  an  die  ehemalige  Wollenhandlung 
immer  noch  7—8000  Fr.  J.  B.  Ia  174. 

7)  Wir  folgen  in  der  Darstellung  der  Anfänge  dieser  Firma  dem  Bericht  von 
Sinner:  „Substantzlicher  Bericht  über  den  Anfang,  Fort-  und  Ausgang  der  in  hiesiger 
Haupt-statt  Anno  1699  unterfangenen  Tuch-  und  Zeugmanufactur,  woraus  der  Anlaß 
zu  selbiger,  die  Ursach  deren  Zerfalls  und  endlich  die  darauf  erfolgte  Hochober- 
keitliche  Erkenntniß.  Bern  Anno  1721."  Miss.  hist.  helv.  X.  ioi  (15).  Stadtbibliothek 
Bern.  Mand.  Sammig.  XXIV.  3. 
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merzienrate  dazu  bestimmen,  nicht  nur  eine  kleine,  sondern  eine 
„große  und  namhafte  zu  unterfangen",  woran  sich  der  Staat  mit 
eigenem  Gelde  beteiligen  wollte.  Die  Unternehmer  weigerten  sich, 
auf  diesen  Antrag  einzugehen;  aber  der  Kommerzienrat  gab  nicht 
nach,  stellte  vor,  wie  wenig  man  unter  dem  Schutze  der  hohen 
Obrigkeit  zu  fürchten  hätte,  sandte  sogar  Hofmeister  nach  Straß- 
burg, um  die  Einwilligung  des  ältern  Herff  für  seinen  Sohn  und 
Schwiegersohn  (Le  Maire)  zu  erhalten.  Alle  diese  Verhandlungen 
führten  endlich  zum  Abschluß  des  Vertrages  vom  9.  Juni  1699. 1; 
Jeder  Kontrahent  —  die  Regierung,  vertreten  durch  den  Kommerzien- 
rat einerseits  und  J.  J.  Sinner,  Daniel  Herff  und  Jean  Le  Maire 
anderseits  —  verpflichtete  sich  zur  Einlage  von  25  000  Talern.  Die 
Regierung  überließ  von  ihrem  Anteil  20000  Taler  den  Privaten  zur 
Zeichnung ;  sie  selbst  wollte  sich  mindestens  mit  5000  Talern  be- 
teiligen. Nachträglich  gestaltete  sich  das  Verhältnis  so,  daß  15000 
Taler  privates  und  10  000  Taler  staatliches  Kapital  geliefert  wurden. 
Der  Kommerzienrat  stellte  außerdem  Gemächer  im  Kommerzien- 
hause  zur  Verfügung  und  förderte'  die  Errichtung  der  Walke  und 
Färbe  in  Holligen.  Man  wollte  durch  Ausschluß  der  Konkurrenz 
die  Fabrik  lebensfähig  machen ;  darum  die  Bestimmung,  daß  während 
zwanzig  Jahren  in  Bern  keine  gleiche  entstehen  sollte;  daher  das 
Verbot,  das  die  Einfuhr  von  Waren,  die  Sinner  und  Herff  herstellen 
konnten,  unterband.  Es  betraf  Tücher  bis  zum  Werte  von  5  Pfund, 
sowie  Sarges,  Ratines  und  Futtertuch  bis  zum  Preise  von  höchstens 
15  Batzen.  Und  damit  sie  aller  Vorteile,  die  der  Burger  gegenüber 
dem  Fremden  genoß,  froh  werden  konnten,  wurden  beide,  Herff 
und  Le  Maire,  auf  warme  Empfehlung  durch  den  Kommerzienrat 
ins  Burgerrecht  aufgenommen.2) 

Wenn  das  Unternehmen  gelang,  wenn  die  Bemühungen  des 
Kommerzienrates  von  Erfolg  gekrönt  waren,  so  eröffnete  sich  der 
Stadt  doch  noch  die  Aussicht,  zu  werden,  wTas  sie  jetzt  anstrebte: 
eine  Industriestadt;  denn  das  Gelingen  des  einen  mußte  anderes 
nach  sich  ziehen.  Mit  großen  Hoffnungen  ging  man  an  die  Arbeit; 
von  Seiten  der  Obrigkeit  war  nichts  unterlassen  worden,  um  den 
Erfolg  zu  sichern,  und  den  Leitern  fehlte  es  weder  am  guten  Willen 
noch  an  der  erforderlichen  Geschicklichkeit.  Aber  alle  Hoffnungen 
sollten  vernichtet  werden.  Der  erste  Versuch  scheiterte,  und  die 
Industrie  und  die  für  sie  begeisterten  Kreise  erlitten  einen  empfind- 


1)  J.  B.  Ib  70.  Sinner  nennt  als  Datum  den  30.  Mai. 

2)  14.  September  1699,   U.  Spr.  B. :  BBB  403. 
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liehen  Schlag.  Die  Fabrikation  ging  gut,  aber  die  Zeit  war  un- 
günstig. Handel  und  Wandel  waren  flau,  und  gegen  die  aus- 
ländische Konkurrenz  vermochte  die  junge  Manufaktur  nicht 
aufzukommen.  Trotz  des  Einfuhrverbots  war  das  ganze  Land  mit 
fremden,  vorwiegend  französischen  Waren  überschwemmt.1)  Doch 
verloren  weder  Sinner  und  Herff  noch  der  Kommerzienrat  den 
Mut;  sie  hofften,  die  ersten  schlimmen  Zeiten  bald  überstanden  zu 
haben;  sie  erklärten  auch,  daß  nicht  nur  einer  großen  Zahl  von 
Untertanen  Arbeit  verschafft  worden  sei,  sondern  ^daß  man  auch 
schon  einigen  Gewinn  erzielt  habe,  „sodaß  alle  Hoffnung  künftigen 
weiteren  guten  Succeßes  vorhanden".  Sie  forderten  und  erhielten 
von  den  Zweihundert  ein  weiteres  Kapital  von  10000  Talern.2) 

Ein  weiteres  Jahr  war  zurückgelegt ;  die  gleichen  Sorgen  und 
die  alten  Schwierigkeiten!  Ein  zweites  Mal  wandte  sich  der 
Kommerzienrat  an  seine  Vorgesetzten,  ein  zweites  Mal  hatten  diese 
ein  Einsehen  und  schössen  neuerdings  34  000  Fr.  vor.3)  Um  den 
Absatz  zu  fördern,  erging  an  den  Stadtmajor  und  den  Komman- 
danten der  Festung  Aarburg  der  Befehl,  die  Tücher  für  die  Stadt- 
miliz und  die  Garnison  von  Sinner  und  Herff  zu  beziehen.  Noch 
drei  Jahre  schleppte  sich  das  Geschäft  hin.  Endlich  erklärte  Herff, 
es  sei  ihm  und  seinen  Teilhabern  nicht  mehr  möglich,  die  Fabrik 
zu  halten  und  bot  ihre  völlige  Abtretung  an  die  Obrigkeit  an.  Im 
Kommerzienrate,  wo  dieser  Vorschlag  geprüft  wurde,  kamen  alle 
möglichen  Ansichten  über  den  Nutzen  der  Manufaktur  überhaupt 
und  der  Fabrik  Sinner  und  Herff  im  besondern  zutage.  Während 
eine  Ansicht  sie  überhaupt  aufgeben  wollte,  konnte  sich  die  andere 
zu  nichts  weiter  entschließen,  als  ,,ein  exaet  inventarium  zu  ziehen 
und  volgends  ferners  zu  deliberieren",  eine  dritte  wollte  einen 
größern  Geldvorschuß  anbieten;  sie  wies  darauf  hin,  wie  andere 
Städte  sich  die  „Äufnung  der  Manufakturen"  viel  größere  Summen 
haben  kosten  lassen ;  sie  machte  geltend,  daß  der  Fall  dieser  einen 
Fabrik  andere  nachziehen,  daß  er  andere  Unternehmer  abschrecken 
würde.  Bern  müßte  dann  fast  allein  die  Manufaktur  entbehren, 
„damit  doch  bald  alle  andern  Länder  versehen  und  von  jeder- 
männiglich  für  ein  Segen  von  Gott  dem  Herren  geschezet  wird".4) 

Nachdem  man  von  der  Übernahme  durch  den  Staat  allein  ab- 
gesehen hatte,  wurde  die  Lösung  der  Frage  durch  den  neuen 
Vertrag  von  17065)  herbeigeführt.    Er  enthielt  wesentlich  die  fol- 

i)  Man.  D.  48.  Bericht  von  Sinner.  2)  28.  Mai  1701.  R.  M.  3,  S.  190. 

3)  20.  Dezember  1702.  R.  M.  10,  S.  225. 

4)  Man.  D.  55,  185.  Man.  E.  I.  42  ff.  5)  U.  Spr.  B.  CCC  361.  J.  B.  Ia  72. 
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genden  Bedingungen:    Jede  Partei  erhöht  ihren  Einsatz  auf  60000 
Taler ;  Sinner  und  Herff  übernehmen  den  ganzen  Fonds  „in  auf- 
gemachten und   unausgemachten  Waren,   schulden,  gehauen,  ge- 
spünst,  wollen,  Ustensiles  und  was  ferners  sein  möchte,  vollgleich 
auch  allen  schaden,  so  sich  würklich  befindet  und  sich  inskünftig 
befinden  möchte".  Die  60000  Taler  leiht  die  Obrigkeit  auf  dreizehn 
(später  achtzehn)  Jahre  ohne  Zins.  Sie  bestehen  aus  den  10  000  Tlr., 
mit  denen  sie  bisher  beteiligt  war,   den  beiden  Summen,  die  sie 
1701  und  1702  um  Zins  lieh   (Depositogelder),  der  Rest  soll  aus 
dem   Wollenfonds  genommen  werden.     Zur   Sicherheit  der  Re- 
gierungsgelder verpfänden  die  Schuldner  ihren  ganzen  Besitz  und 
Vater  Herff  in  Straßburg  ist  Bürge.    Nach  achtzehn  Jahren  muß 
die  Summe  zurückbezahlt  werden;   kann  die  Fabrik  vom  Datum 
des  Vertrags  an  nicht  fünfundzwanzig  Jahre  lang  geführt  werden, 
so  ist  die  Regierung  berechtigt,  vier  Prozent  Zins  nachzuverlangen 
(Der  Nachtrag  von  1707  hob  diese  Bestimmung  auf).    Sinner  und 
Herff  dürfen  keinen  offenen  Laden  halten,  sie  genießen  aber  zehn 
Jahre  lang  Zollfreiheit  und  zu  ihren  Gunsten  wird  das  Einfuhr- 
verbot erneuert.   Sie  sind  verpflichtet,  jährlich  einen  Geschäftsmann 
auszubilden. 

Von  seinem  früheren  Associe  trennte  sich  Herff l)  und  verband 
sich  mit  Louis  de  Vigneule  aus  Metz,  der  ebenfalls  ins  Habitanten- 
recht aufgenommen  wurde.2)  Die  Regierung  entließ  auch  die 
Privatleute  aus  dem  frühern  Vertrage,  so  daß  sie  auf  ihrer  Seite 
allein  kontrahierte. 

Dieser  Vertrag  von  1706  stellt  sich  im  wesentlichen  als  eine 
Sicherung  der  obrigkeitlichen  Gelder  dar.  Durch  den  älteren  Vertrag 
haftete  die  Regierung  mit  ihrem  Anteil.  Davon  sind  allerdings  die 
späteren  Einschüsse  auszunehmen;  denn  sie  wurden  auf  Zins  ge- 
liehen. Mit  10000  Talern  (die  Privaten  mit  15  000)  haftete  die 
Obrigkeit  für  den  Verlust  aus  der  ersten  Zelt.  Statt  dessen  über- 
nahmen Sinner  und  Herff  das  ganze  Geschäft  samt  allen  Passiven, 
und  die  vollständige  Einlage  der  andern  Partei  wurde  gesichert 
durch  die  Umänderung  in  ein  allerdings  unverzinsliches  Anleihen. 
Die  Schulden  aus  der  ersten  Gesellschaft  betrugen  nach  den  An- 
gaben der  Unternehmer  über  40000  Taler,  und  diese  wollte  man 
nicht  als  Einlage  anerkennen,  so  daß  der  Kommerzienrat  1709  zu 
der  Rechnung  kam,  das  Kapital  von  Herff  und  Comp,  belaufe  sich 
nur  auf  27  000  Taler,  während  sie  selber  über   65  000  Taler  an- 


i)  Man.  E.  102,  104.  2)  U.  Spr.  B.  CCC.  371. 


—    55  — 


gaben.1)  Der  jKommerzienrat  dagegen  berechnete  seinen  ganzen 
frühern  Fonds,  obwohl  er  durchaus  nicht  in  lauter  barem  Geld 
bestand.  In  den  Jahren  1708  bis  1711  spielten  diese  Geldverhält- 
nisse eine  traurige  und  langweilige  Rolle ;  eine  Kette  von  Unan- 
nehmlichkeiten knüpfte  sich  an  sie.  Eine  Partei  warf  der  andern 
vor,  schuld  an  der  bösen  Lage  zu  sein,  bis  endlich  Herff  die  Auf- 
lösung des  Verhältnisses  verlangte.  Er  erklärte,  zwanzigtausend 
Taler  von  seinem  Gelde  einbüßen  zu  wollen,  wenn  der  Kommerzienrat 
die  Fabrik  ganz  zu  seinen  Händen  nehme.  Sollte  er  sie  aber  über- 
nehmen, so  offerierte  er,  eine  gleiche  Summe  herauszugeben.  Der 
Vorschlag  schien  dem  Kommerzienrate  unannehmbar;  er  ver- 
langte in  seinem  Gutachten  25—35000  Taler,  denn  nach  seiner 
Rechnung  hatte  er  49000  Taler  zu  gut.  Auch  die  Rechnung  über 
die  Wollenhandlung,  von  Hofmeister  abgelegt,  nennt  die  gleiche 
Summe.2)  Die  endgültige  Trennung  kam  durch  Beschluß  der 
Zweihundert  am  13.  Februar  1711  zustande.  J.  J.  Sinner  und 
Daniel  Herff  verpflichteten  sich  als  Schuldner  für  30  000  Taler, 
die  sie  nach  sechs  Jahren  bezahlen  und  inzwischen  zu  drei  Prozent 
verzinsen  sollten.3) 

So  endete  nach  zwölfjährigem  traurigem  Bestände  ein  Unter- 
nehmen, das  nie  zu  kräftigem,  gesundem  Leben  gekommen  war; 
in  einer  schrillen  Dissonanz  klang  aus,  was  so  harmonisch  ein- 
gesetzt hatte.  Und  der  Mißklang  tönte  lange  nach.  Noch  1718 
waren  nur  wenige  tausend  Pfund  von  der  Schuld  getilgt.  Bis  1719 
waren  die  Zinse  bezahlt;  Sinner  wehrte  sich  gegen  die  Rück- 
zahlung der  ganzen  Summe,  indem  er  am  Ende  seines  ,, Substanz- 
lichen Berichtes"  auf  drei  Fehler  in  der  Abrechnung  von  1711 
hinwies.  Er  zeigte,  daß  die  Firma  12  000  Franken  Schulden  aus 
der  Wollenhandlung  hatte  übernehmen  müssen  (als  Einschuß  der 
Regierung),  die  nie  eingetrieben  werden  konnten,  daß  sie  damit 
sogar  durch  einen  „double  emploi"  zweimal  belastet  worden  war, 
und  dann  bezeichnete  er  es  neuerdings  als  eine  Ungerechtigkeit, 
daß  der  Verlust  so  ungleich  geteilt  wurde,  indem  die  Obrigkeit 
nach  Anrechnung  der  Zinse  nur  4000  Taler,  die  Firma  aber  den 
zehnfachen  Betrag  einzubüßen  hatte  (Laesio  ultra  dimidium).  Der 
Einwand  wurde  abgewiesen  und  die  Vennerkammer  beauftragt, 
nach  Form  Rechtens  vorzugehen.  Am  2.  März  1722  kam  es  zur 
Verhandlung  vor  dem  Äußern  Stadtgericht,  dessen  Urteil  Hab  und 


1)  Miss.  hist.  helv.  XV.  70  (79).  Stadtbibliothek  Bern. 

2)  Miss.  hist.  helv.  XV.  70  (1).  3)  U.  Spr.  B.  DDD»  81. 
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Gut  des  Schuldners  auf  die  Gant  brachte.  Vor  der  Ausführung 
des  Urteils  führte  der  Einwand,  daß  die  Schuld  nicht  ganz  „gichtig" 
sei,  zu  einem  langen  Prozesse,  der  von  der  Appellationskammer 
dahin  entschieden  wurde,  daß  sie  Sinner  abwies  und  zur  Zahlung 
der  vollen  Summe  von  106000  Pfund  verfällte.1)  Die  sofort  ein- 
gelegte Berufung  brachte  das  Geschäft  an  die  höchste  Instanz, 
den  Großen  Rat,  der  nach  eingeholtem  Gutachten  der  Venner- 
kammer am  26.  Juni  1724  darüber  verhandelte.2)  Mit  112  gegen 
23  Stimmen  beschloß  er  Eintreten.  Er  gab  zu,  daß  ein  ,, merklicher 
Ubertruff"  geschehen  sei,  und  hielt  um  des  Friedens  und  der  Ge- 
rechtigkeit willen  für  angebracht,  einen  Teil  der  Schuld  zu  erlassen. 
Mit  76  gegen  56  Stimmen,  die  für  eine  Verminderung  auf  20  000 
Taler  eingelegt  wurden,  reduzierte  er  die  Schuld  auf  10000  Taler, 
zahlbar  in  vier  jährlichen  Raten  von  je  10000  Pfund.  Damit  hatte 
die  oberste  Landesbehörde  nicht  nur  ein  altes  Unrecht  gut  gemacht, 
sondern  einen  weitern  Beweis  geliefert,  daß  sie  Zeit  und  Verhält- 
nisse verstand  und  für  die  gute  Sache  ein  Opfer  bringen  konnte, 
wenn  auch  der  Erfolg  ausblieb ;  wir  begreifen  aber,  wenn  sie  in  Zu- 
kunft in  ähnlichen  Angelegenheiten  äußerst  vorsichtig  zu  Werke  ging.3) 
Die  bernische  Regierung  stellte  den  Fabrikanten  schon  im 
17.  Jahrhundert  gegen  Zins  ein  Gebäude  zur  Verfügung:  das 
Komm  erzienhaus ,  in  dem  sie  ihre  Geschäftsstuben  einrichteten, 
ihre  Waren  und  Rohstoffe  aufspeicherten,  weben,  spinnen  und 
wirken  ließen.  Das  Gebäude  hatte  vorher  als  Zucht-  und  Waisen- 
haus gedient  und  bestand  anfangs  aus  dem  Westflügel  des  ehe- 
maligen Predigerklosters  bei  der  französischen  Kirche.4)  Später 
umfaßte  es  auch  die  übrigen  Teile  dieses  Klosters,  die  bisher  noch 
als  Spital  verwendet  worden  waren.5)  Die  Umwandlung  zum 
Kommerzienhaus  begann  1684°),  und  1689  war  es  von  22  Gewerbs- 
leuten besetzt;  davon  waren  18  Refugierte.")  Außerdem  gehörten 
der  Obrigkeit  eine  Färbe  und  Walke  an  der  Matte,  die  sie  verpachtete8), 
und  eine  Walke  im  Sulgenbach,  die  sie  aber  1734  verkaufte.9) 

i)  Gerichtsmanual  vom  15.  Sept.  1723.  2)  R.  M.  97,  S.  635. 

3)  Über  die  ganze  Angelegenheit  Man.  D.  und  E.,  sowie  Bericht  von  Venner- 
kammer und  Kommerzienrat  (Mand.  Samml.  XXIV.  17),  ferner  „Prozedur  und 
Factum"  usw.  (Mand.  Sammig.  XXIV.  18.) 

4)  H.  Türler,  Bern,  Bilder  aus  Vergangenheit  und  Gegenwart. 

5)  Man.  O.  108.  6)  Pol.  B.  8,  S.  397.  7)  Man.  A.  261. 

8)  J.B.  V.  212,  VI.  182,  190,  346. 

9)  J.  B.  III.  187.  Man.  L.  138,  14O.  U.  Spr.  B.  HHH  3. 
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III.  Schutz  vor  Konkurrenz. 

Der  Mangel  an  Kapital  war  nicht  das  größte  Hindernis 
zur  Entfaltung  einheimischer  industrieller  Tätigkeit.  Wenn  auch 
eine  Fabrik  finanziert  werden  konnte,  so  fragte  es  sich  immer 
noch,  ob  sie  die  Konkurrenz  des  Auslandes  oder  ähnlicher  Betriebe 
im  Inlande  aushalten  könne.  Selbstverständlich  sind  zwei  Faktoren 
dabei  maßgebend.  Die  Konkurrenz  schadet  einer  Unternehmung 
nicht,  wenn  diese  ihre  Waren  in  gleichem  Preise  anbieten  kann 
und  sie  zudem  ebensogut  herstellt.  Werden  diese  zwei  Bedingungen 
nicht  erfüllt,  so  zieht  der  Konsument  eine  billigere  und  bessere 
Bezugsquelle  der  teurem  oder  schlechtem  vor.  Heute  wird  die 
freie  Konkurrenz  innerhalb  eines  Staates  allgemein  geübt,  und  sie 
hat  einen  wohltätigen  Einfluß  auf  die  Höhe  der  Preise  und  auf  die 
Menge  der  Produkte;  nicht  so  im  18.  Jahrhundert.  In  bezug  auf 
die  ausländische  Konkurrenz  gibt  es  noch  heute  wenige  Staaten, 
die  dem  System  des  Freihandels  huldigen.  Mit  wenigen  Ausnahmen 
schützen  sie  ihre  einheimischen  Produkte,  seien  es  solche  der  Ur- 
produktion oder  der  Industrie,  durch  gesetzliche  Maßregeln  gegen 
die  des  Auslandes.  Das  hiezu  angewandte  Mittel  ist  ganz  allgemein 
der  Schutzzoll.  Anders  im  bernischen  Staatswesen  des  18.  Jahr- 
hunderts. 

1.  Ausländische  Konkurrenz  —  Einfuhrverbot. 

Schon  am  7.  Juni  1688  erschien  eine  obrigkeitliche  Verordnung, 
durch  welche  der  Verkauf  von  wollenen  und  seidenen  Stoffen,  die 
nicht  von  bernischen  Meistern  verfertigt  waren,  zwischen  den 
öffentlichen  Jahrmärkten  verboten  wurde,  vorbehalten  die,  die  schon 
eingekauft  waren  und  in  den  Läden  lagen.1)  Bei  der  Neugestaltung 
des  Kommerzienrates  1695  wurde  das  Verbot  der  fremden  oder  die 
Auflagen  auf  solche  ausländische  Waren,  die  im  Lande  selbst  her- 
gestellt wurden,    unter   die    „Privilegien   und  Immuniteten"  auf- 


i)  J.  B.  1687,  S.  85  ff. 
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genommen,  die  er  erteilen  sollte.1)  Auch  in  den  Eingabe  n  an  den 
Rat  um  Bewilligung  eines  Kapitals  für  die  Wollenhandlung  wurde 
die  Zurückhaltung  der  fremden  Woll waren  verlangt. 2)  Der  Rat 
hatte  Bedenken,  besonders  wegen  Beschwerden  der  eidgenössischen 
Orte.  Der  Kommerzienrat  untersuchte  diese  Frage  und  kam  zu  dem 
Resultat,  daß  man  unter  dem  Terminus  „freier  Handel"  in  den 
Bünden  nicht  Kauf  und  Verkauf,  sondern  nur  Kauf  zu  verstehen 
habe,  und  zwar  handle  es  sich  vorzugsweise  um  Lebensmittel : 
Wein,  Korn,  Salz.  Auch  die  Praxis  zeige,  daß  man  den  genannten 
Ausdruck  nur  auf  den  Kauf  beziehen  dürfe;  denn  Frankreich  habe 
manche  Ware  mit  Auflagen  belegt  oder  verboten,  Solothurn  den 
Wein  besteuert,  Bern  selbst  oft  das  Korn,  zu  allen  Zeiten  Wein, 
Tabak,  Salz,  Salpeter  verboten :?),  manchmal  sogar  den  Kauf  von 
Korn  in  seinem  Lande,  und  trotzdem  habe  sich  niemand  beschwert, 
obschon  dadurch  die  Bevölkerung  eines  Staates  viel  allgemeiner 
getroffen  wurde  als  durch  das  Verbot  von  Industrieerzeugnissen. 
Der  Kommerzienrat  stellte  es  den  G.  H.  geradezu  als  ihre  Pflicht 
dar,  auf  solche  Weise  für  des  Landes  Wohl  zu  sorgen. 

Ein  Schutz  vor  dem  fremden  Wettbewerb  wurde  als  unum- 
gänglich erachtet;  über  das  Mittel  sprach  sich  der  Kommerzienrat 
so  aus4):  ,, Weilen  aber  die  auflag,  soviel  man  vermerken  mögen, 
Bedenklich  gefunden  wird,  als  hat  der  Commercien  Rat  dahin- 
geschlossen,  daß  der  gebrauch  und  der  Verkauf  dergleichen  frömbden 
fabrique  allerdings  und  zu  allen  Zeiten  Verbotten  werden  solten." 
Das  Schutzzollsystem  fand  demnach  keinen  Anklang ;  ein  radikaleres 
Vorgehen  sollte  in  Anwendung  kommen:  Das  Verbot.  Aber  so 
leicht  wie  der  Kommerzienrat  entschloß  sich  der  Große  Rat  nicht 
dazu5),  erst  am  6.  April  1698  beschloß  er,  daß  die  fremden  Waren 
verboten  sein  sollten6),  unter  der  Bedingung  jedoch,  daß  1.  dieses 
Verbot  nur  auf  Produkte  Anwendung  finde,  die  im  Lande  fabriziert 
würden;  2.  der  Kommerzienrat  das  Verbot  zur  Ausführung  bringe, 

1)  „Hochoberkeitliche  Verordnung,  Welcher  Gestalten  die  Handlungen,  Manu- 
facturen  befürdert,  und  zugleich  die  Handwerke  geäufnet,  und  dadurch  der  Armuht 
und  dem  Müßiggang  zu  Statt  und  Land  gesteuwrt  werden  könne  und  solle."  Vom 
4.  März,  2.,  4.  April,  5.,  7.,  28.  Juni,  3.,  5.,  10.  Juli  1695.  J.  B.  Ia  1 1  f f. 

2)  J.B.  Ib  44 ff.  55 ff. 

3)  Der  Salzhandel  war  Staatsmonopol,  der  Weinhandel  Privilegium  der  Patrizier. 

4)  J.B.  Ib  55  ff. 

5)  Am  3.  Februar  169?  wurde  die  Angelegenheit  neuerdings  an  den  Kom- 
merzienrat zurückgewiesen  zu  weiterer  Beratung  und  Begutachtung.  J.  B.  Ib  28,  77. 
Das  erste  Gutachten:  Resp.  prud.  II.  545. 

6)  J.  B.  Ib  69  ff. 
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ohne  daß  es  von  der  Obrigkeit  publiziert  würde  l) ;  3.  die  Maßregel 
nur  auf  solche  Gewerbe  ausgedehnt  würde,  die  als  besonders  nütz- 
lich erachtet  werden  könnten;  und  4.  das  Verbot  nur  nach  und 
nach  durchgeführt  würde. 

Nach  dem  Auftrage  der  Regierung  wurde  das  Verbot  jeweilen 
nur  für  einzelne  Arten  der  Waren  erlassen,  z.  B.  wenn  eine  neue 
Fabrik  errichtet  wurde  oder  auf  Anhalten  einer  Meisterschaft.  Im 
April  1700  verbot  er  die  fremden  wollenen  Hüte2),  1704  wurde 
das  Verbot  erneuert  und  auf  solche  Hüte  ausgedehnt,  zu  denen 
mehr  Wolle  als  Haar  verwendet  wurde.3)  Eine  nochmalige  Er- 
neuerung des  Verbots  erschien  1708  notwendig.  Damals  wurden 
besonders  die  Hutfabrikanten  in  Lausanne  und  Vevey  daran  er- 
innert.4) Eine  gewisse  Möglichkeit  zur  Einfuhr  von  fremden  Hüten 
wurde  1717  durch  die  Erlaubnis  geschaffen,  daß  solche  bestellt 
werden  durften,  wenn  der  Fabrikant  eine  Bestellung  innerhalb  vier- 
zehn Tagen  nicht  ausführen  konnte.5)  Auch  die  Hüte,  die  nach- 
weisbar in  eidgenössischen  Orten  hergestellt  worden  waren,  wurden 
als  „Contrebande"  betrachtet6),  wenn  sie  nicht  für  die  öffentlichen 
Jahrmärkte  bestimmt  waren.7)  So  streng  sollte  das  Verbot  gehand- 
habt werden,  daß  nicht  einmal  Hüte,  die  im  Lande  fertig  bearbeitet 
wurden,  hier  verkauft  werden  durften.  Sie  durften  roh  eingeführt, 
mußten  aber  nach  dem  Staffieren  ausgeführt  werden.8) 

Auf  ähnliche  Weise  sollte  in  anderen  Gewerbszweigen  verfahren 
werden,  z.  B.  zu  Gunsten  dersGerberei.  1705  wurden  bestimmte  Arten 
von  Handschuhen  verboten.9)  Allgemein  scheint  das  Leder  damals 
noch  freien  Eingang  gehabt  zu  haben ;  die  Gerberei  stand  in  Blüte 
und  vermochte  den  Wettbewerb  mit  der  ausländischen  auszuhalten. 

Im  Tuchgewerbe  fanden  sich  die  ersten  Verbote  in  unserer 
Periode  schon  1698.  Damals  war  untersagt  die  Einfuhr  von  ge- 
meinem Tuch  bis  zum  Werte  von  fünf  Bernpfund  die  Elle,  ferner 
von  ganzer,  halber,  breiter  und  schmaler  Ratine,  Ratine  de  Roybon, 
Sarge  de  Valence,  de  Nimes,  facon  de  Rome,  facon  de  Londres, 
de  Cau(x),  d'Amende,  Cordillat,  fein  und  grob,  Pierrelate,  doppelte 
oder  zweimal  gewalkte  Cadis,  Refoule  genannt,  Demilaine.10) 

1)  Der  Grund  dazu  lag  in  der  Furcht  vor  Beschwerden  von  Seiten  der  Mit- 
verbündeten; die  Regierung  wollte  in  einem  solchen  Falle  nicht  gehindert  sein. 
(J.  B.  1b  70). 

2)  Man.  B.  in,  115.  3)  Man.  C.  215 ff.  J.  B.  Ia  67.  4)  J.  B.  Ia  88. 
5)  Man.  F.  I.  207.              6)  Man.  F.  II.  139.              7)  J.  B.  Ia  67.  Man.  F.  I.  207. 

8)  Man.  G.  I.  I,  33.  Man.  H.  72,  Man.  J.  14. 

9)  Man.  D.  II.  Handschuhe  aus  „Gitzifell".        io)  Man.  A.  282.   19.  Juli  1698. 
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Ein  weiteres  Verbot  folgte  1702  '),  das  1709  erneuert  wurde, 
nachdem  die  welschen  Manufacturiers  sich  beklagt  hatten,  daß  es 
nicht  gehalten  werde.2)  1713  waren  folgende  Tücher  verboten: 
Ratine  de  Roibon,  Sarges  de  Valence,  Frises,  Cordalhat,  Ratines 
ordinaires,  Molleton,  Estamels  et  Drape  de  la  Coue.:3) 

Die  gleiche  Entwicklung  machte  die  Sperre  in  der  Baum- 
wollenbranche durch.  1710  erboten  sich  Engelhard  und  Cie., 
Indiennefabrikanten  in  Bern,  alle  Indienne  zu  liefern,  die  in  Ihr 
G.  Landen  gebraucht  würde,  wenn  die  ,, äußere"  abgehalten  würde.4) 
Kaum  einen  Monat  nach  diesem  Angebot  verhängte  der  Kommerzien- 
rat  die  Sperre5),  im  September  1711  dehnte  er  sie  auf  andere 
Gewebe,  nämlich  auf  Cotteline  und  alle  gefärbten  und  ungefärbten 
baumwollenen  Tücher  aus.0)  1716  wurde  bekannt,  daß  verbotene 
Tücher  unter  dem  Namen  Persienne  eingeführt  wurden.  Das 
Verbot  wurde  dann  auch  auf  diese  ausgedehnt7),  sowie  auf  Ca- 
lancas,  ein  feines  Baumwollengewebe,  das  hier  aber  nicht  hergestellt 
werden  konnte.  Engelhard  u.  Cie.  führten  es  ein,  aber  sie  führten 
dafür  kein  Geld  aus,  weil  sie  es  gegen  Indienne  vertauschten x), 
zudem  bezogen  sie  es  roh,  so  daß  für  den  Druck  zwei  Drittel  des 
Werts  im  Lande  blieben.  Später  kamen  noch  andere  Artikel  unter 
die  Sperre,  z.  B.  mouchoirs  garnis.9) 

Die  Reklamationen,  die  der  Rat  1696  und  1697  gefürchtet 
hatte,  trafen  bald  ein.  Basel,  Genf,  Solothurn  und  Frankreich  be- 
schwerten sich  über  die  Abschließungsmaßregeln  und  hielten  sie 
für  den  gemeinsamen  Bünden  zuwiderlaufend.  Der  Kommerzienrat 
und  der  Kleine  Rat  waren  aber  nicht  gesonnen,  das  System  auf- 
zugeben, und  antworteten,  daß  sie  dazu  Freiheit  und  Gewalt  haben, 
und  daß  dieses  Verbot  ebenso  berechtigt  sei,  wie  das  gewisser 
Lebensmittel.10) 

Bis  gegen  das  Jahr  1720  waren  diese  einzelnen  Verbote  auf 
eine  so  hohe  Zahl  gestiegen,  daß  man  sie  nicht  mehr  leicht  über- 
blicken konnte.  Das  Bedürfnis,  sie  alle  in  eine  einheitliche  Ver- 
ordnung zusammenzufassen,  machte  sich  geltend,  hauptsächlich  zu 


I)  Man.  E.  189.  2)  Man.  E.  I.  191.  3)  Man.  E.  II.  44.  J.  B.  Ia  150. 

4)  Man.  E.  I.  198.  5)  J.  B.  Ia  179.   5.  Febr.  1710.  6)  J.  B.  Ia  181. 

7)  J.  B.  Ia  188.  26.  Aug.  1716. 

8)  Man.  F.  I.  9  ff.  Ein  typisches  Beispiel  von  den  Vorstellungen  der  Merkan- 
tilisten und  ihrem  Ziel,  kein  Metallgeld  aus  dem  Lande  zu  lassen. 

9)  Man.  H.  224. 

10)  Antwort  des  Rats  an  Basel  17.  Septembar  1698.  T.  Miss.  B.  Nr.  34,  S.  297. 
An  Solothurn  ibid.  667.    27.  Februar  1699.  An  Genf  ibid.  324.  26.  September  1698. 
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dem  Zwecke  einer  leichtern  Handhabung.  Zudem  war  die  Autori- 
tät des  Kommerzienrates  nicht  wirksam  genug,  um  all  die  Verbote 
durchzuführen,  so  daß  es  geboten  war,  die  Sperre  durch  die  höchste 
Gewalt  verhängen  zu  lassen.  Rat  und  Burger  zweifelten  jetzt  nicht 
mehr  an  der  Richtigkeit  dieses  „Konsumtionsmittels"  und  fürch- 
teten auch  die  Beschwerden  der  anderen  Staaten  nicht. l)  Sie  gingen 
auf  die  Vorschläge  des  Kommerzienrates  ein,  die  er  in  mehreren  Gut- 
achten einreichte2)  und  arbeiteten  am  7.  Juni,  10.  Juli  und  11.  Aug. 
1719  die  „Manufactur-Ordnung"  aus.3)  Im  fünften  Artikel 
dieser  grundlegenden  Verordnung  wurden  alle  fremden  Waren,  die 
auch  im  Lande  fabriziert  werden  konnten,  einzuführen  verboten. 
Als  solche  werden  genannt :  „Wollene  Tücher  und  Zeug,  halb- 
wollene, seydene,  halbseydene  und  baumwollene  Zeug  und  Stoffe, 
der  Leinwadt  äußert  demjenigen  fremden,  so  zu  Coeffures,  Man- 
chettes,  Rabätt,  Gravattes  etc.  gebraucht  wird,  und  insoweit  solcher 
durch  die  Reformations-Mandat  nicht  verboten  ist.  Item  die  Manu- 
facturen  von  Leder,  als  Schuh,  Handschuh  etc.,  wie  auch  die  Manu- 
facturen  von  gantzer,  Floret  und  Galet  Seyden ;  denne  die  wollenen 
und  Haarhüt,  wollene  und  seydene  Sommer-  und  Winterstrümpf." 
Damit  war  die  ganze  Wollen-,  Baumwollen-,  Seiden-,  Leinwand-, 
Leder-  und  Wirkindustrie  vor  der  fremden  Konkurrenz  geschützt. 

Durch  diese  allgemeine  Sperre  waren  die  Nachbarstaaten  stärker 
als  je  betroffen.  Ihre  Fabrikanten  und  Kaufleute  veranlaßten  neuer- 
dings Beschwerden ;  diesmal  waren  es  Freiburg  und  Solothurn,  die 
über  Verletzung  der  Bünde  klagten.  Der  Rat  ließ  vom  Kommerzien- 
rate  ein  Gutachten  ausarbeiten,  das  der  beiden  gegenteiligen  An- 
sichten wegen,  die  darin  zum  Ausdruck  kommen,  äußerst  interessant 
ist.4)  Die  erste  Partei  hatte  über  die  Angelegenheit  folgende  An- 
sicht: 1.  Die  Burgrechte  erwähnen  mit  keinem  Wort  den  freien 
Handel ;  sie  handeln  nur  von  den  Maßregeln  zu  gegenseitigem 
Schutze.  2.  Alle  Burgrechte  und  Bünde  können  der  Regierung 
nicht  wehren,  zugunsten  ihrer  Untertanen  die  nötigen  Polizeimaß- 
regeln zu  treffen.  3.  Verbote  fremder  Waren  sind  in  Bern  nichts 
Neues,  war  doch  schon  1472  das  Freiburger  Tuch  verboten  worden, 
als  man  das  Tuchgewerbe  einführen  wollte.  4.  Kein  Nachbar  ist 
befugt,  andern  seine  Waren  aufzudringen,  wenn  sie  selber  solche 
haben,  noch  sie  zu  nötigen,  ihr  Geld  dafür  auszugeben.    5.  Bern 

1)  Sie  hatten  übrigens  schon  17 13  durch  hochobrigkeitliches  Mandat  die  Verbote 
des  Kommerzienrates  speziell  in  den  welschen  Landen  bekräftigt.(Mand.B.Nr.n,S.670.) 

2)  Man.  G.  I.  38—54,  76,  85.  3)  J.  B.  Ia  230  ff. 
4)  9.  Januar  und  3.  Februar  1720.  J.  B.  II.  32  ff. 
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hat  so  gut  das  Recht,  ein  Verbot  zu  erlassen,  durch  das  das  GHd 
im  Lande  behalten  wird,  wie  Freiburg,  die  Ausfuhr  von  Getreide 
zu  verbieten.  6.  Endlich  wird  daran  erinnert,  daß  Solothurn  und 
Freiburg  Vorstellungen  Berns  wegen  Münzen,  Zöllen,  Straßen, 
wegen  des  Salzes  von  Roehe,  das  bei  ihnen  verboten  ist,  mit  dem 
Hinweis  auf  ihre  Souveränität  beantwortet  haben ;  sie  weisen  auf 
das  Verhalten  Solothurns  im  Toggenburger  Kriege  hin,  auf  die 
Weigerung  Freiburgs,  nach  der  Reformation  das  Burgrecht  zu 
erneuern,  auf  den  Borromäischen  Bund  der  katholischen  Orte,  der 
allen  andern  Bündnissen  vorangehen  sollte. 

Aus  allen  diesen  Gründen  beantragt  diese  „Meinung",  bei  der 
Verordnung  zu  bleiben,  um  so  mehr,  als  sonst  auch  Basel,  Zürich 
und  St.  Gallen  die  gleichen  Vorteile  verlangen  könnten,  deren 
hochentwickelte  Fabriken  die  bernischeri  zugrunde  richten  würden. 

Die  zweite  Gruppe  hatte  folgende  Bedenken:  1.  Die  Burgrechte 
sind  nicht  nur  als  Schirmverträge,  sondern  als  wirkliche  Burgrechte 
zu  betrachten,  kraft  deren  die  Burger  aller  drei  Städte  gegenseitig 
aller  Freiheiten,  also  auch  des  freien  Handels  teilhaft  sein  sollten. 

2.  Nach  altem  Herkommen  brachten  die  Kaufleute  jedes  der  drei 
Staaten  im   Gebiet   des  andern  ihre  Waren  frei  auf  die  Märkte. 

3.  Wenn  auch  nichts  bestimmt  wurde,  so  erfordert  doch  die  Lage 
der  drei  Orte  ein  Einiggehen  in  Handel  und  Wandel.  4.  Werden  frei- 
burgische  und  solothurnische  Waren  in  Bern  verboten,  so  wird  an 
jenen  Orten  das  bernische  Produkt  gleich  behandelt  werden,  was 
einen  Rückgang  des  Absatzes  bedingt.  Und  Bern  hat  bis  jetzt 
mehr  nach  den  beiden  Orten  aus-  als  von  ihnen  eingeführt.  5.  Die 
Angelegenheit  könnte  eine  allgemeine  eidgenössische  werden  und 
zu  Streitigkeiten  führen,  während  Nachgeben  die  Einigkeit,  „das 
Fundament  gemeinen  Wohlstands",  fördern  würde. 

Die  Vertreter  dieser  Ansicht  fordern  deshalb  die  freie  Einfuhr 
der  in  den  verburgrechteten  Ländern  fabrizierten  Waren. 

Zur  Regelung  der  Angelegenheit  wurde  eine  Konferenz  der  drei 
Städte  nach  Aarberg  berufen. *)  Die  bernischen  Gesandten  erhielten 
ihre  Instruktion  vom  Kommerzienrate,  der  darin  nochmals  bestätigte, 
daß  es  ihm  um  Förderung  der  inländischen  Manufakturen  zu  tun 
gewesen  sei  und  keineswegs  darum,  „die  Bündnußen  zu  kränken".'^ 
Das  Ergebnis  der  Konferenz  bedeutet  einen  Sieg  der  zweiten 
„Meinung"  im  Kommerzienrate.    In   Zukunft  sollte  den  Bürgern 


1)  Eidgen.  Abschiede  VIII.  182.  9.  April  1720. 

2)  Man.  H.  36.  Instruktionsbuch  der  Stadt  Bern.  B.  B.  198 ff. 


—    63  - 


und  Untertanen  der  drei  verburgrechteten  Städte  freistehen,  ihre 
Waren  auf  den  öffentlichen  Jahrmärkten  der  anderen  feilzubieten 
und  'zu  verkaufen,  wenn  durch  Zeichnung,  Plombierung  oder  Zeug- 
nisse bewiesen  werden  konnte,  daß  sie  wirklich  im  Lande  her- 
gestellt worden  waren.1)  Ein  neues  Gutachten  des  Kommerzien- 
rates  empfahl  die  Ratifikation  dieses  Übereinkommens2),  die  am 
15.  Mai  1720  durch  Rät  und  Burger  erfolgte.3) 

Sehen  wir  zunächst  zu,  wie  alle  diese  Verbote  ausgeführt 
wurden.  Schon  1688,  als  die  Einfuhr  von  Wollen-  und  Seiden- 
zeugen verboten  wurde,  gab  der  Rat  dazu  die  Ausführungs- 
bestimmung, daß  die  einheimischen  mit  dem  Zeichen  der  Stadt  und 
des  Meisters  auf  Blei  zu  zeichnen  seien,  die  fremden,  damit  auch 
sie  noch  verkauft  werden  könnten,  nur  mit  dem  Wappen  der  Stadt. 
Die  Zeichnung  sollte  durch  zwei  beeidigte  Personen  im  Beisein  von 
Räten  und  Handlungsverständigen  ausgeführt  werden.  Für  die 
Zeichnung  der  im  bernischen  Gebiete  gemachten  Strümpfe  wurde 
eine  ähnliche  Bestimmung  gegeben.  Auch  sie  sollten  mit  dem 
Stempel  des  Meisters  und  dem  des  Orts  bezeichnet  werden,  und 
zwar  von  einem  dazu  erwählten  „Commis"  und  zwei  Experten. 
Wurden  diesen  fremde  Waren  zur  Zeichnung  als  einheimische  vor- 
gelegt, so  wurden  die  Schuldigen  mit  einer  Buße  von  hundert 
Franken  bestraft.4) 

Jedenfalls  ist  es  nie  zur  Ausführung  dieser  Bestimmung  ge- 
kommen. Nachdem  Rät  und  Burger  1698  neuerdings  die  Sperre 
erlaubt  hatten,  wurden  ähnliche  Maßregeln  getroffen.  Die  noch 
vorhandenen  fremden  Waren  sollten  plombiert  werden.5)  Hofmeister 
und  Landvogt  Wagner  besorgten  die  Zeichnung  auf  der  Heimreise 
von  Zurzach  im  Aargau  6),  May  und  Zehnder  im  welschen  Kantons- 
teil "),  das  Oberland  bereiste  zu  diesem  Zwecke  Gubernator  Thormann, 
das  Emmenthal  ebenfalls  Barthlome  May  und  die  Grafschaften  Aar- 
berg, Erlach,  Nidau  und  Büren  Hofmeister.8)  Bald  darauf  schritt 
man  zur  Anstellung  von  Beamten,  Commis  genannt,  zunächst  in 
Brugg,  Aarau,  Lenzburg,  Zofingen,  Burgdorf,  Trachselwald,  Signau, 
Thun,  Wiflisburg,  Peterlingen,  Milden,  Iferten,  Losanen,  Vivis, 
Morsee  und  Neuis.9)    Sie  wurden  von  den  neu  erlassenen  Verboten 


1)  Abschiede  a.  a.  O. 

2)  J.B.  II.  6o.  Eine  Minderheit  schlug  sogar  Aufhebung  der  Manufacturordnung  vor. 

3)  R.  M.  84,  S.  290.  4)  J.  B.  1687,  S.  91  ff.  5)  Man.  A.  233. 
6)  Man.  A.  260.                  7)  Man.  A.  250.                   8)  Man.  A.  310. 

9)  Man.  A.  285.  Jeder  erhielt  eine  Beglaubigungsurkunde  mit  dem  Verzeichnis 
der  verbotenen  Waren.   19.  Juli  1698.  Man.  A.  282. 
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unterrichtet,  so  daß  sie  die  Läden  nach  unerlaubten  Waren  durch- 
suchen konnten.1) 

Jeder  Commis  hatte  ein  bestimmtes  Gebiet  zu  beaufsichtigen. 
Die  Bezirke  waren  in  den  verschiedenen  Zeiten  verschieden  um- 
schrieben. 1719  gehörte  z.  B.  dem  Commis  von  Bern  das  Gebiet 
der  Stadt,  des  Stadtgerichts  und  der  vier  Landgerichte.  Das  Ober- 
land hatte  zwei,  das  Emmenthal,  das  Seeland,  der  Ober-  und  der 
Unteraargau  je  einen  Aufseher.2)  1720  war  ihre  Zahl  schon  um 
vier  gewachsen.3) 

Die  Wahl  erfolgte  damals  durch  den  Kommerzienrat  nach  einem 
Doppelvorschlag  des  Amtmannes.  Selbstverständlich  konnte  ein 
solcher  Angestellter  nicht  für  jedes  Gewerbe  die  nötige  Sachkenntnis 
besitzen;  darum  mußte  er  auf  seinen  Gängen  von  einem  oder 
mehreren  Meistern,  die  dazu  beeidigt  wurden,  begleitet  werden.4) 
Mit  der  einmaligen  Zeichnung  der  fremden  Produkte  war  es  aber 
nicht  getan,  auch  später  eingeführte  mußten  bezeichnet  werden, 
um  zu  dokumentieren,  daß  sie  verkauft  werden  durften.5)  Das 
sollte  jeweilen  bei  der  Ankunft  der  Waren  besorgt  werden,  in- 
dem der  Commis  davon  benachrichtigt  wurde  und  das  Auspacken 
nur  in  dessen  Beisein  geschehen  durfte.6)  Die  Einfuhr  fremder 
Waren  sollte  überhaupt  nicht  mehr  anders  geschehen  als  mit  Er- 
laubnisscheinen des  Kommerzienrates  (Patenten) T),  in  denen  die 
bestellten  Waren  genau  bezeichnet  wurden. 

Als  Strafe  lür  Übertretung  der  Verbote  wurde  hauptsächlich 
die  Konfiskation  der  Ware  angewendet.  Der  Rat  beschäftigte  sich 
in  manchen  Zeiten  fast  ausschließlich  mit  Konfiskationsangelegen- 
heiten. Die  Commis  ließen  das  Konfiszierte  beim  Landvogt  des 
Bezirks  verwahren,  dieser  urteilte  über  die  Richtigkeit  der  Konfis- 
kation, gegen  sein  Urteil  konnte  an  den  Kommerzienrat  appelliert 
werden.8)  Zu  Dutzenden,  ja  Hunderten  werden  die  Fälle  gemeldet, 
wo  solche  Einziehungen  angewendet  wurden.") 


I)  Man.  B.  115.  2)  Man.  F.  II.  137.  3)  Man.  G.  II.  1 1.  4)  J.  B.  Ia  67  ff. 
5)  Man.  E.  88.         6)  J.  B.  Ia  67,  109.  Man.  E.  191.  7)  Man.  E.  88. 

8)  Das  Verfahren  war  folgendes:  Sie  sollten  gegen  „den  Fehlbaren  Rechtlich 
agieren,  wie  in  Zollcontraventionen  üblich,  dergestalten ,  daß  durch  Sie  geklagt, 
durch  den  fehlbaren  geantwortet,  folglich  repliciert  und  dupliciert  und  darüberhin 
durch  den  Herrn  Amtmann  in  erster  instantz  erkennt  werde,  ob  die  waar  confiscabel 
oder  nit,  alles  Summarisch  ..."   Man.  F.  I.  46. 

9)  Man.  F.  I.  56,  57,  126,  127,  55,  93,  132.  Man.  B.  80,  III,  117,  127,  170. 
Man.  C.  115,  71,  77  und  viele  andere. 
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Der  Kommerzienrat  setzte  sich  ferner  mit  der  Zollkammer  in 
Verbindung ;  sie  sollte  die  Zollbeamten  auffordern,  verbotene  Waren 
an  der  Grenze  anzuhalten,  solche  aber,  die  zum  Transit  bestimmt 
waren,  der  bezeichneten  Ausgangsstelle  zu  melden,  damit  sie  dort 
kontrolliert  werden  konnten.1) 

So  war  nun  das  Land  an  der  Grenze  und  im  Innern  besetzt 
mit  Aufpassern,  Organen  der  Handlungspolizei ;  man  sollte  meinen, 
daß  es  nicht  mehr  möglich  gewesen  wäre,  Schmuggel  zu 
treiben.  Und  doch  war  die  Absperrung  keine  vollständige.  Die 
Produkte  Frankreichs  z.  B.  hatten  immer  Eingang,  trotz  aller 
Warnungen  an  die  waadtländischen  Kaufleute.2)  So  klagt  Sinner 
in  seinem  obenerwähnten  Bericht,  daß  „wie  ernstlicher  sich  Ihr 
Gnaden  der  Fabrique  annehmen,  je  kecker  die  Kaufleute  werden ; 
sie  versahen  sich  sozusagen  ungescheut  mit  verbotenen  Waren 
und  wollten  von  den  hier  fabrizierten  keine  nehmen,  obschon  ihnen 
ein  ehrlicher  Profit  von  12°/o  darauf  verzeigt  ward."  So  streng 
man  in  einzelnen  Fällen  vorging 3),  so  nachsichtig  war  man  in 
andern4);  und  die  Beamten  auf  dem  Lande  werden  nicht  alle  ihre 
Aufgabe  musterhaft  gelöst  haben. 

War  das  verordnete  Heilmittel  ein  gutes,  so  mußten  sich,  da 
seine  Anwendung  ins  zwanzigste  Jahr  ging,  die  heilsamen  Folgen 
zeigen,  indem  die  einheimischen  Fabrikate  sich  mehrten,  die  aus- 
ländischen verhältnismäßig  zurückblieben.  Leider  war  das  nicht 
der  Fall ;  im  Gegenteil  meldete  der  Kommerzienrat  den  G.  H.,  daß 

1 )  Man.  F.  I.  47. 

2)  Man.  A.  229.  Die  häufigen  Erneuerungen  der  verschiedenen  Verbote  erfolgten 
auf  die  Klagen  über  „Kontraventionen".  Man.  D.  21.  Man.  C.  50. 

3)  Einem  Fabrikanten  von  Gold-  und  Silberfaden,  namens  Masson ,  war  eine 
hohe  Buße  auferlegt  worden,  weil  er  das  Einfuhrverbot  übertreten  hatte;  die  Ge- 
schäftsbücher wurden  ihm  weggenommen.  Der  Kommerzienrat  bat,  man  möchte 
ihm  diese  zurückgeben,  damit  die  Fabrik  nicht  zugrunde  gehe  (Man.  C.  125,  156). 
Der  Rat  willigte  ein  (Ratsman.  vom  15.  April  1704),  aber  zu  spät;  der  Mann  erholte 
sich  nicht  mehr  (Man.  C.  200).  Ein  anderer  Kaufmann,  Barbe,  der  in  Lyon  Waren 
als  Erbe  erhalten  hatte,  mußte  sie  zurückbefördern  (Man.  C.  115). 

4)  „Es  fruchtete  aber  wiederumb  so  viel,  daß  gleich  wenig  Monat  hernach, 
als  eine  abermalige  Ronde  in  der  Stadt  getan  worden,  in  den  zwei  erst  visitierten 
Läden  für  9000  Franken  verbotene  Waren  sich  erfunden  haben;  anstatt  nun  ein 
einmaliges  Exempel  zu  setzen,  diese  so  handgreifliche  Verspottung  des  frisch  er- 
gangenen Rät-  und  bürgerlichen  Edikts  zu  vindicieren ,  und  diese  Waren  zu  confis- 
cieren,  vernügte  man  sich  ,  in  jeglichem  dieser  zwei  Läden  ein  Stück  zum  Zeichen 
des  Misfallens  auf  die  Seiten  zu  legen,  welche  aber  auch  nachmals  gegen  minder- 
wertige verwechslet,  ja  endlich  vollkommen  zurückblieben  sind."  (Bericht  v.  Sinner 
S.  2i.)  Der  Kommerzienrat  erstattete  eingezogene  Waren  zurück,  wenn  die  Schuldigen 
Besserung  versprachen  (Man.  C.  23). 
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die  gegenwärtigen  Zeiten  den  Manufakturen  so  ungünstig  seien, 
„daß  deren  gänzliche  Verfall  zu  besorgen,  wo  nicht  angemäßene 
Mittel  ungesäumt  vorgekehrt  werden".1)  Und  man  griff  neuerdings 
zum  alten  Rezept,  hoffend,  ja  überzeugt,  daß  es  daran  nicht  fehle, 
sondern  höchstens  an  der  Anwendung.  Man  faßte  in  der  Manu- 
fakturordnung alle  früher  gegebenen  Bestimmungen  zusammen 
und  fing  mit  dem  ganzen  großen  Bewachungssystem  von  vorne  an, 
dieses  ergänzend,  erweiternd  und  verschärfend.  Nicht  nur  sollten 
verbotene  Waren  konfisziert,  sondern  dazu  noch  eine  Buße  in  der 
Höhe  des  halben  Werts  der  eingezogenen  Güter  ausgesprochen 
werden.2)  Alle  anwesenden  fremden  Waren  wurden  noch  einmal 
gezeichnet,  damit  sie  verkauft  werden  konnten ;  man  nahm  in  das 
Mandat  auch  die  Hausierer  auf  und  verbot  ihnen  außer  den  Jahr- 
märkten alles  Feiltragen  von  fremden  Waren.  Der  Kommerzienrat 
hatte  das  Recht,  in  Strafsachen  bis  auf  eine  Summe  von  100  Talern 
zu  sprechen,  ohne  daß  gegen  das  Urteil  rekurriert  werden  konnte ; 
für  Summen  bis  auf  200  Taler  konnte  an  den  täglichen  Rat 
appelliert  werden,  über  höhere  dagegen  durften  nur  Rat  und 
Bürger  entscheiden.  Durch  eine  Ausführungsverordnung  wurde 
das  Commiswesen  neugeordnet.3) 

Als  Zeichen  für  alle  Waren  wurde  der  Bär  gewählt,  dem  auf 
einheimischen  Tüchern  ein  B,  auf  fremden  ein  F  beigesetzt  wurde.4) 
Die  Commis  hatten  auf  ihren  Besuchen  eine  Untersuchung  über 
die  ungefähre  Größe  des  jährlichen  Verbrauchs  zu  machen,  damit 
die  Fabrikanten  sich  danach  einrichten  konnten.  Alle  drei  Monate 
mußten  sie  einen  Bericht  an  den  Kommerzienrat  senden,  in  dem 
sie  Auskunft  über  Qualität  und  Quantität  der  hergestellten  Artikel 
und  deren  Preise  gaben;  sie  mußten  Muster  vorlegen,  damit  man 
allezeit  wisse,  wie  das  Land  versehen  werden  könne".  Endlich 
hatten  sie  ein  Verzeichnis  der  gezeichneten  Waren  vorzuweisen.5) 

1)  Gutachten  Man.  G.  I.  38 — 54,  76,  85,  für  die  Manufakturordnung  von  17 19. 

2)  In  der  Stadt  wurden  die  Bußen  unter  den  Rat,  den  Kommerzienrat  und  den 
Verleider  gleich  geteilt,  auf  dem  Lande  nahm  neben  diesen  dreien  auch  der  Amt- 
mann ein  Viertel.  Die  konfiszierten  Waren  fielen  dem  Kommerzienrate  anheim, 
nachdem  der  Commis  ein  Viertel  für  sich  behalten  hatte.  (J.  B.  II.  I  ff.) 

3)  J.  B.  Ia  225. 

4)  Die  Zeichnung  geschah  in  der  Weise,  daß  ein  rot-schwarzes  Band  am  Tuche 
befestigt  und  mit  Blei  versiegelt  wurde,  auf  dessen  einer  Seite  der  Bär,  auf  der 
andern  der  Buchstabe  eingepreßt  war. 

5)  Schon  bestellte,  aber  noch  nicht  angekommene  fremde  Waren  konnten  nur 
eingeführt  werden  mit  Hilfe  eines  „Patentes"  vom  Kommerzienrat,  das  dieser  auf 
ein  Zeugnis  des  Kommis  ausstellte,  dem  der  Beweis  für  die  Bestellung  aus  dem 
Kopierbuche  des  Kaufmanns  erbracht  worden  war.  (Art.  3  der  Instruktion  vom 
6.  September  1719,  J.  B.  II.  I  ff.) 
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Die  erste  Zeichnung  war  für  Fabrikanten  und  Kaufleute  gratis 
später  wurden  Commis  und  Meister  dafür  bezahlt,  und  zwar  zahlten 
fremde  Fabrikate  das  Doppelte  von  den  einheimischen.2)  Diese 
Sportein  fielen  dem  Commis  allein  zu,  wenn  es  sich  um  fremde, 
ihm  und  dem  beeidigten  Meister  zu  gleichen  Teilen,  wenn  es  sich 
um  einheimische  Waren  handelte.3) 

Außer  diesen  Einnahmen  hatten  die  Commis  noch  eine  Besol- 
dung, die  ihnen  der  Kommerzienrat  nach  der  Anzahl  der  gezeich- 
neten Stücke  bemaß.4)  Die  Commis  der  Waadt  bezogen  für  das 
Jahr  1719/20  Honorare  von  4  bis  120  L.  Die  Zahl  der  dort  ge- 
zeichneten Stücke  Tuch  und  Zeug  betrug  in  diesem  Zeiträume 
nahezu  100000 5),  im  deutschen  Kantonsteil  über  70 000 6);  hier 
wurden  den  Commis  Besoldungen  von  3  bis  147  L.  bezahlt. 

Nebst  den  Konfiskationen  bildete  die  Erteilung  von  Patenten 
für  die  Einfuhr  von  fremden  Waren  in  der  ersten  Zeit  nach  1719 
die  Hauptbeschäftigung  des  Kommerzienrates.  Bei  Gesuchen  um 
solche  mußten  die  zu  bestellenden  Waren  genau  genannt  werden. 
Sie  wurden  dann  in  den  Erlaubnisschein  eingetragen,  der  nach 
Empfang  der  Ware  wieder  an  den  Kommerzienrat  zurückgeliefert 
werden  mußte.7)  Im  Februar  1720  befahl  der  Kommerzienrat  Kauf- 
leuten von  Vevey,  daß  sie  ein  Viertel8)  der  verlangten  Waren  im 
Lande  kaufen  sollten,  für  den  Rest  wurde  ihnen  eine  Einfuhr- 
bewilligung erteilt9),  ebenso  solchen  von  Lausanne.10)  Die  Ausrede, 
daß  ihnen  die  Qualität  nicht  passe,  galt  nicht;  sie  sollten  sich 
damit  zufrieden  geben,  wie  sie  war.  Andern  wurde  die  ganze 
Bestellung  abgeschlagen,  und  sie  wurden  einfach  an  einen  ein- 
heimischen Fabrikanten  gewiesen,  z.  B.  für  Seide  an  Jonquiere  in 


i)  J.  B.  II.  i  ff.  2)  J.  B.  II.  27  ff. 

3)  Die  gesetzlichen  Abgaben  für  die  Zeichnung  waren: 

Von  Tüchern  2  Kreuzerl  ,„  Strümpfe  2  Kreuzer] 

Sarges  und  dergl.  Zeug  I       „       >  B  »  (Kinderstrümpfe  gratis)  \  g  ja 

Seidenzeug  2       „      J  ^  Handschuhe  2       „      J  "*  q 

Hüte  1  Bz.        IO  % 

/j     t-w.  j  t-         A  5.  cu  ■  Seidenband                     1  Bz.        \  £J  rc 

„     geringe  (das  Dtzd.  9  Fr.  und>  n  ja  ISs 

darunter)  2  KreuzerJ  g.  w  »         gering          2  Kreuzer/ o  c 

Außerdem  hatte  der  Besitzer  das  Blei  zum  Plombieren  zu  liefern. 

4)  Für  den  Tag  15  Bz.,  wenn  der  Commis  in  der  Stadt  arbeitete,  I  Tr.,  wenn 
er  auf  dem  Lande  arbeitete.  Die  Zahl  der  Tage  berechnete  man,  indem  man  die 
gezeichneten  Stücke  durch  500  dividierte  —  die  Zahl,  die  er  in  einem  Tage 
plombieren  konnte. 

5)  J.  B.  II.  80  ff.  6)  J.  B.  II.  133  ff.  7)  J-  B-  IL  1. 
8)  Nachträglich  auf  1/$  heruntergesetzt.  Man.  H.  14.         9)  Man.  H.  7. 

10)  Man.  H.  8. 
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Bern.')  Dieser  sollte  zuerst  liefern,  was  er  konnte,  und  erst  der 
Rest  durfte  im  Auslande  bestellt  werden.2)  Die  Gesuche  um  Ein- 
fuhrbewilligungen häuften  sich  schon  1720  so  gewaltig,  daß  ifc 
dem  Kommerzienrate  bald  lästig  wurden.3)  Er  entlud  sich  eines 
Teiles  der  bisherigen  Arbeit  durch  die  allgemeine  Bestimmung,  daß 
jedes  fernere  Gesuch  von  einem  Zeugnis  begleitet  sein  müsse,  daß 
ein  Achtel  des  Bedarfs  schon  im  Inlande  gedeckt  worden  sei.4) 
Für  Hüte  wollte  man  gar  keine  Bewilligung  geben ;  die  Händler 
wurden  an  die  Fabrikanten  von  Bern,  Lausanne  und  Yverdon 
gewiesen. 

Wie  weit  die  Unvernunft  in  diesem  Reglementieren  ging,  wie 
undurchführbar  all  die  Vorschriften  waren,  'zeigt  die  Forderung 
vom  20.  Dezember  1720,  wonach  ein  Gesuch  um  ein  Patent  zwei 
Monate  vor  dem  Gebrauch  dem  Kommerzienrate  vorgelegt  werden 
sollte.5)  Stieß  schon  die  Manufakturordnung  als  solche  auf  großen 
Widerstand,  so  waren  solche  Maßregeln  vollends  geeignet,  da? 
ganze  System  illusorisch  zu  machen.  Tatsächlich  war  es  den  zahl- 
reichen Auf sichtsbeamten  nicht  möglich,  die  Einfuhr  zu  verhindern. 
Was  nützte  es,  daß  Amtleute,  Handlungs-  und  Zollcommis  zu 
strengem  Vorgehen  ermahnt  wurden,  daß  sogar  die  Schiffsleute 
auf  dem  Genfersee  aufgefordert  wurden,  keine  Waren,  die  nicht 
von  einem  obrigkeitlichen  Erlaubnisschein  begleitet  waren,  über 
den  See  zu  führen6),  wenn  sich  die  Kaufmannschaft  ganzer  Städte 
weigerte,  dem  Edikt  Folge  zu  leisten,  z.  B.  die  von  Lenzburg, 
Brugg,  Zofingen,  Langenthal  und  den  Städten  der  Waadt.")  Wie 
ein  Alp  lag  dieses  Generalverbot  auf  dem  Handel  des  Landes ; 
kein  Wunder,  wenn  von  allen  Seiten  sich  der  Widerstand  erhob 
und  die  Aufhebung  verlangt  wurde.8) 

Der  Kommerzienrat  mußte  schon  ein  Jahr  nach  dem  Erlaß 
einsehen,  daß  er  auf  diesem  Wege  nicht  fortfahren  könne ;  er  ging 
daher  an  die  Revision  und  beauftragte  eine  Kommission  aus  seiner 
Mitte  mit  den  Vorarbeiten.9)  Die  Revision  kam  aber  niemals  zu- 
stande; eine  Bestimmung  nach  der  andern  wurde  mißachtet,  und 
dem  Kommerzienrate  blieb  nur  übrig,  nachträglich  mit  einem  Be- 
schlüsse zu  bestätigen,  was  zur  Übung  geworden  war.  Wie  Freiburg- 
und Solothurn,  so  bekamen  auch  Luzern,  die  Freiämter,  die  Graf- 
schaft Baden  Zutritt  zu  den  Jahrmärkten  unter  den  gleichen  Bedin- 

I)  Man.  H.  8.  2)  Man.  H.  32.  3)  Man.  H.  65.  4)  Man.  H.  178. 

5)  Man.  H.  178.  J.  B.  II.  79.  6)  Man.  H.  136. 

7)  Man.  H.  33,  34,  81,  127,  134.  8)  Man.  H.  130. 
9)  26.  Novb.  1720.  Man.  H.  I49. 
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gungen  !),  Neuenstadt  und  Biel  durften  ihre  Krämer  wieder  in  die 
vier  Grafschaften  am  See  ziehen  lassen.2)  Im  Dezember  1721 
wurden  die  Waren  aus  der  ganzen  Eidgenossenschaft  wieder  zu  den 
Jahrmärkten  zugelassen,  auch  von  Genf.3)  Die  Bestimmung  der 
Übereinkunft  mit  Freiburg  und  Solothurn  betreffend  die  Ursprungs- 
zeugnisse wurde  immer  vorbehalten.4)  In  Aussicht  auf  die  Re- 
vision, die  im  Sinne  einer  Milderung  ausfallen  sollte,  hielt  man 
nicht  mehr  streng  auf  die  Ausführung.5)  Man  gab  nur  noch 
Schreckschüsse  ab,  so  z.  B.,  wenn  vor  dem  Martinimarkt  1723  dem 
Angestellten  in  Aarau  befohlen  wurde,  er  solle  den  Krämern,  ,,so 
etwan  am  meisten  Contrebande  auflegen  wurden,  etwelche  Stück 
wahr  weg  und  in  arrest  nemmen,  ....  damit  die  übrigen  etwas 
abgeschreckt  werdind".6)  Damit  haben  wir  dieses  Generalverbot 
als  erloschen  zu  betrachten.7)  Die  gewünschte  Wirkung  trat  nicht 
ein.  Die  Dauer  der  Ordnung  war  zu  kurz  und  die  Ausführung  nie 
vollständig,  und  die  einheimischen  Fabriken  konnten  weder  quali- 
tativ noch  quantitativ  die  Nachfrage  befriedigen,  die  durch  das 
Verbot  plötzlich  eine  viel  größere  werden  mußte. 

Wenn  dieser  eine  Versuch  auch  völlig  mißglückt  war,  so 
wurde  das  System  des  Verbotes  doch  nicht  aufgegeben;  denn  auch 
später  wurde  es  in  einzelnen  Fällen  angewendet.8)  1728  schritt  man 
wieder  zu  einem  Verbot  der  fremden  Strumpfwaren9),  das  1739 
erneuert  wurde10),  nachdem  es  durch  „schändlichen  Ungehorsam 
an  teil  Orten  unterbrochen  worden"  war.  Der  Termin  zur  „Ab- 
stoßung" der  fremden  Ware  wurde  auf  sechs  Monate  festgesetzt.11) 
Aber  1741  baten  die  Strumpffabrikanten  um  Exekution  des  Man- 
dats und  gaben  der  Überschwemmung  des  Landes  mit  fremden 
Strümpfen  schuld  an  dem  Niedergang  ihrer  Industrie. 12)  Eine 


*  I)  Man.  H.  145,  182.  2)  Man.  H.  164.   10.  Dezbr.  1720. 

3)  Man.  J.  194,  Dezbr.  1723.         4)  Man.  H.  351  f.  J.  42.  J.  B.  II.  184. 

5)  „Comme  il  y  aura  un  changement  considerable  ä  l'Edit  de  1719,  Mes  dt. 
Sgrs.  ne  demandent  plus  une  execution  si  rigoureuse".  30.  Juni  1722,  Schreiben  an 
den  Commis  von  Morges.  Man.  J.  59.  Ähnlich  dem  Commis  von  Brugg  am  7.  April  1723. 
Man.  J.  124.) 

6)  Man.  J.  184. 

7)  1732  erklärte  der  K.  R. ,  daß  vom  Manufakturmandat  von  1719  „gäntzlich 
abstrahiert  werden  müsse".  Man.  L.  35. 

8)  Der  Kommerzienrat  betrachtete  noch  1769  den  Schutzzoll  als  eine  „gefährliche 
Erfindung",  die  man  auf  andere  als  „Marchandises  de  Luxe"  nicht  anwenden  dürfe. 
(J.B.  VI.  172.) 

9)  J.  B.  II.  332.  10)  J.  B.  III.  411.  II)  ibid.  und  J.  B.  IV.  92. 
12)  Man.  N.  99. 
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Durchsuchung  der  Läden  in  der  Stadt  führte  zur  Konfiskation  von 
98  Paar  Strümpfen  und  95  wollenen  Kappen.1)  Von  den  durch 
das  Mandat  bestimmten  Bußen  von  zwanzig  Talern  sah  man  ab. 
Die  Strenge  dauerte  nur  kurze  Zeit.  Anfang  der  sechziger  Jahre 
bestand  das  Verbot  nicht  mehr,  und  der  Kommerzienrat  wurde 
mehrmals  aufgefordert,  es  neuerdings  zu  erlassen.2)  Seitdem  hatte 
sich  aber  ein  Umschwung  vollzogen.  Man  sah  ein,  daß  ein  völliges 
Verbot  nicht  mehr  möglich  war,  da  sich  gewisse  Sorten  eingebürgert 
hatten,  die  im  Bernerlande  nicht  fabriziert  werden  konnten 3);  zu- 
dem wurden  damals  (1766)  so  viele  Strumpfwaren  ausgeführt, 
daß  man  befürchtete,  der  einheimische  Markt  würde  nicht  genügend 
versehen.  Dennoch  erging  am  14.  April  1769  ein  neues  „Mandat 
wider  die  Einfuhr  der  fremden  Strümpfe  und  Kappen".4)  Dem 
Verbot  sollten  diejenigen  Arten  nicht  unterworfen  sein,  die  die  in- 
ländische Industrie  nicht  hervorbringen  konnte;  als  solche  wurden 
genannt:  1.  seidene,  2.  die  aus  englischer  und  spanischer  AVoile 
hergestellten,  bekannt  unter  dem  Namen  Vigogne  und  Segovie, 
3.  die  Kastoren,  4.  Strümpfe  von  Ziegenhaaren,  5.  die  aus  Faden 
oder  Baumwolle  gestrickten  Tiroler  Strümpfe.  Das  Mandat  von  1769 
war  unseres  Wissens  das  letzte,  das  fremde  Wirkwaren  verbot. 
Daß  es  in  Kraft  blieb,  beweist  u.  a.  die  Tatsache,  daß  noch  am 
Ostermarkt  1789  fünfundzwanzig  Krämern  41  Paar  Strümpfe  und 
190  Kappen  als  fremde  konfisziert  wurden.5) 

Ein  sprechendes  Beispiel,  wie  eifersüchtig  die  Fabrikanten 
selber  die  Krämer  beaufsichtigten  und  sie  in  die  Falle  lockten ; 
zu  welchem  System  gehässiger  Intriguen  und  kleinlicher  Unter- 
suchungen die  Einfuhrverbote  Anlaß  gaben;  mit  welchen  unan- 
genehmen Geschäften  der  Kommerzienrat  die  kostbare  Zeit  tot- 
schlagen mußte,  zeigt  die  Untersuchung,  die  am  10.  und  14.  April 
1744  wegen  verbotener  Strümpfe  geführt  wurde.6)  Obschon  die 
Zuwiderhandlung  gegen  das  Verbot  erwiesen  war,  wurden  die  drei 
Fehlbaren  doch  nicht  „nach  der  Strenge",  sondern  nur  mit  Geld- 
bußen bis  auf  fünf  L.  bestraft. 

Die  Hutmacher,  die  in  ihren  Meisterschaften  organisiert 
waren,  wehrten  sich  kräftig  für  das  Privileg  des  Handels  mit 
fremden  Hüten  und  für  ihr  eigenes  Fabrikat. 

Das  Verbot  von  1708  war  nach  und  nach  in  Vergessenheit 
geraten,  die  Manufakturordnung,  die  es  ersetzt  hatte,  längst  nicht 


I)  Man.  N.  HO. 
4)  J.B.  VI.  177. 


2)  J.  B.  VI.  95-  172. 
5)  Man.  W.  260  ff. 


3)  J.B.  VI.  95.  1/2. 
6)  Man.  O.  167  ff. 
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mehr  in  Kraft ;  so  war  es  möglich ,  daß  nicht  nur  die  Hutmacher 
fremde  Hüte  einbrachten,  sondern  auch  jeder  Landkrämer  solche 
verkaufte.  Wenigstens  beklagte  sich  1752  darüber  die  Meister- 
schaft von  Thun  beim  Kommerzienrate,1)  und  dieser,  der  ja  das 
Krämerwesen  auf  dem  Lande  einschränken  wollte,  war  einstimmig 
der  Ansicht,  daß  dieser  Ubelstand  abgeschafft  werden  müsse.2) 
Die  Folge  war  eine  Konzession  zugunsten  der  Hutmacher  im 
Oberlande,  die  allen  andern  Personen  ,,die  Einbringung,  Gewerb 
und  Verkauf  aller  fremden  Hüten"  auch  an  Jahr-  und  Wochen- 
märkten untersagte;  ausgenommen  waren  unter  den  1720  verein- 
barten Bedingungen  Freiburg  und  Solothurn. 

Auf  ihr  Begehren  erhielten  am  1.  September  des  gleichen  Jahres 
die  Hutmacher  der  Waadt  dasselbe  Vorrecht,  mit  dem  Unterschiede 
nur,  daß  unter  sonst  gleichen  Bedingungen  die  Fabrikanten  aller 
eidgenössischen  Orte  Zutritt  zu  den  Märkten  hatten.3) 

Durch  das  Mandat  vom  24.  April  1765  wurden  die  beiden 
früheren  zusammengefaßt  und  auf  das  ganze  Land  ausgedehnt. 
Alle  eidgenössischen  Stände  erhielten  Zutritt  unter  dem  Vorbehalte 
der  Reziprozität.4)  Diese  hielt  z.  B.  Freiburg,  das  auch  schon 
1752  ein  gleiches  Mandat  erlassen  hatte.5) 

Es  ist  klar,  daß  damit  nicht  erreicht  wurde,  was  man  be- 
zweckte: die  Förderung  der  Fabrikation;  denn  anstatt  diese  zu 
vervollkommnen,  verlegten  sich  die  Fabrikanten  auf  den  Handel 
mit  ausländischen  Produkten,  der  um  so  lukrativer  war,  als  durch 
die  obrigkeitlichen  Verordnungen  die  Konkurrenz  vermindert 
wurde.  Man  erkannte,  daß  gerade  die  Privilegien  das  Handwerk 
geschwächt  hatten  6),  und  suchte  das  Heil  in  einem  neuen  Verbot, 
das  aber  auch  die  Hutmacher  einschließen  mußte.7)  Die  „Ver- 
ordnung wider  die  Einfuhr  und  Verkauf  der  fremden  Hüthen" 
untersagte  deren  Einfuhr  jedermann  (29.  August  1785).  Nur  die 
Hutmacher  von  Freiburg,  Solothurn  und  Biel  hatten  noch  mit 
nachweisbar  eigenem  Fabrikate  Zutritt  zu  den  Jahrmärkten  "der 
Städte  (nicht  des  Landes),  worüber  sich  Solothurn,  wenn  auch 
ohne  Erfolg,  beschwerte.8)  Der  Termin  zur  „Abstoßung"  der 
fremden  Ware  wurde  auf  Ende  des  Jahres  1786  bestimmt.  Das 


i)  J.  B.  V.  io.  2)  J.  B.  V.  io.  3)  J.  B.  V.  19-23. 

4)  Man.  S.  159.  J.  B.  VI.  42,  44.  Mand.  Sammig.  III.  20.  XXVI.  160,  deutsch 
und  französisch. 

5)  J.  B.  V.  15.  6)  J.B.  VII.  113. 

7)  J.  B.  VII.  117.  Die  Verordnung  galt  nur  für  acht  Jahre  probeweise. 

8)  J.  B.  VII.  121. 
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Verbot  wurde  streng  durchgeführt,  keine  Ausnahme  konnte  ge- 
stattet werden.1)  Es  scheint,  daß  infolgedessen  die  eigene  Pro- 
duktion wieder  zunahm  ;  berichtete  doch  der  Kommerzienrat  schon 
1789,  daß  das  Hutmachergewerbe  in  „Morsee,  Losanen,  Vivis  mit 
vieler  Emsigkeit  und  bestem  Erfolg  betrieben  wird".2)  Es  erscheint 
daher  selbstverständlich,  daß  nach  Ablauf  der  Probezeit  das 
Mandat  definitiv  in  Kraft  trat  (9.  Mai  1795). :j)  Am  12.  August 
1797  wurde  es  auf  Wunsch  der  bernischen  Meister  bestätigt  und 
erläutert.4)  Seine  beiden  Grundsätze  hießen:  Fremde  Hüte  (mit 
Ausnahmen)  sind  verboten.  Einheimische  dürfen  nur  vom  Hut- 
macher selber  verkauft  werden. 

Am  strengsten  hielt  man  an  dem  Einfuhrverbot  von  fremdem 
Leder  fest:  der  Grund  lag  nahe  und  war  ganz  natürlich.  Die 
verhältnismäßig  hochentwickelte  Viehzucht  lieferte  Rohprodukte 
genug,  daß  man,  wenn  diese  verarbeitet  wurden,  fremdes  Leder 
entbehren  konnte.  Dennoch  ließ  das  neue  Verbot,  das  nötig 
wurde,  nachdem  die  Manufakturordnung  von  1719  außer  Kraft 
getreten  war,  lange  auf  sich  warten.  Schuld  an  der  Verzögerung 
war  der  Umstand,  daß  in  das  gleiche  Mandat  das  Verbot  der 
Ausfuhr  von  rohen  Häuten  aufgenommen  werden  sollte,  über  das 
man  sich  lange  nicht  einigen  konnte.  Nachdem  man  die  dreißiger 
Jahre  hindurch  Verhandlungen  gepflogen  hatte,  kam  es  erst  1739 
zustande5);  das  von  Freiburg  und  Solothurn  kommende  Leder 
wurde  dem  Abkommen  von  1720  gemäß  ausgenommen.0)  Das 
gleiche  Recht  bekamen  Neuenburg  und  Neuenstadt7),  dagegen 
wurden  die  dahin  zielenden  Forderungen  Biels 8)  und  Basels 9) 
abgewiesen,  obschon  Basel  die  größten  Anstrengungen  machte, 
Bern  zur  Aufgabe  des  Verbotes  zu  bewegen,  und  sogar  eine 
Konferenz  vorschlug.10) 

Nachdem  einige  Zeit  ein  Verbot  gefehlt  hatte,  war  die  Durch- 
führung des  neuen  etwas  schwierig.  Offen  und  geheim  ging  die 
Einfuhr  weiter,  einzelne  Orte,  besonders  Städte,  stützten  sich  auf 
ihre  Vorrechte;  der  Kommerzienrat  mußte  seine  Ermahnungen, 
das  Verbot  zu  handhaben,   hierhin  und   dorthin  senden,   bald  an 


i)  J.  B.  VII.  146,  275.  Man.  W.  17,  19,  210.  2)  J.  B.  VII.  276. 

3)  J.  B.  VIII.  286.  Man.  Y,  Ii.  4)  J.  B.  VIII.  4 18.  Man.  Y.  242. 

5)  J.  B.  IV.  16.  Mand.  Sammig.  XXIX.  Ausgenommen  war  Juften  —  Prüsch- 
leder  genannt  — ,  der  mit  besonderen  Patenten  eingeführt  werden  durfte,  die  vom 
Kommerzienrate  erteilt  wurden.  Das  Mandat  enthielt  die  Bedingung  hiezu  im  3.  Artikel. 

6)  J.  B.  IV.  50,  55,  56.  7)  J.  B.  IV.  64,  233.  8)  J.  B.  IV.  83. 
9)  J.  B.  IV.  59,  60,  85,  112,  114,  131.                          10)  J.  B.  IV.  84. 
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Zofingen  1),  dann  an  die  Bürgerschaft  von  Aarau 2),  an  die  Amt- 
leute von  Königsfelden,  Lenzburg,  Schenkenberg,  an  die  Stadt 
Brugg.3)  Juften  war  nur  für  Sattler-  und  Militärarbeit  zulässig4), 
worauf  in  den  Patenten  selbst  aufmerksam  gemacht  wurde. 

Die  natürliche  Folge  eines  streng  durchgeführten  Einfuhr- 
verbotes war  stärkere  Nachfrage  bei  vermindertem  Angebot,  und 
daraus  folgte  die  Preissteigerung,  die  um  so  größer  sein  mußte, 
wenn  das  Produkt  auch  im  Ausland  starken  Absatz  hatte.  Diese 
Erscheinung  trat  anfangs  der  vierziger  Jahre  ein.  Die  Schuh- 
macher klagten,  daß  das  Leder  auch  um  gutes  Geld  kaum  er- 
hältlich sei,  und  baten  um  die  Erlaubnis,  solches  einführen  zu 
dürfen.5)  Der  Kommerzienrat  ging  damals  auf  das  Verlangen 
ein;  die  Einfuhr  wurde  aber  nur  gestattet,  wenn  der  Gesuchsteller 
bewies,  daß  er  im  Lande  das  Verlangte  nicht  erhielt;  die  ein- 
zuführende Ware  wurde  in  der  schriftlichen  Bewilligung,  die  in 
der  Stadt  von  den  Kommerzienräten,  auf  dem  Lande  von  den 
Amtleuten  erteilt  wurde,  genau  spezifiziert.6) 

Um  den  Klagen  über  den  Mangel  an  bernischem  Leder  ab- 
zuhelfen, hatte  man  schon  früher  zu  einem  anderen  Mittel  ge- 
griffen. Man  legte  auf  ein  Gesuch  der  Schuhmacher  hin  im  Aar- 
gau Ledermagazine  an 7),  ähnlich  wie  früher  die  Wollendepots, 
doch  ohne  finanzielle  Beteiligung  des  Staates.  Die  Gerber  wurden 
aufgefordert,  ihre  Waren  hier  zu  deponieren8),  und  die  Leder- 
arbeiter hatten  jederzeit  Gelegenheit,  ihren  Bedarf  zu  decken. 
Solche  Magazine  wurden  in  Brugg 9) ,  Zofingen  und  Lenzburg 10) 
errichtet. 

Die  Spannung  zwischen  Produzenten  und  Konsumenten  be- 
stand fort.  Die  Letzteren  beklagten  sich  fortwährend  über  Mangel 
an  preis  würdigem  Leder  n),  Gegenberichte  meldeten  den  blühenden 
Zustand  der  Gerberei  zumal  im  Aargau,  und  der  Kommerzienrat 
entschied,  daß  Leder  genug  vorhanden  sei,  und  daß  keines,  nicht 
einmal  Juften,  eingeführt  werden  solle.12)  Auch  das  allgemeine 
Leder-Mandat  vom  3.  März  1775,  das  sowohl  die  Einfuhr  des 
Leders  als  die  Ausfuhr  der  Rohstoffe  regelte,  verbot  das  aus- 
ländische Leder  vollständig,   mit  Ausnahme  des  Juften.13)  Die 


i)  Man.  N.  65.  2)  Man.  N.  63.  3)  Man.  N.  72.  4)  Man.  N.  81. 

5)  J.  B.  IV.  321.  6)  J.  B.  IV.  325,  327.  26.  Novb.  1745.  7)  Man.  O.  21. 
8)  Man.  O.  22.  9)  Man.  O.  21.  10)  Man.  O.  23 f.  Juni  I742. 

Ii)  J.  B.  V.  371.        12)  Man.  R.  144.  Mai  1762. 

13)  J.  B.  VI.  305.  Biel  wurde  ausgenommen.  (J.  B.  VI.  335.)  Ein  dahingehendes 
Gesuch  von  Neuenstadt  wurde  abgewiesen.  (J.  B.  VI.  378.) 
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Schuhmacher  machten  verzweifelte  Anstrengungen,  da-  Verbot 
zu  durchbrechen,  und  als  alles  umsonst  war,  verlangten  sie  sogar 
ein  Ausfuhrverbot  für  Leder,  das  damals  nicht  bewilligt  wurde1», 
wohl  aber  später.  Im  Jahre  1794  fand  ein  starker  Lederexport 
nach  Frankreich  statt.  Spekulanten  bemächtigten  sich  der  Lage, 
um  das  französische  Heer  mit  Schuhen  zu  versehen.  Man  redete 
von  300  000  Paaren,  die  nach  Frankreich  gesandt  werden  sollten  2), 
zu  dreißig  Batzen  das  Paar.  Ein  solcher  Spekulant  war  der 
Strumpffabrikant  Eyer,  der  ein  Quantum  Schuhe  ins  Elsaß  ge- 
liefert hatte.  Der  Magistrat  von  Lenzburg  teilte  mit,  der  Bären- 
wirt Samuel  Laffeli  habe  mit  dem  Posthalter  von  St.  Louis  einen 
Vertrag  zur  Lieferung  von  tausend  Paar  Schuhen  abgeschlossen.3) 
Die  Folge  dieser  starken  Nachfrage  war  Mangel  an  fertigem  Leder 
und  Steigerung  des  Preises.  Die  Schuhmacher  fanden  auf  der 
Martinimesse  in  Bern  nicht  genug  und  nur  unvollständig  ge- 
gerbtes, feuchtes  Leder;  aber  auf  ihre  Klagen  antworteten  die 
Gerber,  „wenn  es  nicht  gefällig  sey,  so  könne  man  es  sein  lassen, 
es  gehe  doch  fort,  so  viel  man  gerben  könne".  Eine  vom  Kom- 
merzienrate  angehobene  Untersuchung  ergab  wirklich  starke  Aus- 
fuhr nach  Frankreich  und  eine  Steigerung  des  Preises,  die  vom 
Landvogt  von  Nidau  auf  zwei  Kronen  für  den  Zentner  Sohlleder, 
von  dem  von  Büren  auf  zwei  bis  drei  Batzen  für  das  Pfund  Uber- 
schuhleder geschätzt  wurde.  Darauf  gestützt  schlug  der  Kommer- 
zienrat  ein  Temporalverbot  von  sechs  Monaten  für  die  Ausfuhr 
von  verarbeitetem  Leder  vor.  Rät  und  Burger  gingen  weiter  und 
erließen  die  Sperre  für  die  Dauer  eines  Jahres  am  13.  Januar  1794. 4) 

Erst  nachher  ordnete  der  Kommerzienrat  eine  eingehende 
Untersuchung  über  den  Zustand  der  Gerberei  im  ganzen  Staats- 
gebiete an  und  legte  den  Amtleuten  zur  Beantwortung  drei 
Fragen  vor : 5)  1 .  Wie  viele  vorrätige  rohe  Häute  und  Felle  die 
Gerber  haben?  2.  Wie  viele  in  den  Gruben  seien  und  wie  lange 
sie  solche  darin  lassen?  3.  Wie  viel  ausgegerbtes  und  zu- 
bereitetes Leder  bei  den  Gerbern  vorhanden  sei? 

Die  Umfrage  ergab  folgenden  Bestand : ü)  In  den  Gerbereien 
des  Landes  lagen 

rohe  in  Gruben  ausgegerbt 

Häute  8146  37  5-6  9616 

Felle  38151  54922  51884 

1)  J.  B.  VI.  312.  2)  J.  B.  VIII.  195.  3)  J.  B.  VIII.  201  f. 

4)  Man.  X.  202,  203. 

5)  Die  Akten  und  Berichte  befinden  sieb  in  zwei  Cahiers  im  Staatsarchiv. 

6)  J.  B.  VIII.  229,  233. 
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Bei  einem  solchen  Vorrate  schien  keine  große  Gefahr  einer 
Ledernot  zu  bestehen,  und  eine  Milderung  des  Verbots  war  ge- 
geben; sie  wurde  in  Hinsicht  auf  die  Zurzacher  Messe  schon  am 
26.  Mai  1794  beschlossen.1)  Mit  einer  vom  Kommerzienrate  er- 
teilten Ausfuhrbewilligung  durfte  jeder  Rohgerbermeister  die  Hälfte 
seiner  Häute,  jeder  Weißgerber  (Chamoiseur)  drei  Viertel  seiner 
Felle  (peaux  chamoisees,  Sämischleder)  exportieren.  Vom  7.  Juni 
an  mußte  die  gleiche  Prozedur  eingeschlagen  werden  wie  für  die 
Erlangung  einer  Ausfuhrbewilligung  für  rohe  Häute  und  Felle. 
Bei  der  Ausschreibung  im  Wochenblatte  waren  Gewicht  und 
Preis  anzugeben,  und  zwei  Sachverständige  mußten  die  Sache 
zuerst  prüfen;  auf  ihre  Empfehlung  hin  erst  wurde  die  Ausfuhr 
gestattet.2)  Dieser  Zustand  blieb  bis  zum  12.  September  1796, 
als  die  ganze  Handlung  mit  verarbeitetem  Leder  wieder  frei- 
gegeben wurde.3) 

Es  bleibt  noch  kurz  des  Einfuhrverbotes  auf  fremdes  Eisen 
zu  gedenken.  Zu  verschiedenen  Malen  wurden  im  Kanton  Bern 
Versuche  mit  Bergbau  gemacht;  einer  der  bedeutendsten  war  die 
Ausbeutung  des  Eisenbergwerkes  im  Oberhasli 4),  wozu  Gerhard 
Herrenschwand  von  Murten  am  16.  Februar  1729  die  Konzession 
erhielt.5)  Um  den  Betrieb  zu  ermöglichen,  mußte  die  neue  Unter- 
nehmung vor  der  fremden  Konkurrenz  geschützt  werden.  Es 
wurde  natürlich  ein  Einfuhrverbot  erlassen6),  das  aber  erst  vom 
Jahre  1735  an  vollständig  durchgeführt  wurde.7)  1737  wurde  es 
um  zwei  Jahre8),  1738  um  vier  Jahre  verlängert.9)  Durch  dasselbe 
war  nur  das  Schieneisen  verboten,  und  zwar  nur  für  einen  Bezirk, 
der  den  Kanton  mit  Ausnahme  des  Aargaus  und  des  westlichen 
Waadtlandes  umfaßte.  Das  Eisen  genügte  aber  den  Anforderungen 
keineswegs10),  so  daß  nicht  nur  die  Schmiede  sich  weigerten,  es  zu 
kaufen,  sondern  auch  die  Bauern  ihre  Wagen  nicht  damit  be- 
schlagen lassen  wollten.11)  In  der  Nähe  der  Grenze  deckten  sie 
ihren  Bedarf  außerhalb  des  Landes,  sodaß  die  Schmiede  auch 
hierdurch  geschädigt  wurden.12)  Das  Verbot  konnte  das  Unter- 
nehmen nicht  halten.  Schon  1742  wurde  dem  Kommerzienrate 
berichtet,  daß  durch  den  Stillstand  der  „Oberhaslischen  Eisen- 
werken" ein  großer  Mangel  an  Radschienen  eingetreten  sei.  Das 
Verbot   mußte   durchbrochen    werden,    und   den  Amtleuten  von 

i)  Man.  X.  269.  2)  Man.  X.  276.  3)  Man.  Y.  158. 

4)  A.  Willi,  Das  Eisenbergwerk  im  Oberhasli.  Berner  Taschenbuch  1884. 
5)  J.  B.  III.  15  ff.       6)  J.  B.  III.  20.       7)  ibid.  212.       8)  ibid.  287.      9)  ibid.  407. 
10)  Man.  M.  172,  231.  11)  Man.  M.  158,  172,  186.  12)  Man.  M.  172. 
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Wangen  und  Aarwangen  wurde  erlaubt,  fremdes  Eisen  einführen 
zu  lassen,  jedoch  vorläufig  nicht  mehr  als  zweihundert  Zentner, 
damit  das  heimische  Werk  nicht  allzusehr  Schaden  leide,  wenn 
es  sich  wieder  erholen  könne.1)  Aber  am  6.  Februar  1744  er- 
hielten die  Amtleute  die  Mitteilung,  daß  das  Privilegium  von 
Herrenschwand  &  Cie.  erloschen  sei,  weil  das  Land  nicht  ge- 
nügend mit  Eisen  versehen  werde.2) 

Um  den  Absatz  der  fertigen  Waren  zu  erleichtern,  wurden 
mancher  Fabrik  die  Ausfuhrzölle  erlassen.  Das  war  ebenfalls 
ein  Mittel,  um  die  Produkte  der  heimischen  Industrie  den  aus- 
ländischen gegenüber  konkurrenzfähiger  zu  machen;  indem  der 
Preis  um  so  viel  niedriger  gehalten  werden  konnte.  Schon  vor 
Bestehen  des  Kommerzienrates,  am  4.  November  1679,  wurden 
den  Seidenfabrikanten  Michel  Wagner  und  Isak  Zehender  erlaubt, 
ihre  verarbeiteten  Waren  zollfrei  zehn  Jahre  lang  auszuführen.^) 
Die  gleiche  Freiheit  kam  andern  Seidenfabrikanten  zu,  aber  auch 
anderen  Gewerben,  z.  B.  der  Gerberei,  Wirkerei  und  Leinwand- 
weberei. So  hatten  Gruner,  Leu  und  Cie.  in  Bern  eine  Lein- 
wandhandlung angefangen,  für  die  sie  am  23.  Juni  1717  das  Pri- 
vilegium der  Zollbefreiung  an  sämtlichen  bernischen  Zollstätten 
für  die  im  Lande  gewobene  Leinwand  erhielten.4)  Als  Ersatz 
für  den  Ausfall  an  Zoll  betrachtete  die  Behörde  die  größere  Ein- 
fuhr von  Geld  aus  dem  Auslande. 

1)  Man.  N.  135.   15.  Februar  1742. 

2)  J.  B.  IV.  294.  Wir  dürfen  nicht  verschweigen,  daß  auch  hie  und  da  andere 
Ansichten  über  Einfuhrverbote  im  Kommerzienrate  ausgesprochen  wurden;  z.B.  als 
es  sich  um  das  Verbot  des  Eisens  handelte.  Damals  erklärte  eine  Minderheit,  daß 
„in  allen  Fabriques,  wie  nutzlich  sie  immer  seien,  die  Debite  und  Abgang  der  Waar 
dem  Fabrikanten  und  nicht  dem  Stand  obliegen  soll ,  welche  Debite  auch  leicht  zu 
erhalten,  wenn  die  Waar  in  der  Qualität  und  preiß  sich  annehmlich  befindt,  da  im 
gegentheil  wo  solches  fählt,  alle  oberkeitliche  Authorität  und  Verbott  mit  keinem 
Effect  begleitet  .  .  .  wird".  (J.  B.  III.  199,  8.  Juni  1735.)  Einen  ganz  andern  Zweck 
hatten  hie  und  da  Einfuhrverbote,  die  erlassen  wurden,  um  das  Land  vor  Verseuchung 
zu  schützen;  sie  sind  heute  noch  so  gebräuchlich  wie  damals.  So  wurden  1721 
viele  französische  Waren  verboten,  weil  in  Südfrankreich  eine  Seuche  herrschte. 
(Man.  H.  248  f.)  Hauptsächlich  waren  Wolle,  Pelze,  Federn,  Leinwand,  Leder,  Zwirn, 
Faden,  Seide,  Haare  besonders  „contagionsfähig".  In  allen  Patenten  wurde  für 
die  Zukunft  die  Beistimmung  des  Sanitätsrates  vorbehalten.  (Man.  H.  253,  260.)  Bern, 
Basel,  Freiburg,  Solothurn  und  Neuenburg  hielten  am  3.  Juli  1721  eine  Konferenz 
zum  gemeinsamen  Schutz  gegen  Ansteckung  (Abschiede  VII I-  21 4).  Selbstverständlich 
litt  der  Handel  darunter  (Man.  H.  285,  J.  B.  II.  115).  Im  Sommer  1728  wurde  der 
Handel  von  Sinigaglia  verboten,  weil  die  adriatische  und  ägäische  Küste  verseucht 
waren.  (J.  B.  II.  342.  Sinigaglia  hatte  eine  bedeutende  Messe.) 

3)  U.  Spr.  B.  XX.  36.  4)  Man.  F.  I  173. 
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2.  Konkurrenz  im  Inland e.  —  Privilegium  exclusivum 
und  andere  „Konsumptionsmittel". 

Nicht  genug,  daß  zugunsten  einer  Fabrik  oder  eines  Fabrikations- 
zweiges die  ausländische  Konkurrenz  verhindert  wurde,  manche 
Fabriken  erhielten  bei  ihrer  Gründung  das  Zugeständnis,  daß  sie 
während  einer  bestimmten  Zeit  allein  berechtigt  sein  sollten,  ein 
gewisses  Produkt  herzustellen,  oder  daß  doch  keine  neue  gleiche 
Fabrik  errichtet  werden  dürfe.  Ein  solches  Privileg  wurde  1699 
der  Fabrik  von  Sinner  und  Herff  auf  zwanzig  Jahre  erteilt.  Aller- 
dings sollte  nur  in  der  Stadt  während  dieser  Zeit  keine  Fabrik 
eröffnet  werden,  die  gleiche  Tücher  lieferte.1)  Ähnlicher  Ver- 
günstigungen hatten  sich  auch  Seidenfabriken  zu  erfreuen,  z.  B. 
die  Floretspinnerei  des  Joh.  Jak.  Bächlin  in  Brugg,  die  während 
sechs  Jahren  von  1695  an  die  einzige  im  untern  Aargau  sein 
sollte.2)  Buxdorff  u.  Cie.  hatten  1717  die  Absicht,  in  Bern  eine 
Seidenspinnerei  zu  gründen;  sie  verlangten  das  Monopol  dazu  für 
zwanzig  bis  dreißig  Jahre ;  der  Kommerzienrat  wollte  es  ihnen  nur 
sechs  bis  zehn  Jahre  zuerkennen.3)  1753  wurde  dem  Leinwand- 
fabrikanten Rudolf  Henchoz  von  Chäteau  d'Oex  das  Monopol  zur 
Herstellung  von  damaszierter  Leinwand  für  zehn  Jahre  erteilt ;  es 
sollte  bei  Strafe  der  Konfiskation  jedermann  verboten  sein,  „die 
von  ihm  zu  diesem  End  hin  verfertigende  Stühl  in  unseren  Landen 
nachzumachen".4)  Zweimal  wandte  der  Kommerzienrat  das  Mittel 
bei  Seifenfabriken  an:  1728  bei  der  des  Advokaten  Cellier  in 
Lausanne5),  die  zwar  nie  zustande  kam6),  und  1757  bei  der  des 
Karl  Wiggermann  in  Orbe7),  für  zehn  Jahre. 

Die  Uniformtücherfabrik  von  Rytz,  Dupan  u.  Cie.  hatte  nicht 
ein  Monopol  für  ihre  Fabrikate,  aber  doch  den  Vorzug;  keine 
andern  Tücher  sollten  gezeichnet  werden,  bis  die  Thuner  Ware 
verkauft  war8),  und  in  einem  Kreisschreiben  an  die  Amtleute 
wurden  alle  Landkrämer  aufgefordert,  nur  aus  der  Fabrik  von 
Thun  zu  kaufen.9)  Die  Kriegskanzlei  wies  die  Landmajore  an, 
den  Tüchern  von  Rytz  den  Vorzug  zu  geben 10),  und  der  Stadt- 
major und  der  Kommandant  von  Aarburg  hatten  den  Auftrag,  für 

I)  J.  B.  Ib  70  ff.  2)  Man.  A.  19.  3)  Man.  F.  I.  76,  155.  4)  J.  B.  V.  27. 
5)  J.  B.  II.  299.  6)  J.  B.  IV.  160  ff.  7)  J.  B.  V.  92,  96. 

8)  J.  B.  V.  444.  Vertrag  vom  6.  September  1763.  Diese  Bestimmung,  die  wie 
ein  Monopol  wirkte,  wurde  1768  auf  Bitten  der  Fabrikanten  aufgehoben  (Man.T.  97). 
Sie  erklärten,  die  Eifersucht  der  Handelsleute  schade  ihnen  mehr,  als  das  Privilegium 
nütze.  (Man.  T.  64.) 

9)  Man.  S.  234,  75.  20.  Februar  1 766.  lo)  Man.  S.  50. 
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die  Uniformen  der  Stadtwache  und  der  Aarburger  Garnison  das 
Tuch  aus  der  Fabrik  in  Thun  zu  beziehen.1)  Wäre  der  Weisung 
nachgelebt  worden,  so  hätte  die  Fabrik,  die  so  kräftig  eingesetzt 
hatte,  wohl  länger  als  bis  1769  bestehen  können.2)  Es  ging  dabei, 
wie  sonst  mit  diesem  „Konsumptionsmittel".  Der  Rat  versprach 
auch  Sinner  und  Herff  1699,  das  Tuch  für  Livreen  usw.  von  ihnen 
zu  beziehen,  aber  Sinner  berichtet,  daß  es  dazu  nie  kam.3)  Wie 
schön  nahm  sich  der  vierte  Artikel  in  der  Manufakturordnung  von 
1719  aus!  Die  G.  H.  versprachen,  sich  und  die  ihrigen  mit  Land- 
ware zu  bekleiden,  „es  seye  von  Wollen,  Baumwollen,  Leinwaadt, 
Se}fden,  Läder  und  dergleichen"  ;  sie  befahlen  ferner,  daß  alle,  die 
in  bernischen  Ämtern  und  Diensten  stehen,  das  gleiche  tun  sollten.4) 
Wir  haben  aber  gar  keinen  Grund,  anzunehmen,  daß  das  Ver- 
sprechen gehalten  wurde. 

Ein  oft  angewendetes  Mittel,  um  Waren  absetzen  zu  können, 
war  die  Lotterie,  die  aber  für  das  Publikum  manche  Gefahren 
enthielt.  Da  waren  hauptsächlich  Schutzmaßregeln  zu  ergreifen, 
um  das  Volk  vor  teuren,  aber  wertlosen  Waren,  die  Regierung  vor 
gefälschten  Ziehungsplänen  zu  bewahren.5)  Eine  ganze  Reihe  von 
Verordnungen  war  schon  ergangen,  durch  die  alle  Lotterien  ver- 
boten worden  waren 6),  aber  zur  Ausführung  waren  sie  bis  zum 
Jahre  1766  nicht  gekommen,  denn  erst  jetzt  fanden  die  Kommerzien- 
räte  einmütig,  es  sei  notwendig,  ihnen  „das  Leben  zu  geben".  Der 
Kommerzienrat  hatte  bis  dahin  nichts  weiter  zu  tun  gehabt,  als  die 
Ziehung  zu  beaufsichtigen.7) 

Durch  ein  Dekret  vom  7.  Januar  1766  erhielt  der  Kommerzienrat 
die  Kompetenz,  nach  seinem  Gutfinden  Lotterien  zu  bewilligen; 
doch  hatte  er  den  Auftrag,  keine  mehr  zu  gestatten,  durch  die 
fremde  Waren  abgesetzt  werden  sollten,  und  die  übrigen  standen 
nur  soweit  in  ihrer  Macht,  als  sie  den  Wert  von  150  Kronen  nicht 
überstiegen,  in  welchem  Fall  die  Entscheidung  dem  Rate  zustand.8) 

I)  Man.  S.  51.  2)  Man.  T.  324 

3)  Bericht  über  die  Tuchmanufaktur  von  Sinner.  4)  J.  B.  Ia  230  ff. 

5)  J.  B.  VI.  126. 

6)  Zedel  an  hiesige  vier  Cänzel,  24.  Juli  1710  (Pol.  B.  X.  29);  Generalmandat 
vom  31.  Dezember  1725  (Mand.  B.  XIII.  453),  Generalmandat  vom  12.  März  1735 
(Mand.  B.  XV.  67);  Zedel  an  den  Zensoren  der  Zeitung,  keine  bezügl.  Publikationen 
aufzunehmen  23.  März  1754  (R.  M.  Nr.  222,  S.  21 4). 

7)  So  die  Lotterie  der  Jgfr.  Bondeli  (3.  Febr.  1728)  und  des  Samuel  Jordan, 
der  Waren  im  Werte  von  12  OOO  Fr.  durch  die  Lotterie  vertreiben  wollte.  (Man.  K.  90, 
J.  B.  II.  305,  306.) 

8)  J.  B.  VI.  92. 
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Doch  dauerte  dieser  Zustand  nur  bis  gegen  Ende  des  Jahres  1766. 
Schon  am  9.  September  schlug  der  Kommerzienrat  vor,  daß  der 
Rat  diese  Ordnungen  selbst  handhaben  möge;  am  3.  November 
wurde  der  Kommerzienrat  seiner  diesbezüglichen  Verpflichtung 
enthoben  und  hatte  in  Zukunft  nur  mehr  zu  begutachten.1)  Von 
nun  an  wurden  sozusagen  alle  Warenlotterien  untersagt,  alle  Ge- 
suche um  Bewilligung  abgeschlagen.2)  Erlaubt  wurden  diejenigen, 
die  einen  größeren  wirtschaftlichen,  vor  allem  aber  einen  wohl- 
tätigen Zweck  verfolgten.  La  Tour  de  Peilz  wurde  eine  Lotterie 
gestattet,  um  die  Mittel  aufzubringen  für  den  Bau  eines  Hafens3), 
Morges  für  die  Anlage  einer  Bibliothek,  unter  der  Bedingung,  daß 
„keine  schädlichen  und  proscribierten  Bücher,  dadurch  die  Jugend 
verführt  werden  könnte,  in  dieser  Bibliothek  sollen  geduldet  werden"4), 
Lausanne  1778  zugunsten  der  Refugierten -Direktion 5)  und  1787 
zur  Einführung  der  Stadtbeleuchtung0),  Orbe  und  Cossonnay  für 
ein  Armenhaus7),  sogar  der  Stadt  Sitten  für  ihr  Waisenhaus.8) 
Ein  Grund  zur  Verweigerung  solcher  Lotterien,  die  sonst  bewilligt 
wurden,  war  z.  B.  die  zu  rasche  Aufeinanderfolge.  Deshalb  wurde 
Yverdon  die  Bibliotheklotterie  nicht  bewilligt ;  die  Loose  von  Burg- 
dorf, Morges  und  La  Tour  de  Peilz  waren  noch  nicht  vertrieben 
und  die  der  großen  Armenlotterie  von  Moudon  im  Werte  von 
100000  L.  fanden  nicht  Absatz.9) 

Bei  diesen  Lotterien,  die  immerhin  noch  einen  wohltätigen 
Zweck  verfolgten  oder  durch  die  der  Gewinn  wirtschaftlich  frucht- 
bringend war,  blieb  es  nicht.  Auch  fremde  Lotterien,  die  aus- 
schließlich auf  Erzielung  eines  Geldgewinnes  gerichtet  waren, 
drangen  ein,  vor  allem  das  Lotto  Genois,  so  genannt,  weil  es  in 
Genua  erfunden  worden  war  und  sich  im  18.  Jahrhundert  über 
andere  Länder  ausbreitete.  Der  Kommerzienrat  wurde  beauftragt, 
die  Sache  zu  untersuchen ;  in  seinem  Gutachten  führte  er  aus,  wie 
das  Lotto,  obschon  es  nur  für  den  Unternehmer  vorteilhaft  sei, 
doch  ganz  Italien  erobert  habe.  Er  beschrieb  dann  die  ganze  An- 
lage der  Lotto  —  Extrait  simple,  extrait  determine,  Ambes,  Ternes, 
Quadernes  —  er  hob  den  wirtschaftlich  und  moralisch  verderblichen 


1)  J.  B.  VI.  300. 

2)  Erlaubt  z.  B.  dem  David  Metrai  in  Payerne  für  den  Vertrieb  von  Uhren  und 
Bijouterie,  die  ihm  von  Bestellern  nicht  abgenommen  worden  waren. 

3)  Man.  T.  189,  28.  März  1770.  4)  J.  B.  VI.  185. 

5)  J.  B.  VI.  379-  R.  M.  347,  S.  38.     6)  J.  B.  VII.  158,  Man.  W.  60. 

7)  R.  M.  355,  S.  104.  Man.  W.  62.      8)  J.  B.  VI.  283.  T.  Miss.  B.  86,  S.  496. 

9)  J.  B.  VI.  207.  Man.  T.  255. 
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Eißflufl  hervor  und  machte  den  Vorschlag,  nach  dem  Vorbilde 
Genfs  auf  das  Kollektieren  dieser  Lose  eine  Buße  zu  setzen.'; 
Dementsprechend  wurde  am  25.  Oktober  und  25.  November  1773 
vom  Rate  beschlossen  und  ein  Mandat  erlassen,  das  bei  Androhung 
der  Konfiskation  der  Lotterie  und  aller  Einlagen  „Glückhäfen "  und 
Lotterien  um  Geld,  Waren  und  Mobilien  verbot  und  ferner  den 
Verkauf  der  Lose  von  fremden  Lotterien  unter  jedem  Namen  bei 
einer  Buße  von  hundert  Talern  nebst  Konfiskation  untersagte.2) 

Bestand  bei  solchem  Ausschluß  der  in-  und  ausländischen 
Konkurrenz  nicht  die  Gefahr,  daß  der  Konsument  überfordert 
wurde?  Daß  die  Preise  von  den  Fabrikanten  und  Händlern 
willkürlich  in  die  Höhe  getrieben  wurden?  Es  erscheint  ohne 
weiteres  klar,  daß  diese  Folge  eintreten  mußte.  Dagegen  wirkte 
aber  die  Aufsicht  durch  den  Kommerzienrat,  der  ein  Gegen- 
gewicht anwenden  konnte.  Ein  solches  war  z.  B.  das  Ausfuhr- 
verbot von  Leder;  denn  mit  dem  Mangel  an  Verkaufsgelegenheit 
sanken  auch  die  Preise.  Wo  ein  Fabrikant  oder  Händler  das 
Vorkaufsrecht  hatte,  wurde  ihm  besonders  eingeschärft,  daß  er 
einen  ehrlichen  Preis  zahlen  solle.  Wie  seit  langem  die  Lebens- 
mittelpreise, so  wurden  vom  Kommerzienrate  auch  die  Arbeits- 
löhne in  den  Berufsarten,  die  genossenschaftlich,  „zünftig",  orga- 
nisiert waren,  bestimmt.  Dies  übte  natürlich  auch  seinen  Einfluß 
auf  die  Verkaufspreise ;  dagegen  hören  wir  nichts  von  einer 
direkten  Fixierung  derselben  wie  sie  früher,  wenigstens  für  den 
Verkauf  an  bernische  Käufer,  vorgekommen  war.3) 

3.  Beschaffung  von  Rohmaterial. 

Je  besser  und  billiger  das  Rohmaterial  war,  um  so  wohlfeiler 
und  besser  und  dadurch  konkurrenzfähiger  war  auch  das  ver- 
arbeitete Produkt.  Der  größte  Gewinn  mußte  für  das  Land  ab- 
fallen, wenn  ein  inländisches  Rohprodukt  im  Lande  selbst  ver- 
arbeitet wurde;  dann  gehörte  der  ganze  Wert  dem  Lande.  Darum 
machte  der  Kommerzienrat,  vor  allem  in  seiner  früheren  Zeit, 
öftere  Versuche,  die  Rohstoffe  für  die  Wollen-  und  Seidenindustrie 
im  Inlande  zu  gewinnen. 

Die  Schafzucht  sollte  gefördert  werden.  Schon  1688 
brachte  er  in  Anregung,  die  Zahl  der  Schweine  zu  vermindern 
und  dafür  Schafe  zu  halten4);   1698  wurden  vom  Kommerzienrate 


i)  J.  B.  VI.  272,  276.  10.  Sept.  1773. 
3)  Tillter,  IV.  469. 


2)  J.  B.  VI.  277,  279. 
4)  Man.  B.  1687,  S.  63. 
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zwei  Memoriale  eingegeben,  in  denen  er  vorschlug,  zu  untersuchen, 
ob  nicht  da,  wo  keine  Eichen-  und  Buchenwälder  seien,  die 
Schweinezucht  der  Schafzucht  Platz  machen  sollte.1)  Im  Februar 
1699  wurde  gemeldet,  daß  zwei  Waadtländer,  de  Bochat  und  de 
Vermes,  im  Sinne  hätten,  eine  Schäferei  mit  tausend  Schafen  an- 
zulegen und  die  Wolle  zu  üblichen  Preisen  der  Obrigkeit  abzu- 
liefern.2) 1700  erhielten  die  welschen  Amtleute  eine  neue  dahin- 
zielende  Aufforderung.3)  In  Moudon  beschäftigte  man  sich  1720 
mit  dem  Gedanken,  eine  Schäferei  in  größerem  Maßstabe  anzu- 
legen, und  der  dortige  Commis  wurde  beauftragt,  die  obrigkeit- 
liche Protektion  in  Aussicht  zu  stellen;  eine  Unterstützung  aller- 
dings konnte  nicht  versprochen  werden.4) 

Alle  diese  Versuche  blieben  erfolglos.  Die  Schafzucht  rentierte 
da,  wo  die  Zucht  von  Großvieh  und  der  Ackerbau  möglich  waren, 
nicht.  Vorteilhaft  konnte  sie  nur  im  Gebirge  sein,  und  hier  ent- 
wickelte und  erhielt  sie  sich  auch  ohne  das  Eingreifen  des  Kom- 
merzienrates  und  bildete  die  Grundlage  der  damals  blühenden 
Fabrikation  des  Frutigtuches.  Die  Zahl  der  Schafe  in  der  Land- 
schaft Frutigen  wurde  1787  auf  3 — 4000  angegeben,  von  denen 
jedes  jährlich  zwei  Pfund  Wolle  lieferte.5)  Der  Kommerzienrat 
kam  auf  die  Idee,  die  Produktion  durch  Verteilung  von  Prämien 
zu  fördern,  die  er  entweder  dem  geben  wollte,  der  am  meisten 
Schafe  hielt,  oder  dem,  der  am  meisten  Wolle  zu  verarbeiten 
gab,  oder  endlich  den  Landschneidern,  die  das  Tuch  in  Bern 
verkauften,  um  ihnen  auf  diese  Weise  den  Pfundzoll  zurück- 
zuerstatten.6) 

Ebensowenig  Erfolg  hatte  das  Bestreben,  die  rohe  Seide  im 
bernischen  Gebiete  zu  gewinnen.  Im  Anfange  des  18.  Jahr- 
hunderts wurden  besonders  an  den  geschützten,  sonnigen  Ufern 
des  Genfersees  mehrere  Versuche  gemacht,  weiße  Maulbeerbäume 
(Morus  alba)  in  größerer  Zahl  anzupflanzen.  Die  hochobrigkeitliche 
Verordnung  von  1695  munterte  dazu  auf '),  1702  wurden  die 
Kommerzienräte  neuerdings  ermahnt,  um  die  Vermehrung  der 
Maulbeerbäume  besorgt  zu  sein.8)  1720  hatte  der  Oberst  Monier 
die  Absicht,  in  der  Nähe  von  Yvorne  eine  Maulbeerbaumplantage 
anzulegen;  er  verlangte  einen  Vorschuß  von  10000  Franken; 
aber  der  Kommerzienrat  erklärte,  er  habe  kein  Geld  zur  Ver- 
fügung und  verwies  ihn  auf  die  gnädigen  Herren.9)    Der  gleiche 

I)  Man.  A.  252,  381.  2)  Man.  A.  127 — 129.  3)  Man.  B.  125. 

4)  Man.  H.  174.  5)  J.  B.  VII.  191.  6)  J.  B.  VII.  191. 

7)  J.  B.  Ia  Ii  ff.  8)  J.  B.  Ia  56.  9)  Man.  H.  179. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissenschaft.  Ergänzungsheft  26.  6 
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Monier  machte  1725  neue  Vorschläge  für  die  Einführung  von 
Schafzucht  und  Maulbeerbaumpflanzung,  der  Kommerzienrat  unter- 
stützte ihn,  aber  finanzielle  Hilfe  erhielt  er  auch  diesmal  nicht. ') 
1727  hatte  der  Handlungskommis  Dick  in  Lausanne  eine  Pflanzung 
von  Maulbeerbäumen.  Zur  Ermutigung  erhielt  er  von  Rät  und 
Burgern  einen  Beitrag  von  fünfzig  Talern.2)  1731  wurden  die 
Amtleute  aufgefordert,  die  Pflanzung  der  Maulbeerbäume  zu 
fördern.3)  Bald  darauf  meldeten  sich  der  Leutenant  Ballival  de 
Crousaz  und  der  Exulant  Jean  Barry  von  Nimes,  beide  in  Lau- 
sanne, um  einen  Geldvorschuß  für  die  Anpflanzung  von  30000 
Stämmchen.  Beide  wurden  abgewiesen  4),  doch  bekam  nachträglich 
Barry  dreißig  Taler  als  Unterstützung5),  sowie  einen  Vorschuß. f') 
Um  jene  Zeit  war  der  Bestand  der  Maulbeerbäume  kein  geringer. 
In  der  Pflanzung  von  Aubonne  standen  50000  junge  Bäume, 
deren  älteste  (dreijährig)  fingerdick  und  fünf  Fuß  hoch  waren.7) 
Die  Pflanzung  des  Dick  enthielt  dreitausend,  z.  T.  siebenjährige 
Stämmchen.8)  Aus  den  Baumschulen  hätten  sie  aufs  Land  ver- 
pflanzt werden  sollen;  aber  in  weitern  Kreisen  war  keine  große 
Sympathie  dafür,  wohl  hauptsächlich  weil  kein  großer  Gewinn 
winkte.9)  1738  verließ  Barry  die  Waadt  und  verlegte  seine 
Plantage  auf  das  hintere  Engefeld  in  Bern,  wo  er  auch  ein  Ge- 
bäude zur  Gewinnung  der  rohen  Seide  innehatte.10)  Vier  Jahre 
später,  als  er  um  einen  neuen  Geldvorschuß  einkam,  wurde  im 
Kommerzienrat  der  Nutzen  und  der  Erfolg  dieser  Pflanzung 
diskutiert.11)  Es  gab  Mitglieder,  die  unzufrieden  waren,  daß  bis 
jetzt  nur  noch  Bäume  gezogen,  aber  noch  keine  Seide  gewonnen 
worden  war,  obschon  sich  Barr)-  seit  fünfzehn  Jahren  der  Gunst 
der  Regierung  erfreute.  Sie  beschuldigten  ihn,  daß  er  wohl  das 
verstehe,  was  jeder  Bauer  könne,  die  Pflege  der  Bäume,  nicht 
aber  die  Gewinnung  von  Seide.  Zudem  wiesen  sie  auf  die  Un- 
gunst des  Klimas  hin,  die  einen  günstigen  Fortgang  der  Unter- 
nehmung unmöglich  mache.  Die  Mehrheit  aber  billigte  das  bis- 
herige  Vorgehen   Barrys   und   empfahl   ihn   zu   weiterer  Unter- 


I)  J.  B.  II.  221   Man.  J.  345.  2)  J.  B.  II.  356.  3)  J-  B.  III.  107. 

4)  J.  B.  III.  124,  126,  127.  Barry  hatte  die  Absicht  gehabt,  nach  Brandenburg 
zu  gehen,  war  dann  durch  Krankheit  seiner  Frau  in  der  Waadt  aufgehalten  worden 
und  infolge  der  Aufforderung  durch  Landvogt  Groß  in  Lausanne  dort  geblieben. 
(Mand.  Samml.  XVIII.  42.) 

5)  J.  B.  III.  129.  6)  Man.  L.  67.  7)  Man.  L.  267. 

8)  J.  B.  III.  333.  9)  ibid.  10)  J.  B.  III.  337.  341.  342. 

11)  J.  B.  IV.  190  ff. 
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Stützung.1)  Sie  hielt  auch  das  Klima  nicht  für  ungünstig.2)  Trotz 
des  neuen  Darlehens  ging  die  Unternehmung  rasch  ihrem  Ende 
entgegen.  Nach  1744  scheint  sie  verschwunden.3)  In  der  Waadt 
dagegen  gab  es  noch  1757  einzelne  Pflanzungen,  wie  die  des 
jüngern  Berdez  in  Vevey4);  aber  sie  enthielt  nur  sechshundert 
Bäumchen,  zudem  noch  an  „mitternächtlichen  Anhöhen".5)  Im 
Jahre  1766  endlich  wurde  noch  eine  Lotterie  veranstaltet  zur  Be- 
schaffung des  Geldes,  um  die  Zucht  der  Maulbeerbäume  zu 
fördern.6)  Die  Durchführung  wurde  dem  Kommerzienrate  gemein- 
sam mit  der  ökonomischen  Gesellschaft  übertragen7),  und  die 
Ziehung  fand  vom  18. — 21.  März  1766  statt.8)  Der  Gewinn  im 
Betrage  von  4992  fr.  129)  sollte  ebenfalls  mit  Hilfe  der  ökono- 
mischen Gesellschaft  verteilt  werden.10)  Der  Kommerzienrat  hatte 
hiefür  folgenden  Modus  vorgeschlagen.11):  Die  Hälfte  sollte  an- 
gewendet werden,  um  Hausvätern  gratis  junge  Maulbeerbäume 
zu  liefern,  die  andere  Hälfte  könnte  in  Form  von  Prämien  an 
solche  bezahlt  werden,  die  ihre  Bäumchen  nach  drei  Jahren  noch 
alle  wohlgepflegt  besaßen.  Trotz  alledem  hat  die  Seidenproduktion 
nie  eine  größere  Bedeutung  erhalten,  fünf  bis  sechs  Zentner 
jährlich  waren  alles,  was  geliefert  wurde.12) 

Im  Lande  produziert  wurden  vor  allem  viele  Häute  und 
Felle ;  die  Gerberei  hatte  Rohstoffe  genug ;  da  hatte  die  obrig- 
keitliche Aufsicht  nur  dahin  zu  wirken,  daß  das  Material  wirklich 
verarbeitet  und  nicht  roh  aus  dem  Lande  geführt  wurde.  Sie  tat 
das  durch  die  Ausfuhrverbote  und  die  Bestimmungen  über  den 
Vorkauf. 

Klagen  der  Gerber-Meisterschaft  über  die  Ausfuhr  von  Häuten 
und  Fellen  und  den  Mangel  an  solchen  im  Lande  veranlaßten 
Rät  und  Burger  schon  am  23.  Mai  1688  und  12.  März  1692,  die 
Ausfuhr  von  ,,Bock-,  Geiß-,  Kalb-,  Schaf-  und  Gitzif eilen"  zu  ver- 


1)  Er  hatte  „eine  große  Anzahl  solcher  in  schönstem  Wachstum  befindlicher 
Bäume  hin  und  wieder  in  Er.  Gn.  Landen  verkauft."  Die  vereinzelt  im  Lande  herum 
anzutreffenden  Maulbeerbäume  mögen  aus  jener  Zeit  stammen. 

2)  Sie  glaubte  sogar,  „daß  hiesiges  Land,  welches  sowohl  an  Fruchtbarkeit  und 
Produktion  allerhand  des  schönsten  Obstes  es  den  meisten,  wo  nicht  allen  benach- 
barten Ländern  weit  zuvorthut  und  überlegen  ist,  nicht  minder  auch  zu  Anpflanzung 
der  weißen  Maulbeerbäume  sehr  bequem  und  dienlich  sei", 

3)  Man.  O.  160.  4)  J.  B.  V.  127.  5)  Man.  Q.  330.  2.  Dezbr.  1760. 
6)  J.  B.  VI.  54.  Man.  S.  183.           7)  Man.  S.  184.  8)  Man.  S.  237. 

9)  Man.  S.  275.  10)  Man.  S.  253.  II)  J.  B.  VI.  54. 

12)  J.  B.  VI.  a.  a.  O. 

6* 
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bieten1 ),  die  Meister  des  Gerberhandwerks  aber  aufzufordern,  die 
Felle  selber  und  in  annehmbarem  Preise  zu  kaufen.2;  Das  Verbot 
sollte  Gültigkeit  haben,  so  lange  es  den  Gn.  H.  beliebte.  Es  blieb 
bis  14.  Mai  1731  in  Kraft,  in  welchem  Jahre  eine  neue  Verord- 
nung erging 3),  die  nebst  den  oben  genannten  Fellen  auch  die 
Rinderhäute  unter  achtzig  Pfund  Gewicht  auszuführen  verbot. 
An  einer  Erneuerung  derselben  arbeiteten  Kommerzienrat  und 
Kleiner  und  Großer  Rat  in  den  Jahren  1735  und  1736.  Der 
erstere  hatte  zwei  Gutachten  abgegeben,  Rat  und  Burger  hatten 
den  Hauptteil  des  Mandates  angenommen4),  aber  an  der  Frage, 
ob  man  auch  die  großen,  über  achtzig  Pfund  schweren  Häute 
dem  Verbot  unterwerfen  wolle,  scheiterte  ein  endgültiger  Beschluß  5); 
der  Kommerzienrat  hatte  auch  diese  in  das  Verbot  einbeziehen 
wollen 6),  dagegen  opponierten  die  Gerber,  die  für  diese  Ware 
keine  Verwendung  hatten "),  wie  aus  einem  dritten  Gutachten  des 
Kommerzienrates  vom  3.  März  1736  hervorgeht.  So  blieb  die 
Sache  liegen,  obschon  der  Kommerzienrat  ein  Plakat  verfaßt 
hatte.8)  Indessen  war  das  Mandat  von  1731  in  Kraft;  1738  hatte 
der  Metzger  Lohner  in  Thun  für  einen  Thurgauer  Felle  gekauft, 
weswegen  er  von  der  Meisterschaft  verklagt  wurde.  Der  Kommer- 
zienrat sprach  dahin,  daß  die  Felle  den  hiesigen  Meistern  zum 
gleichen  Preise  abzutreten  seien,  der  mit  dem  Auftraggeber  ver- 
einbart worden  war.9)  Erst  drei  Jahre  später  war  das  Geschäft 
zur  Verhandlung  und  Beschlußfassung  gereift.10)  Jetzt  wurde  das 
Mandat  gedruckt  und  öffentlich  bekannt  gemacht.11)  Danach 
waren  nun  alle  Felle  und  Häute,  auch  die  größten,  dem  Ausfuhr- 
verbot unterworfen. 

Der  Effekt  war  nicht  groß,  und  vor  allem  nicht  dauernd. 
Anfangs  des  Jahres  1742  wurde  der  Regierungsvertreter  im  Ober- 
hasli  aufgefordert,  dem  Ausführen  von  unverarbeiteten  Häuten 
über  den  Brünig,  worüber  sich  die  Gerber  beklagten,  Einhalt  zu 
tun.12)  Übrigens  wurde  das  Mandat  1742  schon  abgeändert.  Die 
Metzger,  besonders  die  der  Waadt,  beklagten  sich,  daß  die  Häute 

1)  Die  Ausfuhr  war  eigentlich  schon  seit  1666  verboten.  Die  Gerber  erhielten 
in  ihrem  sog.  Freiheitsbrief  das  Vorkaufsrecht,  aber  die  Ausfuhr  von  gekauften  Fellen 
war  ihnen  untersagt. 

2)  Mem.  B.  1687,  S.  79.  Mand.  B.  Nr.  9,  S.  996.  3)  R.  M.  Nr.  131,  S.  14t. 
4)  R.  M.  Nr.  146,  S.  98.  7.  Febr.  1735.  5)  R.  M.  Nr.  1 46,  S.  156.  16.  Febr.  1735. 
6)  J.  B.  III.  372.       7)  J.  B.  III.  244.       8)  J.  B.  III.  247.       9^  Man.  M.  148. 

10)  Gutachten  des  K.  R.  J.  B.  III.  372. 

11)  Mand.  B.  Nr.  15,  S.  502.  J.  B.  IV.  16.  Mand.  Sammig.  XXIX. 

12)  J.  B.  IV.  148  ff. 
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seit  1739  nicht  mehr  Absatz  hätten.1)  Es  wurde  ihnen  für  eine 
Probezeit  von  einem  Jahre  bewilligt,  sie  auszuführen,  aber  den 
einheimischen  Gerbern  wurde  das  Zugrecht  vorbehalten,  und  zwar 
sollten  sie  die  Ware  um  den  Preis  annehmen,  der  dem  Metzger 
vom  Ausländer  geboten  worden  war.2)  Für  die  Ausfuhr  war 
eine  besondere  Bewilligung  nötig3),  und  sie  durfte  nur  erfolgen, 
wenn  sie  den  Gerbern,  die  das  Zugrecht  hatten,  bekannt  gegeben 
worden  war  und  diese  den  Ankauf  ausgeschlagen  hatten.4)  Die 
Mitteilung  an  die  Gerber  erfolgte  in  Bern  anfangs  durch  denWeibel  des 
Kommerzienrates  5),  später  durch  Bekanntmachung  im  „Avis-Blatt".6) 
Das  Ausfuhrverbot  war  damit  durchbrochen ;  immerhin  bestand 
eine  gewisse  Beschränkung  durch  die  Möglichkeit  der  Anwendung 
des  Zugrechtes,  sowie  durch  die  speziellen  Ausfuhrbewilligungen. 
Die  Zahl  der  verlangten  und  erteilten  Patente  war  schon  1758 
und  1759  eine  bedeutende.7)  Wer  ohne  .Erlaubnis  auszuführen 
suchte,  wurde  gebüßt,  wie  Joh.  Jak.  Heggi  in  Burgdorf  (100  L)  8). 
Es  scheint,  daß  der  Weg  über  den  Brünig  gesperrt  werden 
konnte,  denn  Unterwaiden  beklagte  sich  1760  zwei  Mal  über  das 
bernische  Ausfuhrverbot.9)  Umsonst,  Bern  blieb  dabei.10)  1775 
wurde,  was  zu  allgemeinem  Brauch  geworden  war,  wieder  in  ein 
Mandat  vereinigt.11)  Auch  jetzt  wurde  ausnahmsweise  erlaubt 
rohe  Häute  auszuführen,  nachdem  sie  im  Avisblatt  zwei  Mal  mit 
einem  Zwischenraum  von  vierzehn  Tagen  ausgeschrieben  worden 
waren,  nachdem  auch  der  Kommerzienrat  seine  Bewilligung  hierzu 
erteilt  hatte,  was  nicht  eher  als  vierzehn  Tage  nach  der  letzten 
Publikation  geschehen  durfte;  das  Zugrecht  blieb  vorbehalten. 
Das  Mandat  wurde  1792  unverändert  erneuert12),  nachdem  1785 
als  Ergänzung  auch  die  Ausfuhr  der  Bälge  von  Wild  verboten 
worden  war 13),  wie  es  die  Kürschner  verlangt  hatten.  Dieses 
Verbot  wurde  erst  am  14.  November  1795  aufgehoben,  mit  Aus- 
nahme für  die  Hasenbälge,  deren  Ausfuhr  zu  Gunsten  der  Hut- 
macher untersagt  blieb.14) 

1)  J.B.  IV.  179. 

2)  J.  B.  IV.  l86.  Um  die  Höhe  des  vereinbarten  Preises  zu  sichern,  konnte 
der  Lieferant  oder  der  ausländische  Käufer,  oder  beide,  zum  Eid  angehalten  werden. 

3)  Man.  Q.  8o,  117.  4)  Man.  Q.  117,  123.  5)  Man.  Q.  117. 

6)  Wir  finden  hierüber  keine  Vorschrift,  aber  vom  Jahre  1 758  an  scheint  es 
allgemeine  Übung  gewesen  zu  sein.  (Man.  Q.  212,  284,  298.) 

7)  Uber  5000  Stück  werden  genannt,  und  zweifellos  sind  uneingeschriebene 
Bewilligungen  erteilt  worden.  (Man.  Q.  212,  224,  284.) 

8)  Man.  Q.  313.  9)  J.  B.  V.  243.  272.  10)  J.  B.  V.  246,  275. 

11)  3.  März  1775.  J.  B.  VI  305.  Mand.  B.  26,  S.  482. 

12)  J.  B.  VIII.  167.  13)  J.  B.  VII.  93,  95-  14)  Man.  X.  56. 
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Mit  den  Ausfuhrverboten  stehen  im  Zusammenhang  die  Ver- 
ordnungen über  den  Vorkauf;  das  Vorkaufrecht  im  Handel  mit 
Fellen  und  Häuten  war  seit  1666  den  „redlichen"  Gerbern  f  in- 
geräumt, d.  h.  sie  allein  waren  berechtigt,  Felle  und  Häute  ein- 
zukaufen, allen  Metzgern  und  andern  Personen  war  es  verboten.1; 
Dieses  Recht  wurde  nachher  in  allen  Ledermandaten,  die  die 
Ausfuhr  sperrten,  den  Gerbern  wiederholt,  zum  Teil  unter  aus- 
drücklichem Hinweis  auf  den  Freiheitsbrief  von  1 666. 2)  Was  die 
Gerber  im  Lande  aufgekauft  hatten,  durften  sie  auf  keinen  Fall 
ausführen ;  eine  Ausfuhr  war  in  der  zweiten  Hälfte  des  Jahr- 
hunderts nur  den  Metzgern  möglich,  aber  nur  die  Ausfuhr  der 
Felle,  die  von  den  selbstgeschlachteten  Tieren  herstammten.3) 
Nach  dem  Mandat  von  1775  durften  die  Meister  der  Städte  allein 
den  Einkauf  durch  Kommissionäre  ausführen  lassen,  die  dazu 
schriftliche  Vollmacht. vom  Kommerzienrat  erhielten. 4 )  Zu  andern 
Zeiten  hatten  die  Gerber  vom  Lande  das  nämliche  Recht;  denn 
1698  wurden  den  Meistern  von  Bern  und  aus  dem  Aargau  er- 
laubt, die  Felle  im  Oberland  allein  zu  kaufen5),  mit  der  kleinen 
nachträglichen  Beschränkung,  daß  jedermann  für  seinen  Haus- 
gebrauch kaufen  dürfe  6),  die  auch  in  die  Mandate  überging.  Diese 
aargauischen  Meister  sandten  zu  diesem  Geschäft  ebenfalls  drei 
Bevollmächtigte  7)  und  der  Kommerzienrat  gab  den  Amtleuten 
des  Oberlandes  die  Weisung,  sie  in  ihrer  Verrichtung  nicht  zu 
hindern.  Da  die  Aargauer  weit  von  dem  Hauptproduktionsgebiete, 
dem  Oberland,  entfernt  wraren,  bewilligte  ihnen  der  Kommerzienrat 
geradezu  einen  ständigen  Angestellten  zum  Ankauf  von  Fellen  im 
Jahre  1744.8)  Dieser  Kommissionär,  Stephan  Brand,  wohnte  in  Thun. 

Er  durfte  nur  den  Gerbern  des  Bernbiets  verkaufen;  er  hatte 
ein  Verzeichnis  der  gekauften  und  verkauften  Felle  anzulegen  und 
die  Aufträge  der  Meister  vorzulegen9);  am  Ende  des  Jahres  sollte 
er  die  Kontrolle  über  Ein-  und  Ausgang,  sowie  die  schriftlichen 
Bestellungen  und  die  Empfangsbescheinigungen  der  Commis  dem 

1)  Rinderhäute  waren  nicht  inbegriffen. 

2)  Z.  B.  im  Mandat  von  1731.  R.  M.  Nr.  131,  S.  141.         3)  J.  B.  VI.  305. 

4)  Die  sog.  MCommissionnair-Patenten"  wurden  überhaupt  erst  jetzt  gesetzlich, 
nachdem  sie  schon  früher  in  Übung  gewesen  waren. 

5)  Man.  A.  143.  8.  Jan.  1698.  6)  Man.  A.  144,  11.  Jan.  1698. 

7)  Man.  A.  236.  8)  Man.  O.  136.  Vorläufig  für  ein  Jahr. 

9)  Es  war  ihm  also  nicht  erlaubt  frei  zu  kaufen  und  zu  verkaufen ;  er  durfte 
nur  die  Bestellungen  der  Meister  ausführen.  Die  „Procur"  des  Meisters  an  den 
Beauftragten  mußte  die  genaue  Zahl  der  bestellten  Häute  und  Felle  enthalten. 
(Man.  O.  140.) 


—    87  — 


Kommerzienrate  einsenden.  Schon  einen  Monat  nach  der  Instal- 
lation des  Brand  reklamierten  die  Gerber  in  Thun  und  behaupteten, 
sie  fänden  für  sich  selber  keine  Felle  mehr  l)t  und  doch  hatte 
Brand  seine  Bewilligung  nicht  überschritten.  Sie  hatten  eben 
gegen  die  Verordnungen  mit  Fellen  gehandelt.  Brand  behielt 
seine  Bewilligung.  Diese  Vollmachten  wurden  beibehalten2),  aber 
die  Bestimmungen  über  den  Vorkauf  wurden  oft  verletzt.3) 

Die  Ausfuhrverbote  beschränkten  sich  nicht  auf  Häute  und 
Felle,  sie  betrafen  auch  einige  andere  rohe  Materialien,  zunächst 
Nebenprodukte  der  Gerberei  und  notwendige  Hilfsmittel 
dieses  Handwerks.  Unter  erste ren  möchten  wir  nur  die  Leder- 
abfälle erwähnen,  die  den  Leimfabrikanten  dienten  und  die  nicht 
veräußert  werden  sollten,  damit  nicht  der  Leim  aus  dem  Auslande 
bezogen  werden  müsse.4)  Die  Hilfsmittel  betreffen  die  Gerber- 
lohe. Die  Verordnungen  hierüber  sind  ungefähr  gleich  alt  wie 
die  Ausfuhrverbote  der  Häute.  Wurde  doch  die  erste  am  1 .  April 
1693  erlassen,  kaum  ein  Jahr  nach  dem  ersten  Ausfuhrverbot.5) 
Sie  schrieb  vor,  daß  das  Eichen-  und  Fichtenholz  zum  Brennen 
so  viel  möglich  im  Mai  gehauen  werden  sollte,  und  daß  alle 
Lohe  den  Rot-  und  Weißgerbern  verkauft  werden  solle.  Diese 
Verordnung  wurde,  weil  ihr  ,',dennoch  nicht  nachgelebt,  sondern 
das  Loh  durch  die  unzeitige  Fällung  der  Eichen  und  Rottannen 
täglich  teurer  werde  und  unsere  geliebte  Burger  und  Angehörige 
sich  selten  einen  nicht  zu  verachtenden  Vorteil  entziehen",  mehr- 
mals wiederholt:  28.  April  1707  6),  27.  Januar  1724,  17.  und  18. 
Februar  1725,  6.  Januar  1727'),  13.  Mai  1739«),  30.  Juni  1757. 9) 
Sie  wurde  am  23.  Dezember  1767  auf  Vorschlag  des  Komraer- 
zienrats  ergänzt,  indem  an  Stelle  der  hohen  Ungnade  im  Uber- 
tretungsfalle  die  Konfiskation  der  Ware  und  zehn  L.  Buße  für 
jedes  Fuder  ungestampfter  und  zwei  L.  für  den  Sack  gestampfter 
Lohe  gesetzt  wurden.10)  In  dieser  Fassung  ging  sie  auch  in  die 
Ledermandate  von  1775  und  1792  über. 

1794  erging,  gestützt  auf  ein  Gutachten  des  Kommerzienrates  ll) 
ein  Ausfuhrverbot  gegen  den  Export  von  Hanf-  und  Flachs- 

1)  Man.  O.  155. 

2)  J.  B.  V.  238,  286.  Bis  1789,  da  sie  bei  der  Regelung  des  ganzen  Patent- 
systems „als  unnütz  abgeschafft"  wurden.  R.  M.  418,  S.  126. 

3)  J.  B.  IV.  148,  V.  243,  VII.  43.  4)  Man.  J.  75  f.  95.  5)  R.  M.  234,  S.  283. 
6)  R.  M.  28,  S.  14.  7)  Die  drei  waren  nicht  aufzufinden. 

8)  Vierter  Artikel  des  Ledermandats  von  1739. 

9)  J.  B.  V.  94.  Mand.  Samlg.  II.  8.  10)  J.  B.  VI.  151  f.  Man.  T.  55. 

.   Schon  1638.   Tillier  IV.  470. 
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samen,  von  Flachs,  Hanf  und  Garn.1)  Es  scheint,  daß 
solche  nach  Frankreich  ausgeführt  wurden,  während  fremde  Stoffe 
fast  nicht  erhältlich  waren.  Die  Ausfuhr  wurde  aber  gestattet, 
wenn  es  sich  nur  darum  handelte,  das  Rohmaterial  oder  Halb- 
fabrikat außerhalb  der  Grenze,  im  Bucheggberg  oder  im  Luzernschen 
verarbeiten  zu  lassen  und  unter  der  Bedingung,  daß  das  fertige 
Produkt  wieder  eingeführt  wurdet)  Die  Sperre  dauerte  nur  zwei 
Jahre,  sie  wurde  1796,  12.  September,  wieder  aufgehoben.3) 

In  dem  Bestreben,  möglichst  viel  Verdienst  von  den  ,,main 
d'oeuvres"  dem  Volke  zu  sichern,  verbot  der  Kommerzienrat  auch 
die  Ausfuhr  von  gewissen  Halbfabrikaten,  so  von  nicht  vollständig 
bearbeiteten  Uhren  und  Bijouteriewaren  der  Fabrik  Ador  und 
Bonnard  in  Bern 4) ;  nur  roh  behauener  Marmor  wurde  dem 
Marmorschleifer  Doret  in  Morges  angehalten;  Fachleute  mußten 
untersuchen,  ob  wenigstens  so  viel  daran  gearbeitet  sei,  als  der 
Transport  zulasse,  in  welchem  Falle  die  zweiundzwanzig  Stücke 
die  Grenze  passieren  sollten.5) 

Endlich  erwähnen  wir  noch  die  Ausfuhrverbote  für  altes 
Eisen0)  und  Kupfer7);  das  letztere  wurde  1740  und  1770  er- 
neuert.8) 

Am  17.  März  1794  erging  ein  Ausfuhrverbot  für  altes  Metall  9), 
sodaß  die  Buchdrucker  Chenebie  und  Lörtscher  in  Vevey  eine 
Bewilligung  brauchten,  um  ihre  Lettern  zum  Umgießen  nach  Basel 
zu  senden.10)  Das  Mandat  war  in  seiner  ganzen  Strenge  unhaltbar; 
so  bekamen  einzelne  Fabrikanten  von  kleinen  Metallwaren  die 
Bewilligung  zur  Ausfuhr,  z.  B.  Harrison  in  Burgdorf.11)  Das  Verbot 
wurde  am  21.  März  1795  dahin  gemildert,  daß  mit  Patenten  vom 
Kommerzienrate  die  Ausfuhr  ermöglicht  wurde 12),  und  auf  die 
Vorstellung  von  Händlern  und  Fabrikanten,  die  erklärten,  daß  sie 
bei  solchem  Zustande  nicht  existieren  könnten,  fiel  das  Verbot 
am  12.  September  1796. 

Die  Einfuhr  von  Rohmaterial  wurde  nie  gehindert, 
auch  nicht  von  solchem,  das  man  im  Inlande  zu  gewinnen  suchte, 
wie  Wolle  oder  Seide,  nicht  einmal  von  Häuten,  deren  doch  die 

I)  Man.  X.  237.  2)  Man.  X.  258,  261.  3)  Man.  Y.  158. 

4)  J.  B.  V.  263.  5)  X  B.  IV.  77. 

6)  J.B.III.  15  ff.  In  der  Konzession  an  Herrenschwand,  mit  deren  Erlöschen 
das  Verbot  hinfällig  wurde. 

7)  1728:  Mand.  B.  13,  S.  838.  8)  Mand.  B.  16,  S.  103.  J.  B.  VI.  189. 
9)  Man.  X.  227.        10)  Man.  X.  262.        Ii)  J.  B.  VIII.  244,  255.  Man.  X.  315. 

12)  Man.  X.  379.  J.  B.  VIII.  283.  13)  Man.  Y.  158.  J.  B.  VIII.  340. 
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einheimische  Viehzucht  genug  produzierte.  Im  Gegenteil,  je  mehr 
Rohmaterial  hereinkam,  desto  mehr  konnte  verarbeitet  werden, 
desto  mehr  Arbeit  und  Gewinn  wurde  dem  Lande  gesichert  und 
bezahlt. 

Die  Einfuhrerleichterung  geschah  vor  allem  durch  den  Verzicht 
der  Obrigkeit  auf  die  Zölle.  Die  Zollansätze  waren  mäßig,  sogar 
gering,  wie  von  zeitgenössischen  Quellen  berichtet  wird1);  auf 
deutschem  Gebiete  waren  vierundzwanzig,  auf  französischem  neun 
Zollstätten2),  und  die  Zölle  hatten  keinen  andern  Zweck,  als  die 
staatlichen  Kassen  zu  speisen,  waren  also  reine  Finanzzölle.  ,,Zoll 
und  Geleit"  waren  ehemals  eine  Abgabe  an  den  Landesherrn 
gewesen,  wofür  dieser  Sicherheit  der  Warentransporte  in  seinem 
Territorium  garantierte.  Diese  Bedeutung  war  im  18.  Jahrhundert 
verlassen,  und  der  Staat  forderte  nunmehr  eine  Abgabe  von 
allen  Waren,  sei  es  bei  der  Ein-,  Aus-  oder  Durchfuhr.  Dazu 
kamen  noch  besondere  Hafen-,  Brücken-  und  Straßengelder,  sowie 
der  Pfundzoll.3)  Die  Befreiung  von  Zoll  und  Geleit  erfolgte  aber 
nicht  für  eine  Warengattung  allgemein,  wie]  es  heute  geschehen 
würde.  Nur  zu  Gunsten  einzelner  Fabrikanten  wurde  der  Zoll 
auf  kürzere  oder  längere  Zeit  nicht  bezogen. 

Der  Große  Rat  nannte  1688  die  „Zollsexemption"  ein  Haupt- 
mittel zur  Einführung  der  Manufakturen.4)  Er  verstand  darunter 
sowohl  die  zollfreie  Einfuhr  ihrer  Waren  beim  Eintritt  als  die 
Zollfreiheit  während  fünf  Jahren  für  Rohstoffe  bei  der  Einfuhr 
und  verarbeitete  Produkte  bei  der  Ausfuhr.  Wirklich  hatte  der 
Kommerzienrat  dieses  Recht  der  Bewilligung  von  Zollfreiheit  für 
fünf  Jahre  bis  zum  26.  Februar  1745.  Von  da  an  wurde  dieses 
Recht  von  Rät   und  Burgern  allein  geübt 5),   indem   durch  einen 

1)  Heinzmann,  Beschreibung  der  Stadt  und  Republik  Bern  I.  165  II.  399. 

2)  Tillier  V.  340. 

3)  Eine  kurze,  klare  Orientierung  über  das  Zollsystem  gibt  K.  Mathy  in  der  Ein- 
leitung zum  Aufsatz  über  die  Zollrevision  in  der  ,,Bernerschen  Vierteljahrsschrift'1  184O. 

4)  J.B.  1687,  S.  iff.  R.  M.  210,  S.  156 ff. 

5)  J.B.  IV.  309.  Die  Neuordnung  ging  auf  eine  Aufhebung  der  Vergünstigung 
aus,  wozu  die  Absicht  schon  1742  auftrat,  als  bei  der  Beratung  der  Standsrechnung 
die  Bemerkung  gemacht  wurde,  die  Zölle  im  deutschen  Kantonsteile  vermindern  sich 
von  Jahr  zu  Jahr.  Die  Ursache  glaubte  man  in  den  zu  häufigen  Zollvergünstigungen 
zu  finden,  worauf  die  Zollkammer  in  ihrem  Vortrage  am  18.  Dezb.  1744  den  Weg 
zur  Abhilfe  einschlug;  der  dann  gewählt  wurde.  Auch  der  Kommerzienrat  gab  ein 
Gutachten  ein,  in  dem  eine  Meinung  die  Richtigkeit  der  geäußerten  Ansicht  zugab 
und  aus  den  Vergünstigungen  Mißbrauch,  ,, Irrungen  und  Hindernußen"  entstehen  sah, 
während  die  andere  den  Grund  eher  in  „ denen  seith  verschiedenen  Jahren  daher 
zu  höchstem  Nachteil  der  Commercii  fortdauernden  Kriegstroublen  und  daher  ent- 
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Beschluß  der  Zweihundert  jedem  andern  Amt  die  früher  erteilte 
Vollmacht  entzogen  wurde.  Ausdrücklich  wurde  betont,  daß  die 
Vergünstigung  nur  neu  errichteten  Betrieben  bewilligt  werden 
sollte.  Darum  wurde  der  Seidenfabrikant  Jonquiere  im  Jahre 
1740  abgewiesen  mit  der  Begründung,  seine  Fabrik  sei  in  ge- 
sicherten Verhältnissen  und  habe  die  Vergünstigung  schon  40 
Jahre  lang  genossen.1)  An  den  vorgeschriebenen  fünf  Jahren 
hielt  der  Kommerzienrat  nicht  strenge  fest,  er  ging  gelegentlich 
auf  zehn  Jahre2),  und  Erneuerungen  nach  Ablauf  der  fünf  ersten 
Jahre  kamen  oft  vor,  besonders  in  der  Seidenindustrie.  So  erhielt 
die  Seidenfabrik  Gruner  und  Äschbacher  in  Bern  im  Februar  1718 
die  Befreiung  vom  Zoll  die  1723  4),  und  1728  5)  um  je  fünf 
Jahre  verlängert  wurde.  Der  gleichen  Gunst  erfreute  sich  die 
Seidenfabrik  von  Jean  Francois  Panchand  &  Cie.,  der  1733  die 
schon  seit  fünfzehn  Jahren  genossene  Freiheit  auf  zehn  weitere 
Jahre  ausgedehnt  wurde 6),  um  dann  nochmals  um  vier  Jahre 
verlängert  zu  werden.")  Auch  die  bekannte  Fabrik  Senn  in  Zo- 
fingen und  andere  erfreuten  sich  der  Unterstützung  durch  Be- 
freiung vom  Zoll,  aus  andern  Industriezweigen  erwähnen  wir  die 
Indiennefabrik  Lutz  und  Hunziker,  Nachfolgerin  von  Küpfer  &  Cie 
(1744  für  fünf  Jahre)  8),  die  Tuchfabrik  von  Pelon  (1709  für  zehn 
Jahre) 9),  die  Strumpfweber  Peter  von  Ringgenberg,  Urs  Fricker, 
Joseph  Brunner10),  Hans  Zumbrunn  von  Ringgenberg11),  den 
Gerber  Jacques  Pache  in  Morges  l2j  (1704  für  fünf  Jahre),  den 
Handschuhmacher  Foriel  in  Bern  (1720  für  zehn  Jahre)  13),  die 
Gold-  und  Silberposamenterie  Joh.  Ziegler  (1706  für  fünf  Jahre) 14). 
Die  älteste  bekannte  Zoll-  und  Geleitbefreiung  ist  die   des  Louis 

standener  Theurung  so  wohl  der  Wahren  selbst  als  deren  Spedition",  ferner  in 
einer  neuen  Straße  von  Basel  in  die  Franche  Comte,  die  das  berniscbe  Gebiet  um- 
ging und  den  Transit  ablenkte,  und  nicht  minder  in  „von  den  Zollcommisen  und 
Aufsehern  exercierten  offtereren  vexationen"  fand  und  auf  den  großen  Wert  eines 
glücklichen  Fortgangs  der  Industrie  den  kleinen  Zollausfällen  gegenüber  aufmerksam 
machte.   (Resp.  prud.  XII.  8l,  83,  91.) 

I)  J.  B.  IV.  Q3,  95.  2)  J.  B.  III.  163.  3)  Man.  F.  II.  69. 

4)  J.  B.  II.  177.       5)  J.  B.  II.  374.       6)  J.  B.  III.  163.      7)  J.  B.  IV.  267. 

8)  J.  B.  IV.  299.  Küpfer  und  Cie.  schon  1740.  J.  B.  IV.  92. 

9)  R.  M.  35,  S.  194. 

10)  Mai  1722.  Man.  J.  25.  Nicht  nur  für  die  Wolle,  auch  für  Farbstoffe,  Öl  usw., 
die  sie  in  ihrem  Gewerbe  brauchten. 

11)  28.  Aug.  1723.    J.  B.  II.  178.  Verlängerung  um  fünf  Jahre.    J.  B.  II.  373- 

12)  Man.  C.  133. 

13)  Man.  G.  II.  204.  Verlängerung  um  fünf  Jahre  1 73 1 .  J.  B.  III.  108. 

14)  Man.  E.  47. 
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Therme  in  Lausanne  10.  April  1684  *),  es  folgen  die  von  Dautun 
und  Jonquiere  von  1695 2);  ins  17.  Jahrhundert  zurück  reicht 
auch  die  zu  Gunsten  von  Herff  &  Cie.  1699.3) 

Wir  fanden  auch  einige  Fälle,  in  denen  Fabrikanten  vom  Pfundzoll 
befreit  wurden.  Darunter  verstand  man  eine  Abgabe  von  Waren, 
die  an  einem  Marktplatze  feilgeboten  und  verkauft  wurden,  und 
zwar  von  der  ganzen  Menge  des  Aufgeführten,  wenn  davon  auch 
nur  ein  Teil  verkauft  wurde.4)  Von  diesem  Zoll  wurde  z.  B. 
1739  die  Indiennefabrik  Küpfer  &  Cie.  befreit5),  1788  die  Land- 
schneider für  die  Dauer  von  zwanzig  Jahren;  sie  verkauften  das 
Frutigtuch  und  zahlten  davon  zwei  Kreuzer  vom  Taler  Werts 6), 
was  ihnen  wegen  des  geringen  Verdienstes  und  auf  zweimalige 
Empfehlung  durch  den  Kommerzienrat  erlassen  wurde.  7)  Von 
dieser  Abgabe  wurde  1743  auch  F.  Hunziker,  Strumpffabrikant  in 
Aarau  befreit. 8)  Dagegen  waren  die  Zweihundert  nicht  einver- 
standen, daß  allen  fremden  Fabrikanten,  die  ihre  Waren  den 
Burgern  en  gros  verkauften,  der  Pfundzoll  geschenkt  werde,  wie 
der  Kommerzienrat  vorgeschlagen  hatte. 9)  Die  Freiheit  von 
dieser  Abgabe  war  ein  bürgerliches  Vorrecht. 

Schon  1697  mußte  man  erfahren,  daß  die  Vergünstigungen 
mißbraucht  wurden :  Privilegierte  verließen  ihr  Gewerbe  und  gingen 
zu  andern  über,  was  nicht  geschehen  sollte,  nachdem  sich  die 
Obrigkeit  ihrer  angenommen  hatte ;  andere  Waren  wurden  denen, 
die  Zollfreiheit  genossen,  beigemischt ;  Fremde  associerten  sich  den 
Privilegierten  und  wurden  so  der  Vorteile  anderer  froh;  An- 
gestellte hatten  eigene  Geschäfte  und  benutzten  unter  dem  Namen 
ihres  Herrn  dessen  Vergünstigung.10) 

Darum  ordnete  der  Kommerzienrat  an,  daß  alle  Waren  vor 
der  Ausfuhr  und  vor  der  Inempfangnahme  bei  der  Einfuhr  ins 
Kaufhaus  zu  bringen  seien,  daß  auch  Beamte  des  Kommerzienrats 
beim  Ein-  und  Auspacken  zugegen  seien,  wenn  Verdacht  wegen 
Betruges  vorhanden  war,  und  daß  die  ,-,Zollbefreiungspatenten" 
die  Zollfreiheit  genau  umschreiben  sollten;  eine  Abschrift  sollte 
dem  Kaufhaus  übermittelt  werden.11) 

I)  Pol.  B.  8,  S.  401.  Tillier  IV.  470.  2)  U.  Spr.  B.  AAA.,  S.  488. 

3)  Art.  15  des  Vertrags.   Bericht  von  Sinner. 

4)  Deutsches  Zollbuch  1279— 1793,  S.  8  im  Staatsarchiv. 

5)  J.  B.  IV.  92.  6)  Man.  W.  58,  61.  7)  J.  B.  VII.  204. 

8)  J.  B.  IV.  265.         9)  J.  B.  IV.  27.  30.   15.  Jan.  1740.         10)  Man.  A.  67 
11)  Man.  A.  443. 


